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1.1 ZIELE UND ADRESSATEN DES
LEITFADENS

Die Ausweisung neuer Bau- und Gewerbegebiete
fuhrt zwangsldufig zu Zielkonflikten mit dem
Schutz der Umwelt und des Klimas. Auch die Not-
wendigkeit der Klimaanpassung erfordert ver-
stirkte Mafinahmen auf der planerischen Ebene.
Planungsentscheidungen, die heute getroffen
werden, haben weitreichende Auswirkungen flir
die nachsten Jahrzehnte und dartiber hinaus. Aus
Klimaschutzgriinden sind an sich nur noch klima-
vertrigliche Baugebiete vertretbar.

Die Kenntnis der rechtlichen Moglichkeiten, die fiir
eine klimavertragliche Planung heute zur Verfi-
gung stehen, ist dabei von entscheidender Bedeu-
tung. Zwar ist der rechtliche Rahmen vielfach auch
begrenzend und ermoglicht nicht immer diejeni-
gen Mafinahmen, die als erforderlich angesehen
werden. Gleichwohl ist die rechtliche Bedeutung
des Klimaschutzes und der Klimaanpassung fiir
Abwigungsentscheidungen enorm  gestiegen.
Beide sind zudem als Ziele und als Aufgaben fuir die
Bauleitplanung vom Gesetzgeber definiert worden
(siehe 2.1). FUr die Gemeinden stellt sich daher heute
weniger die Frage, in welchem Umfang sie Klima-
schutz betreiben diirfen, als vielmehr, in welchem
Umfang sie dies rechtlich miissen. Die rechtlichen
Festsetzungsmoglichkeiten im Bebauungsplan
sind in den vergangenen Jahren ebenfalls kontinu-
ierlich vom Gesetzgeber erweitert worden. Diese
Moglichkeiten sollten genutzt werden.

Vor diesem Hintergrund ist es das Ziel des vor-
liegenden Leitfadens, den handelnden Akteuren
auf der kommunalen Ebene, sei es als haupt- oder
ehrenamtliche Gemeindevertreter, als Mitarbei-
terinnen der Verwaltung oder als planende und
ausfithrende Biiros, die rechtlichen Optionen fir
klimavertrigliche Baugebietsentwicklungen auf-
zuzeigen und wichtige Hinweise fiir eine rechts-
sichere Umsetzung zu geben. Der Leitfaden soll
einen Beitrag dazu leisten, die Themenfelder
Klimaschutz, Energie und Klimawandelanpassung

starker als bisher in das Blickfeld der kommunalen
Entscheider zu riicken und diese bei der Umset-
zung praxisnah zu unterstiitzen.

Dabei werden zahlreiche Beispiele aus der Praxis
dargestellt, aber auch wichtige Aussagen aus
Gerichtsentscheidungen und ihre Relevanz fir
die Planung erklart. Betrachtet wird im Folgenden
allein der verbindliche Bauleitplan (Bebauungs-
plan), nicht hingegen der Flichennutzungsplan.

1.2 INHALTE DES LEITFADENS

Im Folgenden werden zunichst die rechtlichen
Rahmenbedingungen einer klimavertraglichen
Planung erldutert (kapitel 2). Dabei werden insbe-
sondere die Anforderungen an die Rechtmaf3igkeit
des Bebauungsplans detailliert dargestellt.

Kapitel 3 gibt eine schematische Darstellung zum
Ablauf des Verfahrens der Planaufstellung und
-verabschiedung sowie wichtige Hinweise, an wel-
chen Stellen die Aspekte der Klimavertraglichkeit
in das Verfahren eingebracht werden sollten.

Bevor auf einzelne Festsetzungsmoglichkeiten im
Detail eingegangen wird, vermittelt Kapitel 4 eine
Ubersicht anhand eines Schaubilds, welches eine
grofse Zahl klimarelevanter Vorgaben enthilt. Das
Schaubild zeigt verschiedene RAume: grofistid-
tisch, stddtisch, kleine Gemeinde und landlichen
Raum. In den verschiedenen Riaumen sind unter-
schiedliche Mafinahmen, die aus Festsetzungen
resultieren, veranschaulicht. In der Bildlegende
neben dem Schaubild wird auf die konkreten Fest-
setzungsbeispiele im Kapitel 5 verwiesen.

Der Schwerpunkt dieses rechtlichen Leitfadens
liegt auf den Festsetzungsmoglichkeiten in einem
Bebauungsplan (im Folgenden auch B-Plan) und
damit auf den Mafinahmen im Zusammenhang
mit der Ausweisung neuer Baugebiete; Diese wer-
den in Kapitel 5 ausfihrlich dargestellt.




In Kapitel 5.3 wird exemplarisch auch auf die Mog-
lichkeit von Uberplanungen zur Sicherung beste-
hender Grinstrukturen aus Griinden des Natur-und
Klimaschutzes eingegangen.

Neben planerischen Festsetzungen gibt es wei-
tere Instrumente, die fiir die Entwicklung klima-
vertriglicher Quartiere dienlich sind: Dazu zdh-
len vor allem stadtebauliche oder vereinzelt auch
privatrechtliche Vertrige, die mit Investorinnen
und Investoren oder Eigentiimerinnen und Eigen-
timern abgeschlossen werden konnen (kapitel 6).
Daneben konnen weitere Satzungen zur Umset-
zung der Ziele einer klimavertraglichen Stadtpla-
nung genutzt werden wie Gestaltungssatzungen,
Regenwassersatzungen, aber auch ein satzungs-
rechtlicher Anschluss- und Benutzungszwang, der
im Falle von kollektiven Warmeversorgungslosun-
gen eine wichtige Rolle spielen kann (kapitel 7).

Die Themenbereiche, die in diesem Leitfaden
behandelt werden, sind sowohl fiir den Klima-
schutz als auch fur die Klimaanpassung von
Bedeutung. Teilweise iiberschneiden sich die
Funktionen auch: Dies gilt besonders im Bereich
der Begrunungsmafinahmen, die eine CO -bin-
dende Funktion haben, aber auch aufgrund von
Verschattungs- und Kithlungseffekten wichtige
Anpassungsmaifinahmen darstellen. Insofern mis-
sen beide Aspekte immer zusammengedacht wer-
den. Dort, wo beides gemeint ist, wird in diesem
Leitfaden zur sprachlichen Vereinfachung auch der
Begriff der »Klimavertréglichkeit« verwendet.

EINFUHRUNG

1.3 NUTZEN UND GRENZEN DES LEITFADENS

Abschliefiend ein wichtiger Hinweis zum Gebrauch
und zum Nutzen dieses Leitfadens: Ein Bebau-
ungsplan oder ein stiddtebaulicher Vertrag sind
immer »Unikate«, Einzelfallentscheidungen, die
eine Antwort auf eine ganz konkrete planerische
»Konfliktlage« in einer sehr spezifischen Situation
vor Ort sind. Die unterschiedlichen Interessen bei
einem Bebauungsplan, die »Abwigungsbelange,
sind so vielfaltig, dass es grundsétzlich keine gene-
ralisierte »Standardabwégung« geben kann.

Die zahlreichen Festsetzungsbeispiele, die in die-
sem Leitfaden beschrieben werden, dienen als
Anregung. Es sollte daher vor einer Ubernahme
sorgfiltig Uiberpruft werden, ob sie im konkreten
Fall fur die eigene Planung »passen« oder entspre-
chend verdndert werden mussen (was der Regel-
fall ist). Erst recht gilt dies fur die Ausfuhrungen
zur Abwéigung, die hier beispielhaft vorgestellt
werden. Insofern ist der Leitfaden als Anregung
zu verstehen, der die eigene Entscheidung nicht
ersetzt.
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2 KLIMAVERTRAGLICHE BAULEITPLANUNG -
RECHTLICHE RAHMENBEDINGUNGEN

Es ist heute unstrittig, dass das Baugesetzbuch
als Ziel den globalen Klimaschutz sowie die
lokale Klimaanpassung in den Kommunen
verfolgt. Im Folgenden wird dies im Einzelnen
erlautert (kapitel 2.1). Unter 2.2 werden die recht-
lichen Anforderungen an die Planung im Detail
beschrieben und schlief’lich die Beriicksichti-
gung des Klimaschutzes und der Klimaanpas-
sung im Rahmen der Umweltpriifung behandelt
(Kapitel 2.3).

2.1 KLIMASCHUTZ UND KLIMAANPAS-
SUNG ALS ZIELE UND AUFGABEN DER
BAULEITPLANUNG

§ 1 Abs.5 BauGB

Die Bauleitplane sollen (...) dazu beitragen, eine menschen-
wiirdige Umwelt zu sichern, die natiirlichen Lebensgrund-
lagen zu schiitzen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz
und die Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadtent-
wicklung, zu fordern (...).

§ 1a Abs. 5 BauGB

Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll sowohl durch
MaBnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch
durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen,
Rechnung getragen werden. Der Grundsatz nach Satz 1ist in
der Abwagung nach § 1 Absatz 7 zu beriicksichtigen.

Bereits im Rahmen des Europarechts-Anpassungs-
gesetzes Bau wurde im Jahr 2004 der »allgemeine
Klimaschutz« als zu beachtende Zielvorgabe in
§1 Abs.5 BauGB aufgenommen. Erst recht seit
der sog. »Klimaschutznovelle« 2011 sind ersicht-
lich sowohl der Klimaschutz als auch die Klima-
anpassung als stidtebauliches Ziel und als Abwi-
gungsbelang in die Planung integriert. Aufgabe der
Bauleitplanung ist somit auch, einen Beitrag zum
Klimaschutz zu leisten.

Die Bedeutung des Klimaschutzes wurde auch
durch das Bundes-Klimaschutzgesetz sowie durch
das wegweisende Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts zu diesem Gesetz im Jahre 2021 gestarkt.

i
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DAS BUNDES-KLIMASCHUTZGESETZ ENTHALT IN § 13
FOLGENDE REGELUNG:

(1) Die Trager offentlicher Aufgaben haben bei ihren
Planungen und Entscheidungen den Zweck dieses Gesetzes
und die zu seiner Erfiillung festgelegten Ziele zu beriicksich-
tigen. Die Kompetenzen der Linder, Gemeinden und Gemein-
deverbande, das Beriicksichtigungsgebot innerhalb ihrer
jeweiligen Verantwortungshereiche auszugestalten, bleiben
unberiihrt.

Diese Vorschrift bedeutet also, dass auch die
Gemeinden im Rahmen ihrer Zustindigkeiten die
Minderungsziele des Bundes-Klimaschutzgeset-
zes - und damit indirekt die Vorgaben des Pariser
Abkommens - zu unterstiitzen haben.

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat in der
Klimaschutzentscheidung von 2021 hervorgeho-
ben, dass die Erreichung von Klimaneutralitit ein
Verfassungsauftrag ist. Tatigkeiten, die Treibhaus-
gase emittieren, werden in zunehmendem Mafie
rechtfertigungsbediirftig und zwar um so mehr, als
das Emissionsbudget im Laufe der Zeit aufgezehrt
sein wird. Die Losung des Klimaschutzproblems
darf aus verfassungsrechtlicher Sicht nicht auf die
zukiinftigen Generationen verschoben werden.
Aus diesem Grund hatte das Gericht die damals
fehlenden konkreten Minderungsziele ab dem Jahr
2030 in dem deutschen Klimaschutzgesetz fiir ver-
fassungswidrig erklart.

Zentrale Aussagen des Verfassungsgerichts sind
mittlerweile von den Gerichten auch in Verfahren
tuber Bebauungsplidne als Richtschnur zugrunde-
gelegt worden:

Der Staat (ist) durch das Grundrecht auf den Schutz von
Leben und Gesundheit in Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG zum
Schutz vor den Gefahren des Klimawandels verpflichtet.
Daraus folgt zum einen, dass er dem erheblichen Gefah-
renpotenzial des Klimawandels durch Mafinahmen
begegnen muss, die in internationaler Einbindung dazu
beitragen, die menschengemachte Erwdrmung der Erde
anzuhalten und den daraus resultierenden Klimawandel
zu begrenzen. Dariiber hinaus und zugleich verpflichtet




Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG den Staat aber auch, den Gefahren,
soweit der Klimawandel nicht aufgehalten werden kann
oder bereits eingetreten ist, durch positive Schutzmaf3-
nahmen - sog. Anpassungsmafinahmen - zu begegnen.
Diese Mafinahmen sind erginzend erforderlich, um die
Gefahren durch die tatsichlich eintretenden Folgen des
Klimawandels auf ein verfassungsrechtlich hinnehm-
bares Maf} zu begrenzen.

—

» VGH Mannheim, Urt. v. 29.9.2023 - 14 S 891/22 -, BeckRS 2023,

30923 (Normenkontrollverfahren gegen einen Bebauungsplan).

Wie sich diese neue Rechtslage zukiunftig auf die
Planung konkret auswirken kann, wird bereits in
einer weiteren Entscheidung des Verwaltungsge-
richtshofs Mannheim aus dem Jahr 2021 deutlich,
in dem das Gericht sich bereits an der Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts orientiert.

Das Gebot des Klimaschutzes gilt auch fiir Kommunen
(§13 Abs. 1 Satz 1 und 2 Bundes-Klimaschutzgesetz -
KSG) (...). In Bauleitpldnen ist geméif § 1 Abs. 5 Satz
2 BauGB der Klimaschutz und die Klimaanpassung,
insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fordern.
(...) Diese Planungsleitlinien und Abwégungsdirektiven
erfordern zwar eine besonders sorgfiltige planerische
Abwigung im Hinblick auf den Klimaschutz, verleihen
ihm aber keinen Vorrang vor anderen Belangen (...). Sie
erfordern mithin keinen vollstindigen Verzicht auf die
Ausweisung neuer Baugebiete. In Betracht kommen
vielmehr auch Festsetzungen in den nachfolgenden
Bebauungspldnen, etwa nach §9 Abs.1 Nrn. 10, 12, 23 b)
BauGB, oder die Entwicklung von Klimaschutzkon-
zepten wie etwa einer »Stadt der kurzen Wege« oder
einer dezentralen Energieerzeugung.
—
» VGH Mannheim Urt. v. 6.7.2021 - 3 S 2103/19 - BeckRS 2021, 33854 (=
KlimR 2022, 33), Rn. 166-168.

Auch wenn der Klimaschutz in der Abwagung der-
zeit noch keinen absoluten Vorrang hat, so sind die
Belange des Klimaschutzes schon heute »beson-
ders sorgfiltig« in der Abwiagung zu berlicksichti-
gen (siehe 2.2.3).

Wichtig ist also, dass sich die planende Gemeinde
im Rahmen des Bauleitplanverfahrens mit dem
Klimaschutzgebot des § 13 KSG und jenem des §1a
Abs. 5 BauGB auseinandersetzt und uber erforder-
liche Klimaschutz- und Klimaanpassungsmafinah-
men entscheidet.

KLIMAVERTRAGLICHE BAUPLANUNG

Bauleitplane, die heute verabschiedet werden,
haben erhebliche Wirkungen fir die Zukunft. Es ist
daher auch aus verfassungsrechtlicher Sicht not-
wendig, dass die mit dem Vollzug der Planung not-
wendigerweise verbundenen CO_ -Emissionen auf
ein Mindestmaf$ reduziert werden, der Vollzug der
Planungen weitgehend klimaneutral ist und den
schon eingetretenen und absehbaren zukiinftigen
Folgen des Klimawandels durch Festsetzungen zur
Klimaanpassung Rechnung getragen wird.

MERKE: Es geht heute nicht mehr darum, ob
Gemeinden Klimaschutz und Klimaanpassung und
Klimaschutz betreiben diirfen, sondern in welchem
Umfang sie dies miissen.

2.2 WORAUF BEI PLANERISCHEN FESTSET-
ZUNGEN ZU ACHTEN IST

So deutlich die Notwendigkeit des Zieles somit auf
der Hand liegt, so ist doch die Umsetzung nur im
Rahmen der den Kommunen rechtlich zur Verfii-
gung stehenden Rahmenbedingungen moglich.
Im Folgenden werden die wichtigsten rechtlichen
Voraussetzungen beleuchtet, die fiir eine rechtssi-
chere Planung zu beachten sind.

2.2.1 RECHTLICHE GRUNDLAGE VORHANDEN?

Mit dem Bebauungsplan kann die Gemeinde sehr
prazise und kleinteilig die Planung steuern. Da der
Plan aber in das Eigentumsgrundrecht der Bauwil-
ligen eingreift, bedarf jede Festsetzung nach dem
Rechtsstaatsprinzip einer gesetzlichen Grundlage.
Jede einzelne Festsetzung im B-Plan muss des-
halb durch das Baugesetzbuch abgedeckt sein. Die
Gemeinde kann also nur das in den B-Plan hinein-
schreiben, was ihr vom Baugesetzbuch »erlaubt«
wird. Diese zuldssigen Festsetzungen ergeben sich
aus dem Katalog in §9 Absatz 1 des Baugesetz-
buchs (Text unter Anhang 1). Die dort aufgefiithrten
Festsetzungsmoglichkeiten sind »abschliefiend«.
Die Gemeinde kann also keine zusitzlichen Fest-
setzungen »selbst erfinden«.

BEISPIEL: Mangels Rechtsgrundlage in § 9 BauGB ist
z. B. eine verkehrslenkende Festsetzung unzuldssig,



wonach Ein- und Ausfahrten von Kraftfahrzeugen
in ein neues Baugebiet nur in bestimmten Bereichen
zuldssig sind. Insbesondere kann eine solche Festset-
zung auch nicht auf § 9 Abs. 1 Nv. 11 BauGB gestiitzt
werden. Ebenfalls mangels Rechtsgrundlage unzu-
lissig wirve bspw. die Festsetzung von Betriebszeiten
fiir einen Gewerbebetrieb zum Schutz der umlie-
genden Wohnbebauung.

Dies gilt allerdings nicht fiir den vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan nach §12 BauGB. In diesem
Fall ist die Gemeinde nicht an den Festsetzungs-
katalog des § 9 gebunden.

2.2.2 LIEGEN STADTEBAULICHE GRUNDE VOR?

Festsetzungen nach §9 Abs.1 BauGB miissen
grundsitzlich  durch stddtebauliche Griinde
gerechtfertigt sein. Stadtebauliche Griinde sind
solche, die den Zielen und Aufgaben der Bauleit-
planung dienen (vgl. §1 Abs.5 BauGB). Diese wer-
den letztlich in politischer Verantwortung von der
Gemeinde selbst im Rahmen ihres planerischen
Ermessens fiir das Plangebiet konkretisiert. Stehen
die Festsetzungen mit dem von der Gemeinde ver-
folgten stddtebaulichen Konzept in Einklang und
ist dieses wiederum durch die Ziele der Bauleitpla-
nung gerechtfertigt, so liegen auch stadtebauliche
Grunde im Sinne des Gesetzes vor. Denn das, was
der Aufgabenbestimmung des §1 Abs.5 BauGB
entspricht, kann auch ein stadtebaulicher Grund
im Sinne des § 9 Abs. 1 sein.

Da der Klimaschutz ein wichtiges Ziel der Bau-
leitplanung ist, sind Festsetzungen, die dem Kli-
maschutz dienen und mit der planerischen Kon-
zeption der Gemeinde in Einklang stehen, auch
stddtebaulich gerechtfertigt. Klimaschutz- und Kli-
maanpassungsmafinahmen konnen zudem posi-
tive Auswirkungen auf andere Schutzgiiter haben.
Begriinungsmafinahmen fordern die Biodiversitat,
die ihrerseits (»biologische Vielfalt«) als eigenstin-
diger Belang in §1 Abs. 6 Nr. 7 a) BauGB aufgefiihrt
ist. Auch Mafinahmen, die der Férderung und dem
Erhalt der Artenvielfalt dienen, beruhen daher auf
stddtebaulichen Griinden.

Wenn die Gemeinde ein Klimaschutzkonzept oder
auch eine Biodiversitatsstrategie beschlossen hat
(ggf. auch im Zusammenhang mit dem Beschluss
tber einen »Klimanotstand«), so ist dies hilfreich,

KLIMAVERTRAGLICHE BAUPLANUNG

denn darin werden die planerischen Ziele der
Gemeinde dokumentiert und der stiddtebauliche
Bezug der Festsetzungen kann so begriindet werden.
Je nach dem Grad der Konkretisierung kann es sich
bei solchen Konzepten auch um ein stidtebauliches
Entwicklungskonzept i.S.d. §1 Abs.6 Nr.11 BauGB
handeln, wodurch das Konzept als solches ebenfalls
abwigungsrelevant wird.

- Klimaschutzkonzept
- Energiekonzept
- Biodiversititsstrategie

Beispielhaft kann auf das «Integrierte Klimaschutz-
konzept« der Landeshauptstadt Wiesbaden ver-
wiesen werden, aus dem im Rahmen eines Mafi-
nahmenkatalogs auch Ziele fiir die Bauleitplanung
abgeleitet werden. So wird bspw. vorgegeben, dass
in neuen Bebauungsplianen - soweit zuldssig - Fest-
setzungen zu treffen sind zu energetischen Stan-
dards fiir Gebaude, zur Nutzung erneuerbarer Ener-
gien oder zu Fliachen fiir eine umweltfreundliche
Mobilitat. Vergleichbares findet sich z. B. auch im
»Klimakonzept 2035« der Stadt Offenbach am Main.

- Landeshauptstadt Wiesbaden,
»Integriertes Klimaschutzkonzept«
https://[www.wiesbaden.de/leben-in-wiesbaden/umwelt/

stadtklima/klimaschutzkonzept.php

- Stadt Frankfurt am Main, Frankfurter
Anpassungsstrategie an den Klimawandel - 2.0.
https://frankfurt.de

— Biodiversititsstrategie der Stadt Stromberg
(Rheinland-Pfalz)
http://stromberg-blueht.de/wp-content/uploads/2024/03/
Biodiversitaet_Stromberg-Kopie-2.pdf

2.2.3 IST DAS ABWAGUNGSGEBOT BEACHTET?

Im Rahmen der Abwégung sind die betroffenen
offentlichen und privaten Belange untereinan-
der zu einem gerechten Ausgleich zu bringen.
Zunichst sind die Belange zu ermitteln und sodann
zu bewerten, § 2 Abs. 3 BauGB.



ABWAGUNGSGEBOT

1. Eine Abwdigung aller relevanten Belange (Inter-
essen) ist zwingend durchzufiihven. Hierzu gehort
auch das Klima.

2. Bei der Abwdigung miissen nicht alle »Abwd-
gungsbelange« gepriift werden, die im Gesetz
aufgefithrt sind, aber alle diejenigen, die in der
konkreten Situation vor Ort relevant sind.

3. Der Kern der Abwdigung besteht in der Bewer-
tung der einzelnen Belange und der Bevorzugung
des einen gegeniiber dem anderen. Dabei ist
die Bedeutung (das »Gewicht«) der Belange im
konkreten Fall zu beachten und ein Ausgleich
herbeizufiihren.

Die Ergebnisse der Abwigung mussen auch in der
Begriindung des Bebauungsplans erldutert werden
und sichtbar sein.

Nach §1 Abs.6 Nr. 7 f) BauGB sind die Nutzung
erneuerbarer Energien sowie die sparsame und
effiziente Nutzung von Energie abwéagungsrele-
vant. Dartiber hinaus sind gemiafd §1 Abs. 6 Nr.
7a BauGB bei Bauleitplanen »die Auswirkungen
auf Tiere, Pflanzen, Fliche, Boden, Wasser, Luft,
Klima und das Wirkungsgefiige zwischen ihnen
sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt«
zu berticksichtigen. Nach §1a Abs.5 BauGB (siche
21) sind zudem Klimaschutz- und Klimaanpas-
sungsmafinahmen in die Abwiagung einzustellen.
Da praktisch jede Planung Auswirkungen auf die
genannten Umweltaspekte und das Klima hat,
sind die Umwelt- und Klimaauswirkungen der Pla-
nung immer abwigungsrelevant.

Die Bedeutung und das Gewicht der Belange Kli-
maschutz und Klimaanpassung haben in der
Abwigung allerdings bislang keinen absoluten
Vorrang. Diese das Bauleitplanverfahren betref-
fende Aussage wird durch die Rechtsprechung
des Bundesverwaltungsgerichts zur Abwagung
im Fachplanungsrecht bestétigt. Insofern hat das
Gericht festgestellt, dass

die ermittelten Auswirkungen auf die Ziele des Klima-
schutzes bei der Abwégungsentscheidung zu bertiick-
sichtigen (sind). (...) Dabei hdngt es bei konfligierenden
Interessen vom Einzelfall ab, ob oder gegebenenfalls in
welchem Ausmaf} sich am Ende der Klimaschutz oder
ein anderer Belang durchsetzt. (...).

|

» BVerwG, Beschl. v. 22.6.2023 - 7 VR 3.23 -, NVWZ 2023, 1657 Rn. 40.
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Von der Praxis wird dabei von den Gerichten nichts
Unmogliches erwartet. So verlangt § 1a Abs. 5 BauGB
im Hinblick auf den Klimaschutz nicht »noch jede
diesbezliglich denkbare Mafinahme anzusprechen
und auf ihre Vor- und Nachteile zu priifen.« Auch
wenn das Klimaschutzgebot keinen unbeding-
ten Vorrang gegentiber anderen Belangen geniefit,
betont das BVerfG aber, dass der Klimaschutz
an Gewicht gewinnt, je weiter der Klimawan-
del zunimmt und je stirker sich das Deutschland
rechnerisch zur Verfigung stehende »CO,-Budget«
reduziert. Hinzu kommt, dass mit zunehmenden
tatsachlichen Auswirkungen des Klimawandels in
den Gemeinden, z. B. in Gestalt von Extremwetter-
ereignissen wie Starkregen, Uberschwemmungen,
langeren Hitze- und Duirrephasen, der Belang der
Klimaanpassung objektiv immer wichtiger wird.
Dies fuhrt gerade auch auf Ebene der Bauleitpla-
nung dazu, dass Belange des Klimaschutzes und
der Klimaanpassung in der Abwigung an Gewicht
gewinnen. Die Aspekte des Klimaschutzes und der
Klimaanpassung sind im Rahmen der Abwigung
also in den Blick zu nehmen (insbesondere in der Umwelt-
priifung, siehe 2.3). Im Rahmen der sich daran anschlie-
flenden Abwagung sind diese Belange mit dem
ihnen eigenen Gewicht zu berlicksichtigen. Dieses
Gewicht ist regelmaflig hoch und nimmt bei fort-
schreitendem Klimawandel stetig zu.

MERKE: Der Schutz des globalen Klimas sowie die
Klimaanpassung vor Ort haben ein hohes Gewicht
und sie gehoren zum Abwdigungsmaterial. Sie
haben zwar keinen absoluten Vorrang vor anderen
Belangen, ihr Gewicht nimmt aber mit fort-
schreitendem Klimawandel weiter zu. Mit diesem
besonderen Gewicht sind die beiden Belange in die
Abwdigung einzustellen.

Zur Umsetzung derartiger Klimaschutz- und Kli-
maanpassungsmafinahmen hat der Gesetzgeber
in §9 BauGB mittlerweile eine Vielzahl von Fest-
setzungsmoglichkeiten zur Verfligung gestellt (kapi-
tel5). Dieser Umstand hat zur Konsequenz, dass sich
die Gemeinde im Zusammenhang mit der Berlick-
sichtigung von Klimaschutz und Klimaanpassung
in der Abwigung mit diesen Festsetzungsmoglich-
keiten auch konkret befassen sollte.



IM ERGEBNIS IST FESTZUHALTEN: Setzt sich eine
Gemeinde im Rahmen des Bauleitplanverfahvens
mit den Belangen des Klimaschutzes und der Klima-
anpassung iiberhaupt nicht oder nicht ausreichend
auseinander, fiihrt dies zu einem Abwdgungsfehler.
Gleiches gilt fiir den Fall, dass die Gemeinde das
(hohe) Gewicht der beiden Belange unzutreffend
bestimmt. So konnte die unzureichende Beriicksich-
tigung von Klimaauswirkungen dazu fithven, dass
aufgrund einer Klage der B-Plan gerichtlich aufge-
hoben wird.

2.2.4 SIND DIE FESTSETZUNGEN VERHALTNISMASSIG?

Im Rahmen der Abwigung sind auch die privaten
Belange der Eigentimer einzustellen, die durch
Art. 14 Abs. 1 Grundgesetz geschiitzt sind. Die kon-
kreten Festsetzungen im B-Plan miissen daher
auch fir die betroffenen Eigenttimer verhiltnis-
méafig sein. Dies betrifft insbesondere solche Fest-
setzungen, die mit entsprechenden Investitionen
verbunden sind, wie etwa die Festsetzung einer
Pflicht zur Installation von Photovoltaik-Anlagen
oder die Beschrinkung von Baurechten. In Kapi-
tel 5 wird hierauf bei den einzelnen Festsetzungs-
beispielen, soweit erforderlich, eingegangen.

2.2.5 SIND DIE FESTSETZUNGEN KONKRET GENUG?

Jede Festsetzung muss dem Bestimmtheitsgrund-
satz entsprechen. Dem Bestimmtheitsgrundsatz
widerspricht es nicht, wenn in textlichen Festset-
zungen unbestimmte Rechtsbegriffe verwendet
werden. Vielmehr reicht es aus, wenn sie hinrei-
chend bestimmbar sind, der Planinhalt sich also
durch Auslegung zweifelsfrei ermitteln lasst. Die
Gemeinde sollte dessen ungeachtet - im eigenen
Interesse - ihre Festsetzungen so konkret und ein-
deutig wie moglich abfassen, damit ihr Wille auch
in den Festsetzungen hinreichend zum Ausdruck
kommt und letztlich im Planvollzug auch das
geschieht, was die Gemeinde mit ihren Festsetzun-
gen bezweckt hat.

Werden beispielsweise Festsetzungen zur Errich-
tung von Solaranlagen auf Gebdudedachern getrof-
fen (siehe 5.2.1), konnen diese darin bestehen, nur die
Moglichkeit zu eroffnen, auf den Dachern derartige
Anlagen zu errichten (die Errichtung ist zuléssig,
aber nicht geboten). Sie konnen aber auch mit dem
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Ziel erfolgen, dass eine Verpflichtung des Bauwilli-
gen zur Herstellung dieser Anlagen besteht (Errich-
tungs- bzw. Installationspflicht; siehe Festsetzungsbeispiele in
s5.2.1). Diese unterschiedliche Zielsetzung muss bei
der Formulierung der Festsetzung eindeutig zum
Ausdruck gebracht werden.

RECHTSGRUNDLAGE VORHANDEN
STADTEBAULICHE GRUNDE LIEGEN VOR
ABWAGUNGSGEBOT BEACHTET
FESTSETZUNG VERHALTNISMASSIG

FESTSETZUNG HINREICHEND KONKRET

2.3 KLIMASCHUTZ UND -ANPASSUNG IN
DER UMWELTPRUFUNG

Die Belange des Umweltschutzes miissen im
Planverfahren nach §2 Abs.4 BauGB im Rahmen
einer Umweltprifung untersucht werden. In der
Umweltprufung missen die voraussichtlichen
erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und
in einem Umweltbericht beschrieben und bewer-
tet werden (§2 Abs. 4 Satz 1 BauGB). Hierbei han-
delt es sich um eine verfahrensrechtliche Vorab-
prifung der in der Abwagungsentscheidung zu
berlicksichtigenden Umweltbelange. Auch wenn
ausnahmsweise keine formliche Umweltprifung
vorgeschrieben ist, z.B. im vereinfachten Verfah-
ren, besteht die Pflicht, die Belange des Umwelt-
schutzes, einschliefilich des Naturschutzes und der
Landschaftspflege, in der Abwagung zu bertick-
sichtigen. Dies gilt auch fiir die Belange Klima-
schutz und Klimaanpassung.

Fur die von §2 Abs.3 BauGB geforderte Ermitt-
lungstiefe ist anerkannt, dass sich diese nach dem
Mafistab der praktischen Vernunft bemisst und
nur solche Ermittlungsmafinahmen fordert, die in
der konkreten Planungssituation in angemessener
Weise verlangt werden konnen.

Nach § 2 Abs. 4 Satz 3 BauGB bezieht sich die Umwelt-
priifung auf das, was nach gegenwirtigem Wissens-
stand und allgemein anerkannten Priifmethoden sowie
nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplans



angemessenerweise verlangt werden kann. (..) Die
Umweltpriifung ist kein »Suchverfahrens, in dem alle
nur erdenklichen Auswirkungen eines Vorhabens auf
Umweltgiiter und deren Wertigkeit bis in alle Einzel-
heiten und feinsten Veristelungen zu untersuchen
waéren. Das wird bestétigt durch (...) wonach Bestandteil
des Umweltberichts u. a. eine Prognose tiber die
Entwicklung des Umweltzustands bei Durchfiihrung
der Planung ist. Hierzu sind (nur) »soweit moglich«
insbesondere die mdéglichen erheblichen Auswirkungen
wihrend der Bau- und Betriebsphase der geplanten
Vorhaben auf die Belange nach §1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB
Buchst. a bis i zu beschreiben.

—

» OVG Schleswig, Beschl. v. 6.72023 - 1 MR 9/20 -, NordOR 2023, 570

Im Hinblick auf die Priiffungstiefe und den zu
betreibenden Aufwand bei der Ermittlung kommt
es auch darauf an, »inwieweit standardisierte Vor-
gaben dazu vorhanden sind.«

So sollte in der Umweltpriiffung - in Bezug auf
den Klimaschutz - dokumentiert werden, welche
Untersuchungen zu den Auswirkungen des Bebau-
ungsplans bzw. seines Vollzuges auf das globale
Klima bzw. den globalen Klimawandel durchge-
fihrt wurden. Zentrale Fragestellung ist hierbei,
ob und in welchem Ausmaf} welche Treibhaus-
gase zukiinftig ausgestofien werden. Fiir den glo-
balen Klimaschutz kdnnen im Umweltbericht z. B.
folgende Fragen aufgeworfen bzw. folgende Uber-
legungen angestellt werden:

KLIMAVERTRAGLICHE BAUPLANUNG
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Ferner befasst sich Anlage 1 zum Baugesetzbuch
mit der Klimaadaption in Gestalt der Anpassungs-
fahigkeit der geplanten Vorhaben hinsichtlich der
Folgen des Klimawandels. Relevante und im Rah-
men der Umweltpriifung zu behandelnde Folgen
des Klimawandels sind etwa Hitze- und Durrepe-
rioden oder Uberschwemmungen bzw. Starkregen.
Da die Regelung an Vorhaben anknupft, wird Art
und Umfang der Darstellung bzw. Pritfung davon
abhidngen, in welchem Mafle eine Antizipation
der zukiinftig voraussichtlich realisierten Vorha-
ben tiberhaupt moglich ist. Auswirkungen auf das
lokale Klima sind ebenfalls zu priifen, diese wer-
den von §1 Abs. 6 Nr. 7 a) BauGB erfasst.

Auch ist nach Anlage 1 zu beachten, dass die in
Fachgesetzen und -pldnen festgelegten Ziele des
Umweltschutzes darzustellen sind, soweit sie fir
die konkrete Planung von Bedeutung sind. Zudem
soll dokumentiert werden, wie diese Ziele und
die Umweltbelange im Rahmen der Bauleitpla-
nung berticksichtigt wurden. Da insofern keine
Einschrankung auf bestimmte Ebenen erfolgt,
sind hierunter z.B. auch das Bundes- sowie das
Hessische Klimagesetz oder der Klimaschutzplan
2050 (des Bundes) zu fassen.

Nr. 2 b) der Anlage 1 verlangt schliefllich, den auf
Ebene der Europdischen Union oder auf Bun-
des-, Landes- oder Kommunalebene festgelegten
Umweltschutzzielen Rechnung zu tragen. Da hier
die Umweltschutzziele nicht explizit in Fachgeset-
zen oder -plidnen festgelegt sein miissen, schliefit
das z.B. auch kommunale Beschliisse zum Klima-
notstand ein.

Der Vollstdndigkeit halber sei schliellich erwihnt,
dass auch das Konzept fuir die Uberwachung der
Umweltauswirkungen, die aufgrund der Durch-
fihrung des Plans entstehen (konnen), bereits im
Umweltbericht enthalten sein muss (§ 4c BauGB).
Der Umweltbericht muss als Teil der Planbegriin-
dung die geplanten Mafinahmen zur Uberwachung
der erheblichen Auswirkungen der Durchfiihrung
des Bauleitplans auf die Umwelt beschreiben.
Gemeint ist damit das sog. Monitoring-Konzept.
Welche Mafinahmen die Gemeinde zur Umsetzung
dieser Verpflichtung trifft, steht in ihrem planeri-
schen Ermessen.



3 KLIMAASPEKTE IM BEBAUUNGSPLANVERFAHREN:
WO UND WANN SOLLTEN SIE EINGEBRACHT

WERDEN?

Das Verfahren zur Aufstellung eines Bebau-
ungsplans ist einerseits formlich strukturiert
und die gesetzlichen Vorgaben zum Verfahren
sind zu beachten. Andererseits ist auch die
Vorphase, die dem férmlichen Verfahren voran-
geht, wichtig: Klimabelange sollten bereits

in dieser frithen Phase beriicksichtigt wer-

den. Je nach der Organisationsstruktur in der
Gemeinde kann dies vom Bau- oder Umwelt-
amt, vom Klimareferat, von Klimabeauftragten
oder - managerinnen geleistet werden (im
Schema wird der neutrale Begriff Klimakompe-
tenz verwendet). Die Gemeinde sollte in ihrer
Organisationsstruktur eine konkrete Person
oder Abteilung definieren, die diese Kompetenz
wahrnimmt. Gibt es in der Gemeinde keine
derartige Person oder Fachabteilung, ist dies
Aufgabe des Bau(-planungs)amtes, das den
Planungsprozess insgesamt steuert.

Die folgende schematische Ubersicht stellt den
Ablauf des B-Plan-Verfahrens dar und zeigt auf,
an welchen Stellen die inhaltlichen Fragen thema-
tisiert werden sollten. Das Bauleitplanverfahren
lasst sich in die nachfolgend dargestellten Phasen
gliedern.

‘;‘ 11 t A ‘
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3.1 VORPRUFUNGSPHASE

Ist der Anstof? firr ein Bauleitplanverfahren erfolgt,
beginnt zunichst eine »Vorpriifungsphase«. In
dieser Vorpriifungsphase wird die Verwaltung
in der Regel beauftragt, die generelle Umsetzbar-
keit und die Rahmenbedingungen zu klaren (ggf.
auch unter Beteiligung ibergeordneter Behorden).
Bereits in dieser Phase sollten Umweltthemen
und damit auch die Themen Klimaschutz und Kli-
maanpassung in den Prozess einflieflen. Hierzu
zdhlen z. B. bereits vorhandene kommunale Kon-
zepte wie ein Klimaschutzkonzept (einschliefilich
Hitzekarten) oder ein Bodenschutzkonzept der
Gemeinde, tatsichliche Rahmenbedingungen wie
die Erschlieffungssituation des zukiinftigen Bau-
gebiets (nicht nur verkehrlich, sondern z.B. auch
im Hinblick auf die Entwasserung sowie die Ener-
gie- und Wasserversorgung) oder die (besonde-
ren) Umweltbedingungen vor Ort (sofern sie ohne
Untersuchungsaufwand erkennbar sind). In dieser
Phase ist ferner - sofern und soweit zu diesem frii-
hen Zeitpunkt moglich - zu klaren, welche Art von
Bebauungsplan (Angebotsbebauungsplan, projekt-
bezogener Angebotsbebauungsplan, vorhabenbe-
zogener Bebauungsplan) aufgestellt werden soll,
in welchem Verfahren dies geschehen soll (»Voll-
verfahren« oder vereinfachtes Verfahren nach
§§13, 13a BauGB) und ob voraussichtlich andere
Plane zu dndern oder anzupassen sind (z.B. der
Flachennutzungsplan) bzw. ob ein raumordneri-
sches Zielabweichungsverfahren erforderlich ist.
Klarungsbedirftig sind ferner der voraussichtliche
Geltungsbereich, der Zeitplan und die Planungs-
ziele des Bauleitplanverfahrens sowie Durchfiihr-
barkeit und Finanzierung des Projekts. Auch eine
Entscheidung iiber die Erforderlichkeit von Siche-
rungsinstrumenten ist zu treffen.

Bei umfangreicheren Projekten kann es sich emp-
fehlen, bereits in dieser Phase und damit noch vor
dem Aufstellungsbeschluss ein stddtebauliches




Konzept zu erstellen bzw. erstellen zu lassen, wel-
ches dann Grundlage des Aufstellungsbeschlus-
ses wird. Ungeachtet der Grofle der Gemeinde
ist bereits in diesem Verfahrensstadium die Per-
son oder die Fachabteilung einzubeziehen, der es
obliegt, die Belange des Klimaschutzes und der
Klimaanpassung innerhalb der Gemeinde zu ver-
treten bzw. zu deren Aufgaben es gehort, fir die
Berticksichtigung dieser Belange Sorge zu tragen.

3.2 EINLEITUNG DES VERFAHRENS

Der Vorprifungsphase schliefdt sich die Einleitung
des Verfahrens an. Hierzu kann - muss aber nicht -
ein Aufstellungsbeschluss nach §2 Abs.1 BauGB
gefasst werden. Wird ein solcher Beschluss gefasst,
ist er nach Mafigabe des Landes- bzw. Ortsrechts
bekannt zu machen.

Dem Aufstellungsbeschluss schlief3t sich regelma-
3ig die Erstellung eines Vorentwurfs des Bebau-
ungsplans an. Dieser Vorentwurf kann von der
Gemeinde selbst oder durch ein Planungsbiiro
erstellt werden. Im letztgenannten Fall miissen bei
einer Beauftragung durch die Gemeinde die verga-
berechtlichen Vorschriften beachtet werden, was
nicht notwendig ist, wenn die Beauftragung durch
eine Vorhabentrigerin oder einen Vorhabentrager
erfolgt. Bei der Ausschreibung sollte auch eine
Qualifikation fiir die Umsetzung einer klimaver-
triglichen Bauleitplanung verlangt werden.

Auch in die Erstellung dieses Vorentwurfs ist
Klimakompetenz einzubeziehen. Denn an dieser
Stelle erfolgen bereits erste wichtige Weichenstel-
lungen fuir das Bauleitplanverfahren auch im Hin-
blick auf Klimaschutz und Klimaanpassung.

3.3 FRUHZEITIGE BETEILIGUNG

Der Erstellung des Vorentwurfs schliefdt sich die
frihzeitige Behorden- und Offentlichkeitsbeteili-
gung an. Der Vorentwurfist mafigebliche Grundlage
dieses Beteiligungsschrittes. Gem. § 4 Abs.1 BauGB
sind die zu beteiligenden Behorden uber die Pla-
nungsabsicht der Gemeinde zu unterrichten und
zu einer Auflerung aufzufordern. Die Aufforderung
der Gemeinde erstreckt sich ausdriicklich auch auf
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den »erforderlichen Umfang und Detaillierungs-
grad der Umweltprifung«; dies gilt folglich auch
fur die im Rahmen der Umweltpriifung zu bearbei-
tenden Belange des Klimaschutzes und der Klima-
anpassung. An dieser Stelle sollte darauf geachtet
werden, dass die vorgenannten Belange als Prii-
fungsgegenstinde des Umweltberichts beriick-
sichtigt werden.

Ferner ist die Offentlichkeit moglichst frithzeitig
uber die allgemeinen Ziele und Zwecke der Pla-
nung, sich wesentlich unterscheidende Losungen,
die fir die Neugestaltung oder Entwicklung eines
Gebiets in Betracht kommen, und die voraus-
sichtlichen Auswirkungen der Planung o6ffentlich
zu unterrichten (§3 Abs.1 S.1 BauGB). Spatestens
diesem ersten Schritt der Offentlichkeitsbeteili-
gung sollte ein Vorentwurf des Bebauungsplans
(einschliefflich Begrindungsentwurf und Ent-
wurf des Umweltberichts) zugrunde liegen. Dabei
ist allerdings zu beachten, dass zum Zeitpunkt
der frihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit die
Einzelheiten der Planung noch nicht abschlie-
Rend feststehen diirfen; die Offentlichkeit muss
noch Einfluss auf den Planinhalt nehmen konnen.

3.4 FORTSETZUNG DER ENTWURFSPHASE

Auf die frithzeitige Beteiligung von Behorden und
Offentlichkeit folgen - unter Berticksichtigung
der in der frithzeitigen Beteiligung gewonnenen
Erkenntnisse - die weitere Uberarbeitung und
Erginzung der Entwtlrfe flir den Bebauungsplan,
dessen Begrindung und den Umweltbericht.
Erneut ist an dieser Stelle die Klimakompetenz in
den Prozess einzubinden.

Es ist sodann daflir Sorge zu tragen, dass den
Belangen Klimaschutz und Klimaanpassung, ins-
besondere durch entsprechende Festsetzungen im
Bebauungsplan, ausreichend Rechnung getragen
wird (siehe 5). Es ist aber auch darauf zu achten, dass
die Thematik Klimaschutz/Klimaanpassung in der
Umweltprifung und damit auch im Umweltbe-
richt fachlich ordnungsgemaif} und in der gebote-
nen Breite und Tiefe abgearbeitet wird.

Die Ermittlung der abwégungserheblichen Belange
und die Ermittlung der erheblichen Umwelt-
auswirkungen im Rahmen der Umweltprifung



minden schliefilich in einen finalen Entwurf von
Bebauungsplan, Planbegriindung und Umweltbe-
richt. Der Bebauungsplan wird beschlussreif fertig
gestellt und ist in dieser finalen Entwurfsfassung
sodann Gegenstand der formlichen Beteiligung.

3.5 FORMLICHE BEHORDEN- UND
OFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG

Nach §3 Abs. 2 BauGB sind die Entwtirfe der Bau-
leitpldne mit der Begriindung und den nach Ein-
schitzung der Gemeinde wesentlichen, bereits
vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen
fuir die Dauer eines Monats (bei einem Fristbeginn
im Februar fuir die Dauer von 30 Tagen) oder bei
Vorliegen eines wichtigen Grundes fur die Dauer
einer angemessenen lingeren Frist offentlich aus-
zulegen. Ort und Dauer der Auslegung sowie Anga-
ben dazu, welche Arten umweltbezogener Infor-
mationen verfligbar sind, sind mindestens eine
Woche vorher ortstiblich bekannt zu machen. Dar-
uber hinaus sind gem. § 4 Abs. 2 S.1 BauGB von der
Gemeinde Stellungnahmen der Behorden und der
Trager 6ffentlicher Belange einzuholen.

FLACHENNUTZUNGSPLAN

I

KLIMAASPEKTE

STADTEBAULICHE KONZEPTE
(auch Klimaschutzkonzept)

3.6 ABWAGUNG UND SATZUNGSBESCHLUSS

Die im Rahmen der formlichen Beteiligung abge-
gebenen Stellungnahmen der Behorden und Tréger
Offentlicher Belange wie auch die Anregungen und
Bedenken der Offentlichkeit gehen in die Abwa-
gung ein (siehe 2.2.3). Im Rahmen der Abwigung ist
erneut die entsprechende Person bzw. Abteilung
zu beteiligen, die liber klimabezogenes Fachwis-
sen verfiigt, damit dieses bei der Behandlung der
Stellungnahmen berticksichtigt werden kann. In
der Praxis wird die Abwagungsentscheidung, die
allein der Gemeindevertretung obliegt, durch die
Verwaltung und das ggf. beauftragte Planungsbiiro
vorbereitet, indem Abwagungsvorschliage fur die
Beschlussfassung erstellt werden. In diesem (den
Satzungsbeschluss vorbereitenden) Verfahrens-
schritt besteht letztmalig die Moglichkeit, die
Belange des Klimaschutzes und der Klimaanpas-
sung in das Verfahren einflief3en zu lassen. Ins-
besondere auf eine zutreffende Gewichtung dieser
Belange sollte geachtet werden und darauf, dass
ersichtlich auch uber die eingebrachten Stellung-
nahmen entschieden wurde.

ANSTOSS FUR DIE PLANUNG,
z.B. Investorenplan

|

Erarbeitung der Planungsgrundlagen durch die
Verwaltung, ggf. bereits unter Hinzuziehung eines
Planungsbiiros: voraussichtlicher Geltungsbereich,
Zeitplan, Planungsziele, Verfahrenswahl, Abschitzung zur
Durchfiihrbarkeit und Finanzierung

ENTSCHEIDUNGSFINDUNG GEMEINDEVERTRETUNG
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Aufstellungsbeschluss (§2 Abs. 1 S.1):

Die Gemeindevertretung (Stadtverordnetenversammlung)
beschliefit die Aufstellung eines B-Plans fiir ein
bestimmtes Gebiet

|

Bekanntmachung (§2 Abs.1S.2)
Der Aufstellungsbeschluss wird ortstiblich
(Tageszeitungen, Aushinge etc.) bekannt gemacht

AUSWAHL PLANUNGSBURO
ERSTER VORENTWURF B-PLAN

Vorgezogene Beteiligung der  Friihzeitige Beteiligung
Offentlichkeit (§ 3 Abs.1S.1) der Behérden (§ 4 Abs. 1)
- moglichst frithzeitige Infor-

mation Uber allgemeine Frist 1 Monat,

Ziele der Planung + gef. Verldngerung
- voraussichtliche Auswirkun-

gen der Planung
- Gelegenheit zu Auflerung

und Erorterung

ERMITTLUNG UND BEWERTUNG
KLIMARELEVANTER BELANGE

l

Ermittlung abwagungserheblicher Belange (§2 Abs. 3)
+ Ermittlung der erheblichen Umweltauswirkungen
durch die Umweltpriifung (§2 Abs. 4)

B-PLAN ENTWURF MIT BEGRUNDUNG
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Formliche Offentlichkeitsbe- Formliche Beteiligung der

teiligung (§3 Abs. 2): Behorden (§ 4 Abs. 1)
- ortstibliche Bekannt- - Frist: 1 Monat, ggf. Verldnge-
machung rung
- Auslegung des Planentwurfs - Berlicksichtigung in der
(1 Monat) Abwdgung (§ 4 Abs. 3)
 Bedenken und Anregungen - Bei Verspatung nur, wenn
- Pritfung der Einwande und der Gemeinde bekannt oder

Mitteilung tiber Ergebnis der fir Rechtmafligkeit der
Prifung oder Einsichtnahme Abwigung bedeutsam

\ 4 \ 4

ABWAGUNG (§1 ABS. 7, § 1A)

Anderung oder Erginzung nach Auslegung (§ 4a Abs. 3):

- erneute Auslegung

- vereinfachtes Verfahren, wenn Grundzlige der Planung
nicht beriihrt

l

Satzungsbeschluss (§ 10 Abs. 1):
Die Gemeinde (Gemeindevertretung) beschliefst den
B-Plan als Satzung

l

Genehmigung des Plans (§ 10 Abs. 2):
Gewohnliche B-Plidne sind weder anzeige-
noch genehmigungsbeduirftig

AUSNAHME

- kein Flachennutzungsplan vorhanden
. vorgezogener B-Plan oder
- vorzeitig bekanntgemachter B-Plan:
Genehmigung wird innerhalb von
3 Monaten versagt
v
Der Plan kann nicht in Kraft treten
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Genehmigung nicht erforderlich,
Genehmigung erteilt oder
innerhalb der 3-Monats-Frist
keine Versagung erfolgt:
Bekanntmachung des Plans
(§10 Abs.3S.1)

v

Der Plan tritt in Kraft
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5.1 KLIMARELEVANTE ALLGEMEINE
FESTSETZUNGEN (BAULICHE DICHTE
UND GEBAUDEAUSRICHTUNG)

Zunichst sollten die allgemeinen Festsetzungen,
die in jedem B-Plan vorhanden sind, auch unter
dem Gesichtspunkt der Klimarelevanz betrach-
tet werden. So konnen sich die bauliche Dichte,
die Gebidudeausrichtung oder die Gebaudeform
auf den Energieverbrauch oder die Frischluftzu-
fuhr auswirken. Eine verdichtete Bauweise fiihrt
zu einer Reduzierung des Flachenverbrauchs und
schont damit den Aufienbereich. Gleichzeitig ist
aber darauf zu achten, dass ausreichende Flichen
innerhalb des Baugebiets fiir Begrunungs- und
Versickerungskonzepte zur Verfligung stehen.

5.1.1 ART UND MASS DER BAULICHEN DICHTE

ZIELSETZUNG: Die Art der baulichen Nutzung (z. B.
Wohn-, Gewerbe- oder Mischnutzung) kann unter-
schiedliche Wirkungen aufdas Klima haben. Sosind
generell Nutzungsmischungen aus Grinden u.a.
der Verkehrsvermeidung vorzugswirdig (»Stadt
der kurzen Wege«), soweit dies das Wohnen nicht
beeintrachtigt. So kann beispielsweise in einem
allgemeinen Wohngebiet (WA) iiber die ausnahms-
weise zuldssigen Nutzungen im B-Plan geméfd
§4 Abs.2 BauNVO detailliert entschieden werden
(siehe Beispiel fiir eine differenzierte Festsetzung: Begriindung
zum B-Plan Nr. II/11 »Martini-Quartier« der Stadt Kassel). FUr
ein vertrigliches Nebeneinander von Wohn- und
gewerblichen Nutzungen konnen Baugebiete (z. B.
Mischgebiete) horizontal entsprechend der Art
der Betriebe und Anlagen und deren besonderen
Eigenschaften (z.B. hinsichtlich des Emissions-
verhaltens) gegliedert werden (§1 Abs. 4 BauNVO)
oder bestimmte Nutzungen untersagt werden.

Das Mafl der baulichen Dichte wird im Bebau-
ungsplan tber die Grundflichenzahl (GRZ), die
Geschossflichenzahl (GFZ) und/oder die Anzahl
der Vollgeschosse sowie der jeweiligen Uberschrei-
tungsmoglichkeiten angegeben. Fiir eine Schonung
des Auflenbereichs ist eine verdichtete Bauweise
vorzugswirdig, allerdings sind auch die Anforde-
rungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse
zu beachten, die einer ibermafligen Nachverdich-
tung im Einzelfall entgegenstehen konnen, ebenso
wie der Erhalt bzw. die Schaffung von ausreichend
Grunflichen und Frischluftkorridoren.




FESTSETZUNGSBEISPIEL:

WA 2

0,6

Eine Uberschreitung der frither in §17 BauNVO ange-
gebenen Obergrenzen der GRZ und GFZ war schon
bislang moglich, allerdings nur bei Vorliegen stadte-
baulicher Griinde und einem Ausgleich moglicher
Nachteile (§17 Abs.2) (Beispiel fiir eine differenzierte Fest-
setzung, siehe oben B-Plan Nr. II/11 »Martini-Quartier« der Stadt
Kassel). Nach der Neufassung der Vorschrift handelt es
sich nur noch um Orientierungswerte; Abweichungen
sollten gleichwohl stadtebaulich begriindet werden.

5.1.2 GEBAUDEFORMEN UND -STELLUNGEN ZUR
STEIGERUNG DER ENERGIEEFFIZIENZ DER GEBAUDE

5.1.2.1 STELLUNG BAULICHER ANLAGEN
RECHTSGRUNDLAGE: § 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB

ZIELSETZUNG: Auf der Grundlage von §9 Abs.1 Nr.
2 BauGB konnen Festsetzungen uiber die Stellung
von baulichen Anlagen getroffen werden, also
insbesondere betreffend die Ausrichtung von
Gebiduden im Interesse einer bestmoglichen Son-
neneinstrahlung und damit einer grofitmoglichen
Effizienz bei der aktiven oder passiven Nutzung
der Solarenergie. Derartige Festsetzungen konnen
auch Festsetzungen nach §9 Abs.1 Nr. 23 lit. b
BauGB flankieren. Vorgaben zur Stellung der Bau-
korper konnen auch mit Blick auf Kaltluftstrome
erfolgen.
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Im Hinblick auf die Nutzung der Solarenergie (PV) ist
heute jedoch nicht mehr zwingend eine Stidausrich-
tung des Daches notwendig, da auch die Nutzung
von Ost-/Westdachern wirtschaftlich moglich ist.

FESTSETZUNGSBEISPIEL:

»Auf den Grundstiicken, auf denen in der Planzeichnung

die Stellung der baulichen Anlagen festgelegt ist, ist

die Liangsachse der Gebdude in Ost-West-Richtung

auszurichten. Dabei sind Abweichungen von der Ost-

West-Achse bis zu einem Mafd von 30 Grad zulissig. Die

Regelungen gelten nicht fiir Nebengebidude.«

—

» Bebauungsplan »OTB 386 - Holtgeberg« der Stadt Helmstedt (in Kraft
seit 2.6.2022)

» https:/[service.stadt-helmstedt.de

»Im Bebauungsplan kann die Stellung der baulichen
Anlagen vorgeschrieben werden. Die Gebidude-
stellung soll eine moglichst optimale Ausnutzung der
Solarstrahlung gewihrleisten. Ein optimaler Ertrag
ergibt sich bei einer strengen Ost-West-Ausrichtung
der Gebaude. Aus diesen Griinden wird nach §9 (1)
Nr. 2 die Stellung der baulichen Anlagen mit der Lings-
achse (die Langsachse entspricht in der Regel der First-
richtung) in Ost-West-Richtung festgelegt, aber eine
Abweichung von bis zu 30° zugelassen. Diese Abwei-
chung macht eine straflenbegleitende Bebauung
moglich und verringert den solaren Ertrag nur gering.
Durch die zulassige Abweichung ist es moglich, dass
die Gebaude sehr divers platziert werden. Die stra-
enbegleitende Bebauung ist fiir die Grundstiicksaus-
nutzung ideal, wihrend die Ost-West-Ausrichtung den
maximalen solaren Ertrag erzielt.«

» Begriindung Bebauungsplan »OTB 386 - Holtgeberg« der Stadt Helm-
stedt

Die mit einer Ausrichtung »zur Sonne hin« ver-
bundenen negativen Effekte in Hitzeperioden las-
sen sich z. B. durch Baumpflanzungen fiir eine ent-
sprechende Verschattung reduzieren (§9 Abs.1 Nr.
25 BauGB), sofern hierfiir Laubbaume gewéhlt wer-
den, deren Verschattungseffekt im Winter gering
ist. Ziel sollte es sein, dass eine Verschattung von
Gebiduden bestenfalls so stattfindet, dass bei stei-
lem Sonnenstand im Sommer Fassaden verschat-
tet werden, im Winter aber ein Lichteintrag weiter-
hin stattfindet.


https://service.stadt-helmstedt.de

Ist das Festsetzungsziel allein die Nutzung der
Dachflichen fiir Solarenergieanlagen, kann alter-
nativ ein Flachdach festgesetzt werden. Dann ist
allein zu diesem Zweck eine verbindliche Gebdu-
deausrichtung nicht erforderlich, da die Anlagen
auf dem Dach frei ausgerichtet werden konnen.

5.1.2.2 HOHE BAULICHER ANLAGEN (§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB)

ZIELSETZUNG: Durch konkrete Mafdfestsetzungen
kann eine Kklimafreundliche Bauweise geregelt
werden. Ein Beispiel hierfiir ist das sog. Konzept
der »Hiullkurve«, mit dem eine moglichst opti-
male Sonneneinstrahlung auf Gebiude sicherge-
stellt werden soll. So kann der Energieverbrauch
einerseits reduziert werden, andererseits z.B. die
Nutzung von Solarenergie durch die Verhinde-
rung sog. Verschattungseffekte befordert werden.
Dieser Effekt ldsst sich noch durch Festsetzungen
zu Uberbaubaren und nicht iberbaubaren Grund-
stiicksflaichen sowie zur Stellung baulicher Anla-
gen (§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, siehe oben) verstirken.

FESTSETZUNGSBEISPIEL »HULLKURVE«:

» Bebauungsplan »Zum Feldlager« der Stadt Kassel
https://geoportal.kassel.de/Dokumente/pdf/bplan/IV_65.pdf

Ziel der Festsetzung der Hullkurve ist es (...), eine solar-
energetisch optimierte Bebauung (...) zu ermoglichen.
In Verbindung mit dem festgesetzten Erschliefungs-
raster bzw. dem jeweiligen Grundstiickszuschnitt ist
durch die festgesetzte Hullkurve sichergestellt, dass
jede beliebige Bebauung, die die Vorgaben der Hull-
kurve einhélt, es dem nordlich angrenzenden Nachbarn
ermoglicht, seinerseits eine Bebauung vorzusehen, die
zur Stidseite im Winter eine ausreichende Belichtung
des Erdgeschosses erhilt. (..) Um die Gestaltungs-
freiheit aber nicht ibermiaflig einzuschranken, wurde
festgelegt, dass unerhebliche Uberschreitungen, die
keine spiirbaren negativen Auswirkungen auf die
Belichtungssituation des noérdlich angrenzenden
Nachbarn haben, zulissig sind. {...)

» Bebauungsplan »Zum Feldlager« der Stadt Kassel

Bei den Hohenfestsetzungen ist dem Umstand
Rechnung zu tragen, dass auf den Dichern Solar-
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energieanlagen installiert werden konnen oder
sogar sollen. Hierzu das folgende Beispiel.

FESTSETZUNGSBEISPIEL:

2. Maf} der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB
i. V.m. §§16 ff. BauNVO) |[...]

(3) Bei Dachern mit einer Neigung bis 5° und Flach-
déchern sind Uberschreitungen der zuldssigen Hohe
der baulichen Anlagen durch Dachaufbauten fiir
haustechnische Anlagen (einschliefllich Photovoltaik-
und Solaranlagen) um bis zu 1,5 m zuldssig, wenn die
Dachaufbauten um mindestens 1,5 m von der Gebaude-
auflenwand des darunterliegenden Geschosses zuriick-
springen. Die Anlagen selbst diirfen eine Hohe von
maximal 1,5 m, gemessen von ihrem hochstgelegenen
Schnittpunkt mit der Dachhaut, aufweisen.

—

» Bebauungsplan N 101 »Phrix« der Stadt Hattersheim

» https://[www.hattersheim.de

5.1.2.3 VON BEBAUUNG FREIZUHALTENDE FLACHEN
RECHTSGRUNDLAGE: §9 ABS.1 NR. 10 BAUGB

ZIELSETZUNG: Zweck des §9 Abs.1 Nr. 10 BauGB ist
es, durch Festsetzung die Freihaltung von Fla-
chen von der Bebauung zu erreichen. Dabei ldsst
das Gesetz offen, aus welchen stadtebaulichen
Grunden das Freihalten von der Bebauung vor-
gesehen werden kann. Eine bessere Durchliiftung
in dicht bebauten Gebieten, ggf. auch im Hinblick
auf spezielle topographische oder klimatische Ver-
hiltnisse, stellt z. B. einen solchen stidtebaulichen
Grund dar.

Die Festsetzung freizuhaltender Flichen kann
ferner mit dem Ziel erfolgen, Frisch- und Kalt-
luftschneisen zu erhalten bzw. zu schaffen, Not-
wasserwege fiir den Wasserabfluss bei Starkre-
genereignissen bereitzustellen, Freirdiume und
Vegetationsstrukturen zu vernetzen oder auch
Pufferzonen fiir wichtige Biotope zu schaffen. Die
Sicherung von Kaltluftschneisen kann z.B. auch
durch die (zusatzliche) Festsetzung als Grunfla-
chen nach §9 Abs.1 Nr. 15 BauGB (siehe 5.3.4) oder
als Flichen fiir die Landwirtschaft und den Wald
nach §9 Abs.1 Nr. 18 BauGB sowie gegebenenfalls
als nicht tberbaubare Grundstiicksflichen nach
§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB erfolgen.


https://www.hattersheim.de

FESTSETZUNGSBEISPIEL:

Umgrenzung von Flichen, die von jeglicher
Bebauung freizuhalten sind

Die von jeglicher Bebauung freizuhaltenden Flichen
sind der Planzeichnung zu entnehmen. Auf diesen
Flachen dirfen abweichend von § 23 Abs. 5 BauNVO
auch keine Nebenanlagen errichtet werden.

—

» Angelehnt an den Entwurf zum B-Plan »Wohnen - Hinter den

Gérten« der Stadt Leonberg; https://www.leonberg.de/

Im Rahmen der Berlicksichtigung insbesondere der
privaten Belange (vor allem der Belange der betrof-
fenen Grundstlickseigenttimer) ist zu beachten, dass
eine Festsetzung nach Nr. 10 eine besonders einschnei-
dende Bestimmung von Inhalt und Schranken
des Grundeigentums i.S.d. Art. 14 Abs.1 Satz 2 GG
darstellt. Es bedarf daher entsprechend gewichtiger
stddtebaulicher Griinde, um die Freihaltung von der
Bebauung wirksam festzusetzen (z.B. die Sicherung
von Kaltluftschneisen aus klimatischen Griinden).
Sollen zum Zweck der Freihaltung offentliche Grin-
flachen auf privaten Grundstiicken festgesetzt werden
(§9 Abs.1 Nr. 15 BauGB), ist ebenfalls die Bestands-
garantie des Eigentums nach Art. 14 Abs.1 GG zu
beachten (siehe Beispiel einer zulissigen Beschrinkung des
Eigentums unten 5.3.10). In besonderen Fillen kann auch
nach §40 Abs. 1 Nr. 12 BauGB ein Entschddigungs- oder
Ubernahmeanspruch entstehen.

5.1.3 SOCKELHOHE
RECHTSGRUNDLAGE: §9 ABS.3 S.1 BAUGB

ZIELSETZUNG: In Uberschwemmungsgefihrdeten
Gebieten oder Bereichen, in denen bei Starkregen
mit Uberschwemmungen der Baugrundstiicke
gerechnet werden muss, kann zur Vermeidung von
Sach- und Personenschiden die Hohenlage der
baulichen Anlage festgesetzt werden. Durch eine
erhohte Lage des Erdgeschossfufibodens kann das
Risiko reduziert werden, dass im Uberschwem-
mungsfall Wasser in die zu Wohnzwecken genutz-
ten Erdgeschossrdume eindringt.
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FESTSETZUNGSBEISPIEL:

»Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 1 - WA

6 ist eine Sockelhohe (SH) von mindestens 0,50 m

einzuhalten (festgesetzt als Abstandsmafd von der Ober-

kante anbaufihiger Verkehrsflache (siehe Ausbauhohen)

bis Oberkante Erdgeschoss-Fufiboden).«

—

» Angelehnt an B-Plan-Entwurf Nr. 355 »Am alten Herta-Sportplatz«
der Stadt Alsdorf

» https://alsdorf.de/web/cms/front_content.php

Zu weiteren Festsetzungsmoglichkeiten im Zusam-
menhang mit dem Hochwasser- und Starkregen-
schutz (siehe 5.4.4).

5.1.4 DACHGESTALTUNGEN/-FORMEN/-AUSRICHTUNGEN
ZUR OPTIMALEN NUTZUNG DER SONNENENERGIE UND
STEIGERUNG DER ENERGIEEFFIZIENZ DER GEBAUDE
RECHTSGRUNDLAGE: §91 HBO, § 9 ABS.4 BAUGB

ZIELSETZUNG: Diese Festsetzungen unterstiitzen und
ermoglichen eine PV-Nutzung und verbessern die
Energieeffizienz der Gebiude durch passive Son-
nenenergienutzung.

FESTSETZUNGSBEISPIEL:

»ORTLICHE BAUVORSCHRIFTEN gemif} § 81 HBO

i. V.m. § 9 Abs. 4 BauGB

§ 1 Dachgestaltung

Im Plangebiet, mit Ausnahme des Allgemeinen Wohn-
gebiets WA 6 und des Mischgebiets MI 3, sind nur Flach-
dacher und flach geneigte Diacher mit einer Neigung bis
maximal 15° zuléssig.«

—

» B-Plan Martini-Quartier, Stadt Kassel

» https://geoportal kassel.de/Dokumente/pdf/bplan/II_11.pdf


https://alsdorf.de/web/cms/front_content.php
https://geoportal.kassel.de/Dokumente/pdf/bplan/II_11.pdf

5.2 ENERGIE UND KLIMASCHUTZ

5.2.1 INSTALLATION PHOTOVOLTAIK UND SOLARANLAGE
AUCH LV.M. FESTSETZUNGSPFLICHT AUF DEN GEBAU-
DEN UND CARPORTS

RECHTSGRUNDLAGE:§ 9 ABS. 1 NR. 23B) BAUGB

ZIELSETZUNG: Der Ausbau der solaren Energiegewin-
nung tragt wesentlich zum Klimaschutz bei. Durch
die Nutzung der Photovoltaik auf baulichen Anla-
gen kann ein wichtiger Beitrag zur bilanziellen Kli-
maneutralitit des Baugebietes bzw. der Gemeinde
geleistet werden. In Verbindung mit einer Warme-
pumpe triagt die PV-Anlage auch zur klimafreund-
lichen Warme- und ggf. Kalteversorgung bei.

Im Folgenden werden unterschiedliche Festset-
zungsbeispiele aus der Praxis dargestellt. Die Vor-
und Nachteile der verschiedenen Beispiele werden
bei den Hinweisen zur Abwigung niher erldutert.

FESTSETZUNGSBEISPIELE:

a) Allgemeine Solarpflicht

Dachflichen von Hauptgebduden mit einer Dach-

neigung > 15° sind mit Anlagen zur Nutzung solarer

Strahlungsenergie zu belegen.

Hinweis: Zur wirtschaftlich optimalen Nutzung von

Solarstrom wird eine Mindestgréfie von

5KkWp je Hauptgebdude empfohlen.

—

» B-Planentwurf »Links den zwanzig Morgen«, Gemeinde Gabsheim
(Rh--Pf)

» https://gabsheim.de/

b) Solarpflicht mit Vorgabe einer Mindestleistung

A 11.3 Solaranlagen

Auf den Dachflichen sind Photovoltaikanlagen mit

einer Leistung von mind. 5 kWp zu installieren.

Es wird empfohlen, einen Batteriespeicher zu

installieren.

—

» B-Planentwurf »Gansweide«, Gemeinde Schornsheim, 2024
https://[wwwvgwoerrstadt.de/PDF/Entwurf Begriindung
mit_Umweltbericht. PDF?0bjSvrID=3629&0bjID=1809&Ob-
jLa=1&Ext=PDF&WTR=1& ts=1710432037
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c) Solarpflicht mit detailierter Vorgabe einer
Mindestfliche

1.9 Gebiete, in denen bei der Errichtung von Gebduden
(...) technische Mafinahmen fiir die Erzeugung (...)
erneuerbarer Energien (..) getroffen werden miissen
(§9 Abs.1 Nr. 23 b BauGB)

Solarfestsetzung

Im gesamten Geltungsbereich dieses Bebauungsplans
sind die nutzbaren Dachflichen der Hauptgebdude und
baulichen Anlagen innerhalb der iberbaubaren Grund-
stiicksflachen zu mindesntes 50 % mit Photovoltaikmo-
dulen zur Nutzung der einfallenden solaren Strahlungs-
energie auszustatten (Solarmindestfliche). Werden auf
einem Dach Solarwirmekollektoren installiert, so kann
die hiervon beanspruchte Fliache auf die zu realisie-
rende Solarmindestfliche angerechnet werden.

Als »Dachfliache« wird dabei die gesamte Flédche bis zu
den dufleren Randern des Daches bzw. aller Diacher (in
m?) der Gebdude und baulichen Anlagen, die innerhalb
der tiberbaubaren Grundstiicksflache (§ 23 BauNVO) in
der jeweiligen Parzelle des Bebauungsplans errichtet
werden, definiert.

Als »nutzbar« definiert wird derjenige Teil der Dach-
fliche, der fiir die Nutzung der Solarenergie aus techni-
schen und wirtschaftlichen Griinden verwendet werden
kann. Der nutzbare Teil der Dachfldche ist in einem
Ausschlussverfahren zu ermitteln. Danach sind von der
Dachfliche die nicht nutzbaren Teile (in m?) abzuziehen;
nicht nutzbar sind insbesondere:

« ungiinstig ausgerichtete und geneigte Teile der Dach-
fliche nach Norden (Ostnordost bis Westnordwest) -
Ost-West ausgerichtete Dacher sind ausdriicklich von
der Solarpflicht eingeschlossen, weil sie gut nutzbar
sind;

« erheblich beschattete Teile der Dachfliche durch
Nachbargebiude, Dachaufbauten oder vorhandene
oder anzupflanzende Baume nach §9 (1) Nr. 25a
und b BauGB;

« von anderen Dachnutzungen wie Dachfenster,
Gauben, Dacheinschnitte, Dachaufbauten wie Schorn-
steine oder Entliiftungsanlagen belegte Teile des
Daches sowie Abstandsflichen zu den Dachrindern,
z. B. bei Mehrfamilienhdusern; die Anordnung solcher
Dachnutzungen soll so erfolgen, dass hinreichend
Dachfliche fiir die Nutzung der Solarenergie verbleibt
(mindestens 50 %, wenn dies technisch und wirt-
schaftlich nach den ersten beiden Spiegelstrichen
moglich ist).

—


https://gabsheim.de/
https://www.vgwoerrstadt.de/PDF/Entwurf_Begründung_mit_Umweltbericht.PDF?ObjSvrID=3629&ObjID=1809&ObjLa=1&Ext=PDF&WTR=1&_ts=1710432037
https://www.vgwoerrstadt.de/PDF/Entwurf_Begründung_mit_Umweltbericht.PDF?ObjSvrID=3629&ObjID=1809&ObjLa=1&Ext=PDF&WTR=1&_ts=1710432037
https://www.vgwoerrstadt.de/PDF/Entwurf_Begründung_mit_Umweltbericht.PDF?ObjSvrID=3629&ObjID=1809&ObjLa=1&Ext=PDF&WTR=1&_ts=1710432037

» B-Plan Stadt Boppard/Buchholz, Auf der Folkendell und Teilaufhe-
bung 1. Anderung »Casinostrafe/Herrenstiicke«

» https:/[www.boppard.de/

Die Festsetzung einer Solarpflicht greift relativ stark in
die Gestaltungsfreiheit der Eigentiimer ein. Die Fest-
setzung einer PV-Pflicht muss neben der stidtebau-
lichen Rechtfertigung daher auch die Eigentimerbe-
lange in der Abwégung beriicksichtigen. Dabei spielen
fiir die finanzielle Belastung (rechtlich ist dies Teil der
Verhiltnismafiigkeitspriifung) nicht nur die Inves-
titionskosten, sondern auch die Amortisationsmog-
lichkeit eine Rolle. Diese wiederum hangt mafigeblich
davon ab, in welchem Umfang der PV-Strom selbst
genutzt werden kann und wieviel (zu einer niedrigeren
Einspeiseverglitung) in das Netz eingespeist werden
muss. Entsprechend kann aus wirtschaftlicher Sicht
die »optimale« Anlagengrofle je nach Gebidudetyp
unterschiedlich sein. Dieser Umstand wiirde dafiir
sprechen, die Festsetzung eher »schmal« zu halten und
den Eigentiimern eine gewisse Flexibilitdt zu lassen
(Beispiel oben a)). Andererseits ist aus Sicht einer opti-
malen Solarnutzung wtinschenswert, die Dachfliche
in dem technisch moglichen Umfang auch zu nutzen.
Wenn dies das Ziel der Gemeinde ist, etwa im Rahmen
einer »Passivhaus-« oder gar »Plus-Energiesiedlung,
dann wire eine konkretere Festsetzung sinnvoll, die
das technisch Mdogliche weitergehend ausschopft
(Beispiel oben ¢)). Wird dem Bauherrn/der Bauherrin eine
bestimmte (Mindest-)Nennleistung vorgeschrieben
(Beispiel b)) und ist es dem/der Bauwilligen dadurch
ggof. verwehrt, sich flir eine kleinere und damit kosten-
guinstigere Anlage zu entscheiden, verlangt dies eine
besonders sorgfiltige Abwagung.

» Ein sehr ausfiihrliches Begrindungsbeispiel findet sich in der
Begriindung zum B-Plan der Stadt Boppard »Auf der Folkendell«
(S.21 ff): https://www.boppard.de/

Im Sinne der Flexibilitit fiir die Betroffenen wird
gelegentlich auch die Wahl zwischen einer PV- und
einer Solarthermieanlage gelassen. Insbesondere
bei Nutzung einer Warmepumpe ist dies allerdings
nicht sinnvoll.

Die o.g. Festsetzungen verpflichten nur zur Instal-
lation der Anlagen, nicht zu deren Betrieb. Entspre-
chende Verpflichtungen konnen nur in stadtebau-
lichen Vertrdgen (siehe Kapitel 6) begriindet werden.
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5.2.2 TECHNISCHE MASSNAHMEN FUR DIE ERZEUGUNG
UND SPEICHERUNG VON STROM, WARME ODER KALTE
AUS ERNEUERBAREN ENERGIEN UND KRAFT-WARME-
KOPPLUNG

RECHTSGRUNDLAGE: §9 ABS.1 NR. 23 B BAUGB

ZIELSETZUNG: Steigerung des Beitrags der erneuer-
baren Energien

FESTSETZUNGSBEISPIEL:

9.1.2 Mafinahmen fiir die Erzeugung, Nutzung
oder Speicherung erneuerbarer Energien

(§ 9 Abs.1 Nr. 23 b BauGB)

a) Fir die Warmeversorgung des Gebietes ist ein
Nahwirmenetz vorgesehen, Bei der Errichtung von
Gebauden ist die bauliche Voraussetzung fiir den
Anschluss an das zur Warmeversorgung des Gebietes
vorgesehene Nahwirmenetz in Form einer Uber-
gabestation zu schaffen. Dies betrifft Flichen zur
Leitungsfithrung auf dem Grundstiick, Leitungsstringe,
Schichte im Gebiude. Die Flichen des Allgemeinen
Wohngebietes WA 6 sind von dieser Festsetzung
ausgenommen.

b) Auf den Bau der unter a) aufgefithrten Ubergabe-
station kann verzichtet werden, wenn der Nachweis
erbracht wird, dass das Gebdude zu jeder Zeit nach
Nutzungsbeginn unmittelbar und ausschlieflich mit
erneuerbaren Energien im Sinne von §2 Abs. 1 Erneu-
erbare Energien-Wirmegesetz (EE-WiarmeG vom

7. August 2008, BGBL. I S.1658), das zuletzt durch Artikel
9 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBL. I S.1722)
gedndert worden ist, mit Warme versorgt werden kann.«
—

» B-Plan Martini-Quartier, Stadt Kassel

» https://geoportal kassel.de/Dokumente/pdf/bplan/II_11.pdf

Bei den Festsetzungen ist auch auf die Bestimmtheit
zu achten. So wire eine Festsetzung, aus der nicht
ersichtlich ist, welche Leitungen genau notwendig
sind, moglicherweise zu unprizise. Eine solche Fest-
setzung, wonach prophylaktisch sdmtliche »bei der
Errichtung, Anderung oder Nutzungsinderung von
Gebauden fiir die Inbetriebnahme von Anlagen zur
Erzeugung, Nutzung oder Speicherung von Strom,
Wirme oder Kilte aus erneuerbaren Energien oder
Kraft-Warme-Kopplung notwendigen Leitungen und
Anschliisse zu installieren« sind, wire im Ubrigen auch


https://www.boppard.de/
https://www.boppard.de/
https://geoportal.kassel.de/Dokumente/pdf/bplan/II_11.pdf

unverhiltnisméflig. Das obige Beispiel Martini-Quartier
Kassel kann demgegentiber als gelungene Festsetzung
angesehen werden.

5.2.3 VERSORGUNGSFLACHEN FUR ENERGIEANLAGEN
RECHTSGRUNDLAGE: §9 ABS.1 NRN. 12, 13 BAUGB

ZIELSETZUNG: TFestsetzungen von Versorgungsfla-
chen nach §9 Abs.1 Nr. 12 BauGB konnen Bestand-
teil von Energieversorgungskonzepten zur CO,-
Einsparung sein. Besondere Bedeutung kommt der
Festsetzungsmoglichkeit bei der Planung neuer
Baugebiete zu, wenn z. B. ein Blockheizkraftwerk
dezentral ein neues Quartier versorgen soll oder
wenn fiir eine »kalte Nahwirmenutzung« Fla-
chen fur Erdsonden benoétigt werden. Im Einzel-
fall kann auch eine Zuldssigkeit als Nebenanlage
1.S.d. §14 BauNVO in Betracht kommen. Fur die
zeichnerische Festsetzung dieser Flachen kommt
die Verwendung der neu eingefiithrten Planzeichen
»Erneuerbare Energien« und »Kraft-Warme-Kopp-
lung« in Betracht. Die zugehorigen Versorgungslei-
tungen lassen sich - auch unter der verbindlichen
Festsetzung, ob diese ober- oder unterirdisch zu
fihren sind - iiber §9 Abs.1 Nr. 13 BauGB, ggf. in
Kombination mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten
nach §9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB festsetzen.

FESTSETZUNGSBEISPIEL:

A 1.1 Versorgungsflichen (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB)

Die Art der baulichen Nutzung ist als Flache fiir Anlagen

und Einrichtungen zur dezentralen und zentralen

Erzeugung, Verteilung, Nutzung und Speicherung von

Strom, Warme oder Kilte aus erneuerbaren Energien

oder Kraft-Wiarme-Kopplung mit den folgenden Zweck-

bestimmungen festgesetzt: Energiezentrale mit Kraft-

Wirme-Kopplung (Blockheizkraftwerk). Anlagen, die

diesen Zweckbestimmungen entsprechen, mit ihren

jeweils benotigten Nebenanlagen sind zuldssig.

—

» Bebauungsplan 01.17 »Energiezentrale Otto-Wels-Strafle« der Stadt
Brithl

» https://[www.o-sp.de/download/bruehl/226750

Eine Festsetzung nach Nr. 12 fiir Anlagen und Einrich-
tungen flur die Nutzung der Energie beinhaltet ihre
planungsrechtliche Zuldssigkeit auf den hierflir fest-
gesetzten Flichen. Sie bedeutet jedoch nicht eine
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Verpflichtung zur Nutzung im Sinne einer Nutzungs-
pflicht. Entsprechende Verpflichtungen kénnen nur
in stddtebaulichen Vertrdagen (§11 BauGB, siehe unten
Kapitel 6) begriindet werden oder sie werden auf
der Grundlage von kommunalen Satzungen zum
Anschluss- und Benutzungszwang nach Kommunal-
recht eingefiihrt (siehe dazu 7.3).

5.2.4 FESTSETZUNG VON GEBAUDESTANDARDS
RECHTSGRUNDLAGE:§ 9 ABS. 1 NR. 24 BAUGB

ZIELSETZUNG: Warmestandards fiir die Gebaude
sind ein wichtiger Beitrag zur Energieeinsparung
und damit zum Klimaschutz. Das Bundesrecht ent-
halt hierzu bereits detaillierte Vorgaben, die heute
im Gebdude-Energie-Gesetz (GEG) geregelt sind
und friher in der Wirmeschutz- bzw. Energie-
Einspar-Verordnung geregelt waren. Dies hindert
die Gemeinden nicht daran, aus stadtebaulichen
Grinden weitergehende Anforderungen zu stellen,
dies bedarf allerdings einer besonders sorgfaltigen
Begriindung, warum strengere Standards nach der
stddtebaulichen Konzeption der Gemeinde erfor-
derlich sind (zum Beispiel im Rahmen der Planung
einer Passivhaussiedlung).

Als Rechtsgrundlage kommt dabei §9 Abs.1 Nr.
24 BauGB in Betracht, denn es handelt sich bei
Wirmedammstandards (z. B. in Form der U-Werte)
um bauliche/technische Vorgaben, die (mittelbar)
dem Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen
dienen (Emission klassischer Luftschadstoffe und
CO, durch Heizung - dies gilt jedenfalls so lange,
wie die Heizung nicht vollstindig emissionsfrei
ist).

Diese Interpretation der Vorschrift ist allerdings
in der Rechtsliteratur umstritten. Rechtsprechung
liegt hierzu bislang nicht vor. Insofern verbleibt
eine rechtliche Unsicherheit. Soweit die Gemeinde
die Moglichkeit hat, iber einen stddtebaulichen
Vertrag (siehe Kapitel 6) oder Grundstiickskaufver-
trige Wairmedammstandards zu vereinbaren,
sollte daher diese Alternative gewahlt werden.
Ebenso wire im Rahmen eines vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplans eine entsprechende Festset-
zung zuldssig, denn der vorhabenbezogene B-Plan
ist nicht an den Katalog des § 9 BauGB gebunden.


https://www.o-sp.de/download/bruehl/226750

FESTSETZUNGSBEISPIEL:

Ein Beispiel findet sich in einem B-Plan-Entwurf der

Stadt Tiibingen, der allerdings (aus anderen Griinden)

noch nicht verabschiedet ist.

—

» B-Planentwurf Jesinger Loch (Beschlussvorlage 2009, nicht ver-
abschiedet) Universititsstadt Titbingen, https://www.tuebingen.de/

gemeinderat/vo0050.php?__kvonr=1286&smcmode=32832

Je strenger der festgesetzte Hausstandard ist, um so
kostenintensiver ist die Errichtung. Insofern ist bei
der Abwigung das Interesse der Bauwilligen und auch
der soziale Gesichtspunkt bezahlbaren Wohnraums zu
berticksichtigen.

5.2.5 VERWENDUNGSVERBOTE UND VERWENDUNGSBE-
SCHRANKUNGEN FOSSILER ENERGIETRAGER

RECHTSGRUNDLAGE:§ 9 ABS. 1 NR. 23A BAUGB

ZIELSETZUNG: Es handelt sich um eine unterstiit-
zende Mafinahme zur Erreichung eines klimaneut-
ralen Baugebiets. Die Bedeutung der Vorschrift, die
urspriinglich vor allem der Begrenzung der klas-
sischen Heizstoffe Kohle und Ol zur Vermeidung
ortlicher schidlicher Umwelteinwirkungen diente,
nimmt stark ab, da das Gebdudeenergiegesetz fiir
Neubauten ab 2024 einen Anteil von 65 % erneuerba-
rer Energien an der Heizung verlangt.. Soweit keine
zentrale Wiarmeversorgung vorgesehen ist, ist es
aber weiterhin sinnvoll, den Ausschluss der Verwen-
dung klimaschédlicher Brennstoffe vorzusehen. Die
frither vertretene Auffassung, dass der Ausschluss
nur zugunsten der Verbesserung der ortlichen Luft-
situation zuldssig sei, ist heute angesichts der klaren
stadtebaulichen Aufgabe Klimaschutz nicht mehr
haltbar. In der Begriindung sollte g¢f. neben dem
Klimaschutz aber auch auf den Aspekt der Redu-
zierung der »klassischene, auch ortlich wirkenden,
Luftschadstoffe eingegangen werden.

FESTSETZUNGSBEISPIELE:

1.12 Gebiete, in denen zum Klimaschutz bestimmte
luftverunreinigende Stoffe nicht verwendet werden
diirfen (§ 9 Abs. 1 Nr. 23a)

Im gesamten Plangebiet ist die Nutzung fossiler Ener-
gietrager (wie z. B. Kohle, Heizol, Erdgas) fiir Energie-
erzeugung unzulissig.

—
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» B-Plan »Gensingen - gemeinsam planen, bauen, wohnen und leben«
1. Anderung, (Neubaugebiet »Westlich der Alzeyer Srafle«) Gensingen,

https://gensingen.jimdo.com/bauen/

Ausschluss fossiler Brennstoffe

(§ 9 Abs. 1 Nr. 23a BauGB)

Im gesamten Geltungsbereich sind fossile Brennstoffe
(u. a. Gas und Ol) als Primérquelle zur Warme- und
Stromproduktion unzulissig.

—

» B-Plan-Entwurf »Eisenbahnstrafie - Im Kalkhofen - Am Bahnhof,

Gemeinde Herxheim bei Landau

Verbot der Verwendung fossiler Brennstoffe

(01, Gas und Kohle)

Im Geltungsbereich ist die Verwendung fossiler Brenn-

stoffe zur Warmeerzeugung und Energieversorgung der

Gebaude nicht zulassig.

—

» B-Plan-Entwurf »Links den zwanzig Morgen«, Gemeinde Gabsheim
(Rh-Pf)

» https://gabsheim.de

BEGRUNDUNGSBEISPIEL:

Gemif} §1 Abs. 5 BauGB mochte die Gemeinde
Gabsheim eine nachhaltige stadtebauliche Entwicklung
betreiben, die u.a. dazu beitrigt den Klimaschutz
und die Klimaanpassung zu fordern und im Sinne des
§1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB die Auswirkungen auf das Klima
zu minimieren.

Luftverunreinigungen im Sinne des Bundesimmissi-
onsschutzgesetzes sind u.a. Verdnderungen der natiir-
lichen Zusammensetzung der Luft. Da die Verbrennung
fossiler Brennstoffe immer mit der Freisetzung und in
der Folge mit der Anreicherung von klimawirksamem
CO, in der Luft bzw. in der Atmosphére verbunden ist,
ist es Planungsziel der Gemeinde, im Baugebiet »Links
den zwanzig Morgen« die weitere Anreicherung von
CO, und die schidlichen Umweltauswirkungen von
CO, auf das Klima durch ein Verbot fossiler Energie-
triager zu vermindern.

Bei der
triager, deren CO,-Bestandteil aus dem natiirlichen

Beschrankung auf natiirliche Energie-

CO,-Kreislauf stammt und auch darin verbleibt, konnen

die schidlichen Umweltauswirkungen minimiert und

bei Verwendung regenerativer Energien kann die Bilanz

verbessert werden.

—

» B-Planentwurf »Links den zwanzig Morgen«, Gemeinde Gabsheim
(Rh.-Pf)

» https://gabsheim.de


https://www.tuebingen.de/gemeinderat/vo0050.php?__kvonr=1286&smcmode=32832
https://www.tuebingen.de/gemeinderat/vo0050.php?__kvonr=1286&smcmode=32832
https://gabsheim.de
https://gabsheim.de

Die vorhabenbe-
zogen® sowie hinreichend bestimmt in der Fest-
setzung bezeichnet werden und einen Bezug zu einer

Verwendungsverbote  miussen

bestimmten Schadlichkeit (hier: CO,-Emissionen als
Beitrag zum Klimawandel) aufweisen. Im Rahmen
der Abwigung ist die Frage der Verhiltnismafligkeit
von besonderer Bedeutung. Im Hinblick auf die Geeig-
netheit der Festsetzung und deren Umsetzbarkeit
spricht viel daflir, dass in der Regel Verwendungs-
verbote nur flir Neubaugebiete in Betracht kommen.
Bei Ausschluss simtlicher »fossilen Brennstoffe« ist zu
beachten, dass Holzfeuerungen hiervon nicht erfasst
werden. Im Hinblick auf die Anerkennung der Holz-
verbrennung im GEG 2024 als Nutzung erneuerbarer
Energie wird man den Ausschluss von Holzfeuerungen
auch kaum mit dem Klimaschutz begriinden kénnen.
Das schliefdt es nicht aus, die Verwendung von Holz
als Brennstoff aus anderen Grinden auszuschliefien
(z.B. Feinstaubbelastung). Dann muss der Brennstoff
Holz allerdings neben den »fossilen Brennstoffen«
ausdriicklich benannt, sein Ausschluss gesondert
begriindet und die damit verbundene Einschrankung
der Heizmoglichkeiten nach GEG 2024 thematisiert
werden.

5.3 BEGRUNUNG/NATURSCHUTZ

Gemadfs §1 Abs. 6 Nr. 14 BauGB ist ein abwagungs-
erheblicher Belang »die ausreichende Versorgung
mit Grun- und Freiflichen«. Die Entwicklung
und Umsetzung einer angemessenen Durchgri-
nungsstrategie ist somit nicht nur eine freiwillige
Mafinahme der Gemeinde, sondern in gewissem
Umfang auch rechtlich gefordert. Dies ergibt sich
auch aus den Anforderungen des Naturschutz-
rechts, die fir die Gemeinden ebenfalls im Rah-
men der Abwigung zu beachten sind.

§ 1 BUNDESNATURSCHUTZGESETZ

(1) Natur und Landschaft sind auf Grund ihres
eigenen Wertes und als Grundlage fiir Leben und
Gesundheit des Menschen auch in Verantwortung
fiir die kiinftigen Generationen im besiedelten und
unbesiedelten Bereich nach Mafigabe der nachfol-
genden Absdtze so zu schiitzen, dass

1. die biologische Vielfalt, (...) auf Dauer gesi-

chert sind; der Schutz umfasst auch die Pflege,

die Entwicklung und, soweit evforderlich, die
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Wiederherstellung von Natur und Landschaft (...)

(6) Freirdiume im besiedelten und siedlungsnahen
Bereich einschlieflich ihver Bestandteile, wie Park-
anlagen, grofiflichige Griinanlagen und Griinziige,
Wiilder und Waldrdinder, Biume und Geholzstruk-
turen, Fluss- und Bachldufe mit ihven Uferzonen
und Auenbereichen, stehende Gewdsser, Naturerfah-
rungsriume sowie gartenbau- und landwirtschaft-
lich genutzte Flichen, sind zu erhalten und dort, wo
sie nicht in ausreichendem Mafle vorhanden sind,
neu zu schaffen.

Tipp: Broschiire zum neuen Hessischen Naturschutz-
gesetz: https://landwirtschaft.hessen.de/sites/landwirt-
schaft.hessen.de/files/2023-06/010623_hmuklv_natur-
schutzgesetz_web.pdf

5.3.1 FLACHEN ODER MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR
PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR
UND LANDSCHAFT

ZIELSETZUNG: Der Schutz von Boden, Natur und
Landschaft ist ein wesentliches Ziel der Bauleitpla-
nung. Auf der Grundlage des §9 Abs.1 Nr. 20 kon-
nen nicht nur Flachen, sondern auch umfassende
Mafinahmen zum Schutze der genannten Rechts-
giiter festgesetzt werden. Sowohl fiir den Klima-
schutz als auch vor allem fiir die Klimaanpassung
ist ein klimaangepasstes Begriinungskonzept von
besonderer Bedeutung. Auch Ausgleichsmafinah-
men werden auf dieser Rechtsgrundlage festge-
setzt. Die Rechtsgrundlage wird hiufig in Kombi-
nation mit Festsetzungen der Nrn. 15 oder 25a und
b verwendet (siehe Beispiel 18, sieche auch Bei-
spiel 20).


https://landwirtschaft.hessen.de/sites/landwirtschaft.hessen.de/files/2023-06/010623_hmuklv_naturschutzgesetz_web.pdf
https://landwirtschaft.hessen.de/sites/landwirtschaft.hessen.de/files/2023-06/010623_hmuklv_naturschutzgesetz_web.pdf
https://landwirtschaft.hessen.de/sites/landwirtschaft.hessen.de/files/2023-06/010623_hmuklv_naturschutzgesetz_web.pdf

FESTSETZUNGSBEISPIELE:

Offentliche und private Griinfléichen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) - Offentliche Griinfléiche -

Wiesenflichen und Streuobstwiese

Zur Abgrenzung gegeniiber den angrenzenden Biotop-

flichen werden im Norden und Osten extensive

Wiesenflichen gemif! Planzeichnung festgesetzt. Sie

werden auch als Flache zum Schutz, zur Pflege und

Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft festge-

setzt, da sie insbesondere auch dem Schutz der benach-

barten Biotope und der Eidechsenlebensraume sowie
deren Aufwertung dienen (...)

—

» B-Planentwurf »Gansweide«, Gemeinde Schornsheim
https://wwwxvgwoerrstadt.de/PDF/Entwurf Begriindung_
mit_Umweltbericht PDF?0bjSvrID=3629&0bjID=1809&0Ob-
jLa=1&Ext=PDF&WTR=1& ts=1710432037

Der Inhalt der vorgenannten Festsetzung bezieht
sich nur zum Teil auf Nr. 15 und {iberwiegend auf
Nr. 20 (was sich auch aus der Begriindung des
Plans ergibt). Solche Kombinationen sind verbrei-
tet, die fehlende Bezeichnung in der Uberschrift ist
rechtlich unproblematisch.

Mafinahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung
von Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)
Die 6ffentliche Griinfliche mit der Zweckbestimmung
Randeingriinung/Boschungssicherung am Ostrand des
Geltungsbereiches ist als flichiges Gehdlz bestehend
aus Bidumen und Strduchern zu einem Anteil von 80 %
sowie einem Offenlandanteil von 20 % zu entwickeln.
Alle hochstimmigen Biume sind anzupfahlen und mit
Fege- bzw. Verbissschutz (Fegeschutz-Spiralen, Wuchs-
hiillen o. 4.) zu versehen. Die verbleibenden Bereiche
sind anzusden und zweimal jdhrlich zu mihen. Die
Artenauswahl und die Mindestqualitidten richten sich
nach Ziffer 1.10.5. Die Anpflanzung von Nutzpflanzen
ist nicht zuléssig. Die Fliche ist gegen Betreten zu
sichern. Die Herstellung eines unversiegelten Weges
zur Sicherung der Erreichbarkeit fiir Pflegearbeiten ist
zuldssig.
—
» Bebauungsplan »Wildchenloch« einschlieRlich 2. Anderung des
Bebauungsplanes »Siebenmorgengebiet« der Gemeinde Budenheim
» https://[www.budenheim.de/verwaltung/rathaus/bauleitplanung/
rechtskraeftige-bebauungsplaene/waeldchenloch/2023-11-09-text-

liche-festsetzungen.pdf?cid=1j9j
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Hierzu die nachfolgenden Ausfiihrungen zur Fest-
setzung von Grunflichen (siehe 5.3.4.).

5.3.2 FORDERUNG VON BIOTOPSTRUKTUREN
RECHTSGRUNDLAGE:§ 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB

ZIELSETZUNG: Hochwertige Begriinungsmaf3-
nahmen konnen die Biodiversitit fordern und
haben haufig auch ein héheres CO, -Bindungs-
potential. Die Verbesserung von Lebensrdumen ist
vor allem auch ein Beitrag zur Klimaanpassung.
Mafinahmen zur Forderung von Arten und
Lebensrdumen konnen auch als Ausgleichsmaf3-
nahmen fuir die mit der Bebauung verbundenen
Eingriffe festgesetzt werden.

FESTSETZUNGSBEISPIEL:

15.11 Herstellung von Lebensriumen fiir die

Zauneidechse

Im Bereich der Parkanlage (...) ist eine Flache von

850 m? Grofde als Lebensraum fiir Zauneidechsen

herzustellen. Mogliche Habitate sind Gabionen- oder

Trockenmauerbinder, Steinaufschiittungen, die in

den Wall hineinragen, gestapeltes Totholz, Linsen aus

sandigem Oberboden und Gebiischgruppen (max.

25 %) jeweils in sonniger Exposition. Ergdnzend sind

ruderale Offenflichen und samentragende Sdume zu

entwickeln und dauerhaft zu erhalten. Diese Flichen

sind geholzfrei zu halten und max. einmal/Jahr und

mind. einmal/2 Jahre jeweils frithestens ab September

zu méihen. Es sind eidechsenschonende Mdhmethoden

einzusetzen (z. B. Freischneider), das Mahgut ist zu

entfernen. (...)

—

» B-Planentwurf Nr. 647 »Ehem. Gliterbahnhof Offenbach,«
https://pio.offenbach.de/archiv/P10/2019/2019-00016062.pdf

5.3.3 ANPFLANZUNGEN, ERHALT UND PFLEGE VON
GEHOLZEN (DURCHGRUNUNG, VORGARTENGESTAL-
TUNG, EINFRIEDUNGEN)

RECHTSGRUNDLAGE:§ 9 ABS.1 NR. 25A, B BAUGB
ZIELSETZUNG: Biodiversitiatsforderung, Klima-

anpassung und Klimaschutz; vgl. auch oben
5.3.1und 532


https://www.vgwoerrstadt.de/PDF/Entwurf_Begründung_mit_Umweltbericht.PDF?ObjSvrID=3629&ObjID=1809&ObjLa=1&Ext=PDF&WTR=1&_ts=1710432037
https://www.vgwoerrstadt.de/PDF/Entwurf_Begründung_mit_Umweltbericht.PDF?ObjSvrID=3629&ObjID=1809&ObjLa=1&Ext=PDF&WTR=1&_ts=1710432037
https://www.vgwoerrstadt.de/PDF/Entwurf_Begründung_mit_Umweltbericht.PDF?ObjSvrID=3629&ObjID=1809&ObjLa=1&Ext=PDF&WTR=1&_ts=1710432037
https://www.budenheim.de/verwaltung/rathaus/bauleitplanung/rechtskraeftige-bebauungsplaene/waeldchenloch/2023-11-09-textliche-festsetzungen.pdf?cid=1j9j
https://www.budenheim.de/verwaltung/rathaus/bauleitplanung/rechtskraeftige-bebauungsplaene/waeldchenloch/2023-11-09-textliche-festsetzungen.pdf?cid=1j9j
https://www.budenheim.de/verwaltung/rathaus/bauleitplanung/rechtskraeftige-bebauungsplaene/waeldchenloch/2023-11-09-textliche-festsetzungen.pdf?cid=1j9j
https://pio.offenbach.de/archiv/PIO/2019/2019-00016062.pdf

FESTSETZUNGSBEISPIELE nANPFLANZUNGEN
(BAUME, STRAUCHER, BLUHSTREIFEN)«:
Anpflanzen und Erhaltung von Bidumen, Striuchern
und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs.1 Nr. 25 a und
b BauGB)
12.1.1 Entlang der Kloppenheimer Strafle ist die in
der Planzeichnung eingetragene Anzahl (13 Stiick)
der Baume (I. Ordnung, schlanke Kronenform in der
Qualitdt Hochstamm, Stammumfang mind. 18-20 cm)
anzupflanzen. Von den in der Planzeichnung darge-
stellten Baumstandorten darf um bis zu 5,00 m parallel
zur Kloppenheimer Strafie abgewichen werden. Im
Verlauf der Oberlinstrafle ist an der Westseite des
Gebiets die in der Planzeichnung eingetragene Anzahl
(6 Stiick) der Baume (I. Ordnung, in der Qualitdt Hoch-
stamm, Stammumfang mind. 18-20 ¢m) anzupflanzen.
Von den in der Planzeichnung dargestellten Baumstand-
orten darf um bis zu 5,00 m parallel zur Oberlinstrafie
abgewichen werden. Die in der Planzeichnung darge-
stellten Bdume sind in Pflanzgruben von mindestens
16 m* Grof3e mit mindestens 24 m® Pflanzsubstrat und
einer Michtigkeit von mindestens 1,5 m Tiefe je Baum
zu pflanzen, zu erhalten, fachgerecht zu pflegen und bei
Abgang in der genannten Pflanzqualitét zu ersetzen. (...)
12.1.3 In den Baufeldern WA 1 und WA 2 ist je 50 m?*
Grundstiicksflache 1 heimischer Strauch anzupflanzen
und dauerhaft zu erhalten. Die Standorte der Strauch-
pflanzungen sind gleichméflig in kleinen Gruppen
(3-5 Pflanzen) auf der Grundstiicksfliche anzulegen.
12.1.4 Im Verlauf der Kloppenheimer Strafle sind unter
der Baumreihe ein 2,0 m breiter durchgehender extensiv
zu pflegender Bliihstreifen sowie eine durchgehende
Schnitthecke anzulegen und dauerhaft zu erhalten. Es
sind eine gebietsheimische mehrjdhrige Saatgutmi-
schung sowie heimische Straucher zu verwenden.
|
» Bebauungsplan »Ostlich der Oberlinstrae« der Landeshauptstadt
Wiesbaden
» https://[www.o-sp.de/download/wiesbaden/357499

Anpflanzungen und Erhaltung von Biumen, Striu-
chern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 (1) Nr.

25 BauGB) - 5.1 Begriinung der Stellplitze, Tiefga-
ragen, Verkehrsfliche

Gemif Stellplatzsatzung der Stadt Oberursel (Taunus)
ist je 5 Stellplatze sowie je 50 Fahrradabstellplatze ein
grof3- oder mittelkroniger Laubbaum gemaif} Pflanzliste
1 oder 2 mit einer Pflanzqualitdt von mindestens 20 cm
Stammumfang in einer unbefestigten Baumscheibe von
4 bis 6 m? sowie einem Bodenvolumen der Pflanzgrube
von 12 m? zu pflanzen und dauernd zu unterhalten. Die

FESTSETZUNGSMOGLICHKEITEN

Baumscheiben sind als Bliihflichen (z. B. Blumenwiese -

Blumen, Gréser je 50 %) zu entwickeln.

—

» Stadt Oberursel/Taunus, Textliche Festsetzungen zum Entwurf des
B-Plans Nr. 233 »Neumtihle«

» https://[www.region-frankfurt.de

FESTSETZUNGSBEISPIELE »ERHALT BESTEHENDER

PFLANZEN«:

2.3 Bindungen fiir Bepflanzungen und fiir die

Erhaltung von Biumen, Strduchern und sonstigen

Bepflanzungen sowie von Gewissern (§ 9 Abs.1 Nr.

25b BauGB)

Die im Plan zur Erhaltung gekennzeichneten Geholze

an der nordwestlichen sowie Ostlichen Plangebiets-

grenze sind dauerhaft zu erhalten und zu pflegen und

wihrend der Baumafinahmen gegen Beschidigungen

und Beeintrichtigungen zu schiitzen. Dabei ist die DIN

18920 (...) sowie die RAS LP 4 (Richtlinien fiir die Anlage

von Straflen, ...) zu beachten und einzuhalten. Fiir ggf.

entfallende Geholze sind Ersatzpflanzungen vorzu-

sehen. Als Schutzmafinahmen sind in erster Linie zu

beriicksichtigen:

« keine Abgrabungen und Aufschiittungen im
Wurzelbereich

« Vermeidung von Bodenverdichtungen im
Wurzelbereich

« kein Befahren und Lagern im Umfeld des Geholzes

« Bei Offenlegung von Wurzeln im Bereich zu erhal-
tender Geholze insbesondere bei Biumen sind diese
im Rahmen der Baustellentitigkeit gem. DIN 18920 vor
Austrocknung und Beschidigung zu schiitzen

« Schutz des Stammes, ggf. durch Abmarkierung bezie-
hungsweise Anbringen eines Schutzzaunes

« Geholze, welche trotz der Erhaltungsgebote ausge-
fallen sind, sind durch Neuanpflanzungen zu ersetzen.

|

» B-Plan »Industriegebiet Nord, Teil B, Anderung 1« der Stadt Kaisers-
lautern

» https://[www.kaiserslautern.de



https://www.o-sp.de/download/wiesbaden/357499
https://www.region-frankfurt.de
https://www.kaiserslautern.de

Verkehrsbegleitgriin (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

12.1 V1 - Verkehrsbegleitgriin 1

Die als Verkehrsbegleitgriin V1 innerhalb der offent-
lichen Verkehrsflichen gekennzeichneten Flichen sind
wahlweise mit nichtverholzenden Bodendeckerstruk-
turen oder mit Landschaftsrasen RSM 7.1 anzulegen und
dauerhaft zu erhalten.

12.2 V2 - Verkehrsbegleitgriin 2 - Zweckbestimmung
Reprisentatives Straf3enbegleitgriin mit Baum- und
Strauchpflanzungen

Die Fliche ist mit Landschaftsrasen und regionalen
Feldgeholzen (ca. 40 % der projektierten Fliche)
einzugriinen. Die Begriinung muss so erfolgen, dass
die verkehrlich erforderlichen Sichtverhiltnisse nicht
beeintrichtigt werden.

12.3 V3 bis V5 - Verkehrsbegleitgriin - Zweckbe-
stimmung Quartiersplatz/Strafienbegleitgriin mit
Baumpflanzungen

Fiir die gemaf Planeintrag festgesetzten Standorte zum
Anpflanzen von Laubbidumen innerhalb der Flichen
V4 und V5 gilt Ziffer 17.1.2. Die Art der Bepflanzung der
Flachen als Strafienbegleitgriin ist mit dem Tiefbau-
und Vermessungsamt abzustimmen.

—

» Bebauungsplan »Lange Seegewann« der Landeshauptstadt Wies-

baden; https://[www.o-sp.de/download/wiesbaden/339616

Festsetzungen iiber Pflanzgebote im Bebauungsplan
sind in der Regel eine zuldssige Inhaltsbestimmung
des Eigentums i.S.des Art. 14 Abs.1 S.2, Abs.2 GG; sie
tragen nicht nur zu gesunden Wohn- und Arbeitsver-
héltnissen, zur Sicherung einer menschenwiirdigen
Umwelt und zum Schutz der nattrlichen Lebens-
grundlagen bei® sondern konnen auch als Klima-
schutz- und Klimaanpassungsmafinahme ausgestaltet
werden.

Tipp: Vorschlagsliste fiir klimaresiliente und umfeldty-
pische/heimische Baumarten im Onlinetool Klimabaum-
arten des HLNUG: https://[www.hlnug.de/stadtgruen-im-
klimawandel

Die in besonderen Fillen mit Pflanzgeboten ver-
bundene Einschrinkungen der Nutzbarkeit von
Grundstiicken mussen im Rahmen der Abwai-
gung berticksichtigt werden.’” Auch sollte darauf
geachtet werden, dass bei kleinen Grundstiicken
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die Festsetzung grofler Biume (Baume 1. Ordnung)
in Konflikt mit dem Nachbarschaftsrecht geraten
kann (siehe Beispiel 20).

5.3.4 FESTSETZUNG PRIVATER UND OFFENTLICHER
GRUNFLACHEN

RECHTSGRUNDLAGE:§ 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB

ZIELSETZUNG: Die Festsetzung von privaten wie
offentlichen Griinflichen kann insbesondere auch
zu dem Zweck erfolgen, Flichen von Bebauung
freizuhalten, um z. B. eine ausreichende Frischluft-
zufuhr im Baugebiet aus kleinklimatischen Griin-
den zu gewéhrleisten.

FESTSETZUNGSBEISPIEL:

11. Offentliche Griinflichen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB
i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) - 11.1 G1 - Zweckbe-
stimmung Parkanlage

Die als Offentliche Griinfliche mit der Zweckbe-
stimmung - Parkanlage - festgesetzte Fliche G1 ist
fachgerecht parkartig anzulegen. Es sind insgesamt vier
Spielstationen mit Aufenthaltsfunktion fiir unterschied-
liche Nutzungs- und Altersgruppen entlang der Rad-
und Fuflwegeachse vorzusehen.

Der Rad- und Fuflweg ist in wasserdurchlissiger
Bauweise anzulegen. Zwischen dem Fuf3- und Radweg
und dem am westlichen Ende der Griinfliche gelegenen
Kreisverkehr ist ein zusitzlicher Gehweg (max. 1,5m
breit) vorgesehen.

Die verbleibende Gesamt-Griinfliche G1 ist mit einer
Wiesen- oder Rasenansaat anzusien und zu 15 bis 20 %
mit bliitenreichen Striuchern, z. B. der Pflanzliste E2,
zu strukturieren. Hierbei gilt: je 1,5 m? ein Strauch. Fiir
die gemaf! Planeintrag festgesetzten Standorte zum
Anpflanzen von Laubbdumen gilt Ziffer 17.1.1.

Die angelegten Griinflichen einschliellich Baum- und

Strauchpflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und bei

Abgang gleichwertig zu ersetzen.

—

» Bebauungsplan »Lange Seegewann« der Landeshauptstadt
Wiesbaden

» https://[www.o-sp.de/download/wiesbaden/339616


https://www.o-sp.de/download/wiesbaden/339616
https://www.o-sp.de/download/wiesbaden/339616

Nach §9 Abs.1 Nr. 15 BauGB konnen Grunflichen, wie
z.B. Parkanlagen, Dauerkleingarten, Sport- oder Spiel-
platze, festgesetzt werden. Geschieht dies, ist auch zu
regeln, ob es sich um eine 6ffentliche oder private Griin-
fliche handelt, sofern sich dies nicht aus dem Zusam-
menhang oder der Planbegriindung ergibt. Ferner muss
die Festsetzung unter Angabe des Nutzungszwecks so
bestimmt wie mdoglich erfolgen. Wird nur eine »Griin-
fliche« ohne ndhere Zweckbestimmung festgesetzt,
kann sie eine ihr zugedachte Ausschlusswirkung im
Verhiltnis zu davon abweichenden Vorhaben nicht
entfalten. Da auf Grinflichen in beschrinktem Mafie
diejenigen baulichen Anlagen zuldssig sind, die nach
der festgesetzten Zweckbestimmung dazugehdren,
reicht eine solche Festsetzung allein nicht aus, wenn
die Flache von jeglicher Bebauung freigehalten werden
soll.

Die Festsetzung einer Flache als private Grunfla-
che ist nach §9 Abs.1 Nr. 15 BauGB moglich. Die
fiir eine solche Festsetzung sprechenden Griinde
miussen nachvollziehbar und hinreichend gewich-
tig sein, um sich im Rahmen der Abwagung gegen-
tber dem durch Art. 14 Abs.1 GG gewihrleisteten
privatniitzigen Eigentumsrecht durchsetzen zu
konnen. Dabei mussen die stadtebaulich beacht-
lichen Allgemeinbelange umso gewichtiger sein,
je starker Festsetzungen eines Bebauungsplans
die Befugnisse der Eigentimer und Eigentiimerin-
nen einschrianken oder Grundstiicke von der Pri-
vatnuitzigkeit gianzlich ausschliefien. Besteht auf
dem betroffenen Grundstiick bereits ein Recht zur
Bebauung, kommt dem Interesse der Eigentiimer
an der Aufrechterhaltung dieses Rechts erhebli-
ches Gewicht zu, das im Rahmen der Abwigung zu
beachten ist. Dabei ist in die Abwigung einzustel-
len, dass sich der Entzug der baulichen Nutzungs-
moglichkeiten fiir den Betroffenen wie eine (Teil-)
Enteignung auswirken kann. Grundséitzlich sind
aber auch Eingriffe in den Bestand zulassig (siehe

5.3.10 mit Beispielen zuléssiger nachtréglicher Festsetzungen).

Besonders begriindungsbediirftig ist die Festset-
zung einer privaten Grundstiicksflache als offent-
liche Grunflache.
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5.3.5 BEGRUNUNG VON VERSICKERUNGSFLACHEN,
VERKEHRSBEGLEITGRUN

RECHTSGRUNDLAGE:§ 9 ABS. 1 NR. 14, 20, 25A, B BAUGB

ZIELSETZUNG: Zusatzliche Nutzung von Flichen flir
Begriinungsmafiahmen. In Kombination mit Nr.
20 auch als Festsetzung von Ausgleichsmafinah-
men.

FESTSETZUNGSBEISPIELE:

A.9.1 Offentliche Griinfléiche - Fliichen fiir Regenriick-

haltebauwerke (RRB)

Die Grundstiicke flir die Regenriickhaltebauwerke

sowie die Flichen mit den zuleitenden Mulden/Griben

werden als 6ffentliche Griinfldche festgesetzt. Die

Flachen der Regenriickhaltebauwerke werden auch

als Fliache zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung

von Boden, Natur und Landschaft festgesetzt. Die

Flachen sind unter Wahrung der Funktionsfahigkeit als

extensive Wiesenfliche anzulegen und zu unterhalten.

—

» B-Planentwurf »Gansweide«, Gemeinde Schornsheim
https://wwwvgwoerrstadt.de/PDF/Entwurf_Begriindung_
mit_Umweltbericht PDF?0bjSvrID=3629&0bjID=1809&0Ob-
jLa=1&Ext=PDF&WTR=1&_ts=1710432037

1.6 Private Griinflichen

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Die festgesetzten privaten Griinflichen dienen der
Durchgriinung des Plangebietes sowie der Riickhaltung
von Oberflichenwasser. Auf den privaten Griinflichen
sind Anlagen fiir die Sammlung und Riickhaltung von
Oberflachenwasser in naturnah gestalteten Mulden
vorgesehen. Die Randbereiche und Boschungen der
Mulden sind truppweise mit autochthonen (gebiets-
heimisch) und standortgerechten Gehdlzen aus den
beiliegenden Pflanzenlisten zu bepflanzen. Dazu sind
mindestens 30 % der Boschungsbereiche mit standort-
gerechten Geholzen in unterschiedlichen Dichten zu
bepflanzen. Im Mittel sind fiir die Pflanzmafinahmen

4 Geholze pro 10 m? aus den beiliegenden Pflanzenlisten
vorzusehen. Die Restflachen sind mit einer geeigneten
Wiesenmischung aus autochthonem Saatgut einzusden
und extensiv zu unterhalten. Bezugsquellen fiir auto-
chthones Saat- und Pflanzgut sind diesen Textfestset-
zungen unter »Hinweise« beigegeben.

—

» B-Plan »Gewerbegebiet siidlich der B 420« Gau-Bickelheim, 2014

https:/[wwwwoellstein.de

31


https://www.vgwoerrstadt.de/PDF/Entwurf_Begründung_mit_Umweltbericht.PDF?ObjSvrID=3629&ObjID=1809&ObjLa=1&Ext=PDF&WTR=1&_ts=1710432037
https://www.vgwoerrstadt.de/PDF/Entwurf_Begründung_mit_Umweltbericht.PDF?ObjSvrID=3629&ObjID=1809&ObjLa=1&Ext=PDF&WTR=1&_ts=1710432037
https://www.vgwoerrstadt.de/PDF/Entwurf_Begründung_mit_Umweltbericht.PDF?ObjSvrID=3629&ObjID=1809&ObjLa=1&Ext=PDF&WTR=1&_ts=1710432037
https://www.woellstein.de

Im Rahmen der Abwégung sollte auf die Vorteile der
Anpflanzungen und der Pflanzenauswahl fiir Biodi-
versitdit und Klimaschutz/-anpassung eingegangen
werden. Soweit sich die Pflegemafinahmen im tiblichen
Rahmen halten, sind solche Festsetzungen auch
verhaltnismifig und 16sen keine Entschidigungsan-
spriiche aus.

5.3.6 DACH- UND FASSADENBEGRUNUNGEN
RECHTSGRUNDLAGE: § 9 ABS.1 NR. 20, 25A, BAUGB

ZIELSETZUNG: Gerade in innerstidtischen Bereichen
kéonnen Dach- und Fassadenbegriinungen einen
wichtigen Beitrag zur Verbesserung der kleinkli-
matischen Situation leisten. Durch Abkiithlungs-
effekte bei Hitzeperioden sind sie auch eine Mafs-
nahme der Klimaanpassung. Im Einflussbereich
des Gebaudes koénnen Griindécher z. B. den Nieder-
schlagsriickhalt stiarken. Intensive Dachbegriinun-
gen (siehe Breitscheidstrasse Kassel, Beispiel 29, und Hellinghofe
Wiesbaden) konnen zudem CO, aus der Atmosphdare
binden und dienen insofern auch dem Klima-
schutz. Allerdings bediirfen sie erhohter Pflege.
Semiintensive Begriinungen konnen einen Mittel-
weg darstellen. Bereits eine extensive Dachbegrii-
nung kann die Stromproduktion der installierten
PV-Module durch ihren kithlenden Effekt steigern.

Auf §9 Abs.1 Nr. 25 a) BauGB konnen nicht nur
Vorgaben zur Bepflanzung von Grundstiicken und
Gebiuden gestilitzt werden, sondern auch die Ver-
pflichtung zur Errichtung und zur Pflege von Griin-
dédchern. Die Festsetzung einer Dachbegriinung
kann auch als Mafinahme des naturschutzrechtli-
chen Eingriffsausgleichs gemafd §1 a Abs.3 BauGB
festgesetzt werden.

In der Festsetzung sollte »mindestens extensiv«
festgesetzt werden (siehe Beispiele Martini-Quartier Kas-
sel, Beispiel 27). MOglich und sinnvoll ist eine Verbin-
dung mit PV-Nutzung. Primar sollten einheimische
Arten genutzt werden, allerdings ist auch auf die
Klimaresilienz der Pflanzen zu achten.

Hilfestellung fiir verschiedene geeignete Pflanzkonzepte
bieten das Online-Tool Stadtgriin im Klimawandel des
HLNUG https://[www.hlnug.de/stadtgruen-im-klima-
wandel
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und der »Begrinungskompass« der TH Bingen und der
Stadt Stromberg https://begruenungskompass.de/

FESTSETZUNGSBEISPIELE:

7.3 Dachbegriinung

Flachdicher oder flach geneigte Dicher (oberster
Abschluss des Gebdudes) bis max. 15 Grad Dachneigung
sind unter Beachtung der brandschutztechnischen
Bestimmungen auf mindestens 75 % ihrer Fliche mit
einer standortgerechten Vegetation mindestens extensiv
zu begriinen. Flachdicher von Nebenanlagen sind auf
100 % ihrer Fliche zu begriinen. Die Stirke des Dach-
begriinungssubstrats muss im Mittel 8 cm betragen und
der FLL-Richtlinie, Ausgabe 2008 entsprechen. Von der
Dachbegriinung ausgenommen sind verglaste Flachen
und technische Aufbauten, soweit sie geméif3 anderen
Festsetzungen auf der Dachfliche zulissig sind. Die
Funktion der Dachbegriinung ist dauerhaft zu gewéhr-
leisten. Die Ergédnzung der Dachbegriinung durch Solar-
thermie- und Photovoltaikanlagen ist zuldssig, sofern die
dauerhafte Begriinung der Dachfldche sichergestellt ist.
Flachen fiir notwendige Dachaufbauten, Belichtungsele-
mente u. a. sind von der Begriinung ausgenommen.
—

» B-Plan Martini-Quartier, Stadt Kassel

» https://geoportal kassel.de/Dokumente/pdf/bplan/II_11.pdf

Flichen oder Mafinahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft (§ 9 Abs.1 Nr. 20 BauGB)

Fassadenbegriinung (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Bei zusammenhéidngenden und geschlossenen Aufien-
wénden von mehr als 5,0 m horizontaler Linge ist eine
Fassadenbegriinung mit Rank- oder Kletterpflanzen
vorzusehen. Als Richtwert gilt eine Pflanze pro 2,0 m
horizontaler Wandlénge. Die Pflanzungen sind dauerhaft
zu unterhalten und bei Abgang gleichartig zu ersetzen.

Begriinung von nicht iiberbauten Tiefgaragen
Tiefgaragen sind mit einer durchwurzelbaren Vegeta-
tionstragschicht von mind. 0,80 m zu iiberdecken (ohne
Dammung und Drainageschicht). Die Flachen sind, wo
keine befestigten und tiberbauten Flichen vorliegen,
dauerhaft zu begriinen. Die Vegetationstragschicht kann
auf 0,60 m reduziert werden, soweit konstruktive, tech-
nische oder funktionale Erfordernisse vorliegen.
—
» Bebauungsplan »Ostlich der OberlinstraRe« der Landeshauptstadt
Wiesbaden
» https://www.o-sp.de/download/wiesbaden/357499


https://www.hlnug.de/stadtgruen-im-klimawandel
https://www.hlnug.de/stadtgruen-im-klimawandel
https://geoportal.kassel.de/Dokumente/pdf/bplan/II_11.pdf
https://www.o-sp.de/download/wiesbaden/357499

1.5.2 Dachbegriinung
Innerhalb des mit ¢ gekennzeichneten Bereiches sind
die Dachfldchen mit einer mindestens 40 cm dicken
Erdschicht zu bedecken sowie intensiv zu begriinen
und dauerhaft zu pflegen. Fiir vorgesehene Baum- oder
Strauchpflanzungen ist entlang der Auflenkante des
Garagendaches auf einer Breite von mindestens 4 m
eine wenigstens 80 cm starke Uberdeckung vorzu-
sehen. Innerhalb der mit b gekennzeichneten Bereiche
sind die Dachflichen auf insgesamt mindestens 40 m?
extensiv zu begriinen und dauerhaft zu pflegen. Die
Aufbaustirke der Vegetationsschicht (durchwurzelbare
Schicht) muss mindestens 10 cm, bei Verwendung von
vorkultivierten Vegetationsmatten und entsprechender
Wasserspeicherschicht mindestens 4 cm betragen.
—
» Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. I1/17 »Breitscheidstrafle 33«
der Stadt Kassel
» https://ratsinfo.kassel.de

Weiteres Beispiel:

Vorhabenbezogener Bebauungsplan »Hellinghofe«
der Landeshauptstadt Wiesbaden

—

» https://[www.o-sp.de/wiesbaden

Stellplétze fiir Abfallbehilter sind mit Laubgehdlzen
oder Hecken zu umpflanzen oder mit Zaunanlagen
einzufassen, so dass sie von oOffentlichen Verkehrs-
flichen aus nicht eingesehen werden konnen.

—

» B-Plan »Eschweiler tiber Feld C17« Norvenich, 2023

» https://[www.noervenich.de/leben-wohnen/bauen/bauleitplaene-im-

verfahren.php

Begriinungsmafinahmen konnen auch den Bedarf an
Ausgleichsmafinahmen reduzieren, bzw. je nach Inten-
sitdt der Begrinungsmafinahme kénnen diese auch als
Ausgleichsmafinahme im Sinne von §1a Abs.3 BauGB
dienen.
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5.3.7 UMGANG MIT BZW. VERBOT VON
SCHOTTERFLACHEN

RECHTSGRUNDLAGE: § 9 ABS.1 NR. 20, 25A BAUGB,
§ 8 HESSBAUO

VORBEMERKUNG: Das Verbot von Schottergirten ist
teilweise im Landesrecht verankert, kann aber
auch indirekt Uber Begrunungsfestsetzungen im
B-Plan erreicht werden (siehe Beispiel Nérvenich). ES
hat sowohl eine bauordnungsrechtliche als auch
eine planungsrechtliche Dimension, die sich zum
Teil iiberlagern. Die Regelung in § 8 Abs.1 S.1 HBO
verpflichtet zur Begriinung oder Bepflanzung der
nicht tberbauten Grundstiicksflichen und ver-
bietet damit zugleich, stattdessen einen Stein-
oder Schottergarten anzulegen. Dies wird mit
§35 Abs. 9 S.2 HeNatG nochmals konkretisiert.

HESSISCHE BAUORDNUNG

§ 8 GRUNDSTUCKSFREIFLACHEN, KINDERSPIELPLATZE

(1) Die nicht tiberbauten Flachen der bebauten Grundstiicke
sind:

1. wasserdurchldssig zu belassen oder herzustellen und

2.zu begriinen oder zu bepflanzen, soweit sie nicht fiir eine
andere zuldssige Verwendung bendtigt werden.

Satz 1 findet keine Anwendung, soweit Bebauungspléne oder
andere Satzungen Festsetzungen zu den nicht iiberbauten
Flachen treffen.

§8 Abs.1 Satz 2 der Hessischen Bauordnung stellt
klar, dass Regelungen in Bebauungspldnen vor-
gehen. Auch wenn es »nur« um die Verhinde-
rung von Stein- und Schottergirten geht, ist trotz
§8 Abs.1 S.1 HessBauO eine bauplanungsrecht-
liche Festsetzung zu empfehlen, da die Gemeinde
dann auf den Verbotsvollzug auch selbst Einfluss
nehmen kann (mittels eines Pflanzgebots gem. § 178 BauGB,
siehe 5.3.8), wahrend sie flir die Durchsetzung allein
des Verbots des §8 Abs.1 S.1 HessBauO auf ein
Tatigwerden der Bauaufsicht angewiesen ist.

ZIELSETZUNG: Die Zielsetzung besteht in einer aus-
reichenden Versorgung mit Griin und der Vermei-
dung von starker Erwirmung von Vorgartenfla-
chen im Sommer. Insbesondere bei den verbreitet
genutzten dunklen Steinen tritt durch den »Albe-
do«-Effekt eine starke Erwarmung ein.


https://ratsinfo.kassel.de
https://www.noervenich.de/leben-wohnen/bauen/bauleitplaene-im-verfahren.php
https://www.noervenich.de/leben-wohnen/bauen/bauleitplaene-im-verfahren.php

FESTSETZUNGSBEISPIELE:

Vorgarten (Flichen zwischen den Strafienbegrenzungs-
linien und der strafienseitig angrenzenden Vorderkante
Wohnhaus, einschliefllich deren Verldngerung bis zur
Grundstiicksgrenze) sind zu begriinen und gértnerisch
anzulegen. Vorgartenflichen diirfen nicht mit Kies,
Schotter oder vergleichbaren anorganischen Materialien
uberdeckt sein. Ausgenommen von dieser Regelung
sind notwendige Zuwege und Zufahrten zu Stellplitzen.
Die Befestigung darf nur in notwendigem Umfang
erfolgen.

—

» In Anlehnung an B-Plan »Eschweiler iber Feld C17« Norvenich, 2023
» https://[www.noervenich.de/leben-wohnen/bauen/bauleitplaene-im-

verfahren.php

12.2 Bepflanzung von Grundstiicksfreiflichen

Die nicht iiberbauten und befestigten Grundstiicksfrei-

flachen der Baugrundstiicke sind zu 100 % gértnerisch

anzulegen und dauerhaft zu unterhalten. Zu den zu

begriinenden Grundstiicksfreiflichen gehoren auch die

Fliachen tiber den Tiefgaragen«.

—

» Bebauungsplan »Ostlich der Oberlinstrale« der Landeshauptstadt
Wiesbaden

» https://[www.o-sp.de/download/wiesbaden/357499

Ob Schottergirten durch eine Festsetzung nach
§9 Abs.1 Nr. 20 BauGB untersagt werden konnen
(im Sinne eines reinen Verbots), ist umstritten.
Deshalb sollte - wie im obigen Beispiel - immer
auch eine positive Festsetzung bestimmter Pflan-
zungen bzw. Begriinungen erfolgen.

Gerade das Verbot von Schottergdrten wird teilweise
als ibertriebener Eingriff in die Gestaltungsfreiheit der
Einzelnen empfunden. Es ist aus rechtlicher Sicht aller-
dings zu berticksichtigen, dass aufgrund der geltenden
Rechtslage ohnehin eine Verpflichtung zur Begriinung
besteht (siehe §8 HBO). Die Eingriffsintensitat ist daher
gering, demgegentiber ist der Beitrag zur Reduzierung
sommerlicher Aufheizung durch die Begriinung nicht
unerheblich.
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5.3.8 HINWEISE ZUR DURCHSETZUNG VON BEGRU-
NUNGSMASSNAHMEN (PFLANZGEBOTE)

Der Erlass eines Bescheides, mit dem die Betroffe-
nen zur Anpflanzung oder zum Erhalt von Griin-
strukturen verpflichtet werden, ist eine Maf3-
nahme zur Befolgung der Festsetzung fiir den Fall,
dass diese von den Adressaten nicht beachtet wird.
Festsetzungen in Bebauungspldnen sind nicht
»selbstvollziehend«, Werden sie ignoriert, muss
(in der Regel) die Bauordnungsbehorde tatig wer-
den und hierzu bedarf es wiederum einer geson-
derten Rechtsgrundlage; §9 BauGB reicht dafiir
nicht aus. Das Pflanzgebot in §178 (in Verbindung
mit §175 Abs.1 und 2) BauGB ist hierflur die geeig-
nete Grundlage. Das Besondere dabei ist, dass die
Gemeinde den Bescheid erlassen kann und nicht
auf die Bauordnungsbehorde angewiesen ist.

Im Hinblick auf die Méglichkeit, nach §178 BauGB
das Pflanzgebot durch Bescheid zu vollziehen, soll-
ten die entsprechenden, auf der Grundlage des
§9 Abs.1 Nr. 25a BauGB getroffenen Festsetzungen
im Bebauungsplan hinreichend bestimmt sein. Bei
einer Kombination mit zeichnerischen Festset-
zungen konnen auch die konkreten Standorte der
Pflanzungen festgelegt werden (falls dies gewollt
ist). Der Bebauungsplan kann auch das Anpflan-
zen bestimmter Arten von Bidumen oder sonsti-
ger Pflanzen, eine bestimmte Mischung und eine
bestimmte Dichte der Bepflanzung festsetzen. So
ist es z B. zuldssig, in den textlichen Festsetzun-
gen zu bestimmen, dass bei der Bepflanzung der
Grundstiicke mit Bdumen und Gehdlzen zu min-
destens 75% ortstypische standortgerechte Arten
gemafl einer beigefligten Pflanzliste zu verwenden
sind.

5.3.9 INSEKTENFREUNDLICHE BELEUCHTUNG
RECHTSGRUNDLAGE:§ 9 ABS. 1 NR. 20, 24 BAUGB

ZIELSETZUNG: Diese Festsetzung leistet einen Beitrag
zum Erhalt der Biodiversitédt. Da der Klimawandel
das Insektensterben zumindest beglinstigt, han-
delt es sich insoweit auch um eine Klimaanpas-
sungsmafinahme.


https://www.noervenich.de/leben-wohnen/bauen/bauleitplaene-im-verfahren.php
https://www.noervenich.de/leben-wohnen/bauen/bauleitplaene-im-verfahren.php
https://www.o-sp.de/download/wiesbaden/357499

FESTSETZUNGSBEISPIEL:

1.6. Mafinahmen zum Schutz, zur Pflege und
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB)

1.6.3. Beleuchtung aufierhalb von Gebauden:

Zur Minderung von beleuchtungsbedingten Lockef-
fekten und Totalverlusten bei der lokalen Entomofauna
sind im Freien ausschliefilich geschlossene, warmweif3
getonte LED-Lampen (Lichttemperatur max. 3.000 K,
Abstrahlwinkel von max. 70° zur Vertikalen) mit
gerichtetem, nur zum Boden abstrahlendem Licht zu
verwenden.

Hinweis: Als Entomofauna wird die Gesamtheit aller
Insektenarten einer Region bezeichnet.

|

» B-Plan »An der Quellwiese«, Stadt Mainz

» https://bi.mainz.de/vo0050.php?__kvonr=28582

Der Zweck der Festsetzung - der Arten- bzw. Insekten-
schutz - ist einem zuldssigen Regelungsgegenstand im
Sinne von § 9 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 lit. a) BNatSchG, ndmlich
der Vermeidung, Minderung oder Beseitigung von Beein-
trachtigungen der Natur, zuzuordnen. Die Anforderungen
an Aufienbeleuchtungsanlagen dienen dazu, Beeintrich-
tigungen von Insekten durch Leuchtmittel bestimmter
Farbtemperaturen sowie durch Lichtstreuung
vermindern. Zu berticksichtigen ist in diesem Zusam-
menhang auch §41 a BNatSchG, der dem Schutz von
Tieren und Pflanzen vor nachteiligen Auswirkungen
von Beleuchtungen dient. Nach §41a Abs.1 BNatSchG
sind »neu zu errichtende Beleuchtungen an Strafien
und Wegen, Aufienbeleuchtungen baulicher Anlagen
und Grundstlicke sowie beleuchtete oder lichtemittie-
rende Werbeanlagen [..] technisch und konstruktiv so
anzubringen, mit Leuchtmitteln zu versehen und so zu
betreiben, dass Tiere und Pflanzen wild lebender Arten
vor nachteiligen Auswirkungen durch Lichtimmissionen
geschiitzt sind«. Die Festsetzung setzt diese Vorgaben
um. Ungeachtet dieser naturschutzrechtlichen Rege-
lungen konnen bauplanungs-rechtlich nach § 9 Abs. 1 Nr.
24 BauGB im Bebauungsplan u. a. »Vorkehrungen zum
Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen und sons-
tigen Gefahren im Sinne des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes« getroffen werden. Ferner konnen »die zum
Schutz vor solchen Einwirkungen oder zur Vermeidung
oder Minderung solcher Einwirkungen zu treffenden
baulichen und sonstigen technischen Vorkehrungen«
vorgesehen werden. Dies ermdichtigt die Gemeinden
auch zur Festsetzung von Vorkehrungen zum Schutz vor
Lichtimmissionen.

yAss
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5.3.10 SICHERUNG VORHANDENER GRUNFLACHEN
IM BESTAND UND UMGESTALTUNG BESTEHENDER
FLACHEN

RECHTSGRUNDLAGE: IM FALLE EINER »UBERPLANUNG«:
§ 9 ABS. 1 NR. 15, 20, 25A, B BAUGB

ZIELSETZUNG: Schutz bereits vorhandener Grin-
strukturen im beplanten Bereich, die der geltende
B-Plan nicht ausreichend schiitzt, auch Schutz vor
Bebauung. Verbesserung des Stadtklimas durch
Begriinung von bestehenden Plitzen und Flachen.

Tipps:

- Gutes Beispiel fiir klimagerechte Umgestaltung: Leitfa-
den Klimaangepasste Stadtplatzgestaltung in Frankfurt
am Main (verbindliche Grundlage fir alle beteilgten
stddtischen Fachamter)
https://frankfurt.de/themen/klima-und-energie

- Zahlreiche Pflanzkonzepte finden sich im Begriinungs-
kompass
https://begruenungskompass.de/wp-content/uploads/2023/10/
Konzepte-1-36_brosch_druck.pdf

Nachtrigliche Festsetzungen auf privaten Flichen,
insbesondere auf Grundstiicksflichen, greifen in
den sogenannten Bestandsschutz ein. Auch eine
»Uberplanung« bereits bebauter Flichen ist unter
bestimmten Voraussetzungen zuldssig, dabei ist aber
stets die vorhandene Nutzung zu beriicksichtigen:

Die Gemeinde darf durch ihre Bauleitplanung grund-
sitzlich auch die bauliche Nutzbarkeit von Grund-
stiicken verdndern und die privaten Nutzungsmog-
lichkeiten dabei einschrinken oder gar aufheben.
Allerdings ist hierbei zu beachten, dass ein Bebau-
ungsplan damit Inhalt und Schranken des Eigentums
im Sinn von Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG bestimmt und eine
wirksame stddtebauliche Planung daher voraussetzt,
dass hinreichend gewichtige stadtebaulich beachtliche
Allgemeinbelange fiir sie bestehen.

VGH Mannheim, U. vom 29.09.2023 - 14 S 891/22, Rn. 92 ff ., BeckRS
2023, 30923.

Auch Klimaschutz- und Klimaanpassungsgriinde
konnen gewichtige Griinde fiir nachtrigliche Ein-
schrankungen der baulichen Nutzbarkeit sein,
wie das Gericht in dem zitierten Urteil klarstellt
(Rn. 83). Im konkreten Fall ging es um das Gebot


https://bi.mainz.de/vo0050.php?__kvonr=28582
https://begruenungskompass.de/wp-content/uploads/2023/10/Konzepte-1-36_brosch_druck.pdf
https://begruenungskompass.de/wp-content/uploads/2023/10/Konzepte-1-36_brosch_druck.pdf

des Erhalts von privaten Grunflichen und dem
damit verbundenen Verbot der Bebauung aus kli-
matischen Griinden in einem verdichteten Innen-
bereich.

Bebauungsplidne dirfen auch den alleinigen
Zweck verfolgen, ein schiitzenswertes Gebiet von
Bebauung frei zu halten. Ein Beispiel fiir die (nach-
tragliche) Sicherung von wertvollen Biotopflichen
wurde vom Oberverwaltungsgericht (OVG) Kob-
lenz im Jahr 2012 entschieden. Dort ging es um die
dauerhafte Sicherung von sogenannten Hausgir-
ten, die aufgrund ihres zusammenhéngenden Cha-
rakters auf einer Flache von insgesamt 1ha eine
wichtige Trittsteinfunktion hatten und der Bio-
topvernetzung dienten. Die Stadt Koblenz verab-
schiedete einen B-Plan, der den alleinigen Zweck
hatte, die Garten aus naturschutzfachlicher Sicht
zu schiitzen und eine Bebauung zu untersagen.

Entsprechend wurden die rtickwartigen Haus-
girten insgesamt als private Grinfliche nach
§9 Abs.1 Nr. 15 BauGB festgesetzt und damit der
baulichen Nutzung entzogen.

Das OVG hat diesen Plan rechtlich nicht beanstan-
det, denn die Gemeinde habe »wegen der beson-
deren Bedeutung der Flichen als Nahrungsha-
bitat fiir flugfihige Tiere - darunter besonders
geschiitzte Arten wie den Griinspecht - und als
Trittstein im Biotopverbund sowie als priagende
Landschaftselemente (..) im Ergebnis den Belan-
gen von Natur und Landschaft und insbesondere
den Belangen der als Nahrungsgast auftreten-
den Tierarten im Rahmen der stidtebaulichen
Abwigung den Vorzug gegeniiber den privaten,
eigentumsrechtlichen Belangen« einrdumen
durfen. Zudem wurde in der Abwigung auch der
durch die Festsetzung verursachte merkantile
Minderwert der Grundstiicke berticksichtigt.
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5.4 REGENWASSERBEWIRTSCHAFTUNG
UND STARKREGENPRAVENTION

(Niederschlagswasser) soll ortsnah versickert,
verrieselt oder direkt oder iiber eine Kanalisation
ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein
Gewdisser eingeleitet werden {...)

5.41 MASSNAHMEN UND FLACHEN ZUR WASSERRUCK-
HALTUNG UND -VERSICKERUNG

ZIELSETZUNG: Drosselung des Wasserabflusses, Vor-
sorge gegen Schiden durch Starkregen, Entlastung
der Klaranlagen, Schutz der Gewasser.

FESTSETZUNGSBEISPIELE:

§ 9 Abs. 1 Nr. 14, 20 BauGB in Verbindung mit

§ 9 Abs. 4 BauGB und § 5 WHG Riickhaltung und
Versickerung

Das auf den Grundstiicken anfallende nicht verschmutzte
Niederschlagswasser darf nur in dafiir zugelassene
offentliche Anlagen (hier: Regenwasserkanalisation und
evtl. Muldensystem) eingeleitet werden, soweit es nicht
bei demjenigen, bei dem es anfillt, mit vertretbarem
Aufwand verwertet bzw. zuriickgehalten werden kann.

Lediglich die Systemiiberliufe der privaten Riickhalte-
und Versickerungsanlagen, die gedrosselte Ableitung der
Griin- und Retentionsdicher sowie das anfallende Ober-
flichenwasser von den 6ffentlichen Verkehrsflichen kann
in das offentliche Regenwassersystem eingeleitet werden.

Die Ableitung von Drainagewéssern in die Kanalisation
ist nicht gestattet.

Als dezentraler Riickhalteraum in den Kerngebieten
sowie den urbanen Gebieten ist ein Volumen von
mindestens 251/m? (= 250 m*/ha) vorzusehen. Das
Gesamtriickhaltevolumen kann durch Rasen-, Erd- oder
Folienbecken, unterirdische Speicherblocke, Speicher-
schachte, Brauchwasserzisternen, Stauraumkanaile oder
eine technisch sinnvolle Kombination der vorgenannten
Anlagen bereitgestellt werden; die Volumenberechnung
bezieht sich auf die abflusswirksame Fliche. Die
Drainage- und Speicherfunktion der Dacher ist fiir eine



Zwischenspeicherung von mindestens 25 1/m* bezogen

auf die Dachfldche auszulegen (Griin- und Retentionsdach).
|

» B-Plan Stadt Kaiserslautern, Bebauungsplan »Gewerbegebiet Nord-

Ost, Erweiterung 2, Teil A« Ka 0 / 169A (rechtskriftig).

1.14.1 Flache fiir die Abfall- und Abwasserbeseitigung,
einschliefilich der Riickhaltung und Versickerung von
Niederschlagswasser, sowie fiir Ablagerungen gem.
§9 (1) Nr. 14 BauGB

1.14.1 Riickhaltung und Versickerung von Dach-

und Oberflichenwasser

Die hydrogeologischen Bedingungen erlauben keine
Versickerung des Niederschlagswassers auf den Grund-
stlicken. Das anfallende Niederschlagswasser von Dach-
flichen, versiegelten und teilversiegelten Flichen ist
schadlos in das Mulden-Rigolen-System in der offent-
lichen Griinfliche einzuleiten.

|

» Bebauungsplan 23-11 »Poppenbrede«, Stadt Detmold

Flichen und Anlagen fiir die Riickhaltung

von Niederschlagswasser der Dachflichen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

Der auf privaten und offentlichen Flichen anfallende
Niederschlagsabfluss darf nicht in die Schmutz- und
Mischwasserkanalisation eingeleitet werden. Dies
gilt auch fiir Uberliufe von Anlagen zur Regenwasser-
nutzung und fiir Drainagen.

Retentionszisternen

Zur Entlastung des Kanalsystems und um den Wasser-
haushalt zu schonen, ist das Regenwasser von nicht
begriinten Dachflichen einer Retentionszisterne zuzu-
fithren.

Die Anlage muss ein zwangsentleertes spezifisches
Volumen von 3,0 m? / Flurstiick aufweisen. Der nach-
gewiesene Drosselabfluss in den Regenwasserkanal darf
11/s nicht tiberschreiten.

Der Uberlauf der Zisterne ist dem 6ffentlichen Regenwas-
serkanal zuzufithren. Die Grundfliche dieser Anlagen ist
nicht auf das Maf3 der baulichen Nutzung anzurechnen.
Die Anlagen sind auch auflerhalb der Baugrenzen
zuldssig, jedoch nicht in den privaten und 6ffentlichen
Griinflichen und Flichen fiir Leitungsrechte. [...]

|

» Bebauungsplan »Halberger Ebene 111« der Gemeinde Weifibach:

» https://[www.gemeinde-weissbach.de/startseite
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Wasserflichen sowie Flichen fiir die Regelung des
Wasserabflusses

(§9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB)

Entlang des 6stlichen Feldwegs wird der bestehende
Graben als Fliache zur Ableitung des Niederschlags-
wassers aus dem Auflengebiet festgesetzt. Der Graben-
bereich ist in einer Breite von 2,00 m von Gehdlzen
und Bebauung freizuhalten. Die bestehenden Griaben
sowie das Gewaisser 2. Ordnung im Westen des Plan-
gebiets werden als Wasserfliche sowie als Fliche zur
Ableitung des Niederschlagswassers aus dem Aufien-
gebiet festgesetzt. Die bestehenden Geholzstrukturen
bleiben erhalten, die Biotopfliche wird nachrichtlich
iibernommen.

|

» Bebauungsplan »Halberger Ebene 111« der Gemeinde Weiflbach

» https://[www.gemeinde-weissbach.de/startseite

HINWEISE FUR DIE ABWAGUNG:

Zu beachten ist, dass nicht jeder Boden fiir die Versi-
ckerung geeignet ist (vgl. Beispiel 36). Insgesamt
ist ein Entwisserungskonzept in Abstimmung mit
den zustindigen Wasserbehorden  erforderlich.
Die Umsetzung einer festgesetzten Versickerungs-
mafinahme kann eine Gewisserbenutzung gem.
§9 Abs.1 Nr. 4 WHG darstellen und bedarf dann
grundsitzlich der wasserrechtlichen Erlaubnis gem.
§8 Abs.1 WHG. Eine Erlaubnis ist entbehrlich, wenn
entweder die Voraussetzungen des §46 Abs.2 WHG
vorliegen oder das Landesrecht eine Ausnahme von
dem Erlaubniserfordernis vorsieht (§46 Abs.3 WHG).

Ein umstrittenes Thema ist die Frage, ob in Verbindung
mit einer Zisternenpflicht eine Regenwassernutzung
festgesetzt werden kann. Folgende auf §9 I Nr.
20 BauGB gestlitzte Festsetzung, wurde vom Bundes-
verwaltungsgericht aufgehoben, da es an der stadte-
baulichen Rechtfertigung fehle: »Zur Regenwasser-
riickfithrung ist gesammeltes Niederschlagswasser
zur Gartenbewisserung oder im Haushalt zu
verwenden (Trinkwassersubstitution)«.

Beanstandet hatte das Gericht, dass eine bestimmte
Nutzung des Niederschlagswassers festgesetzt
wurde, dies konne nicht auf stadtebauliche Griinde
gestlitzt werden. Festsetzungen von Zisternen
zur Regenwasserriickhaltung bleiben aber auch
nach dieser Rechtsprechung zulédssig. Im Ubrigen
erscheint die aus dem Jahr 2001 stammende Ent-
scheidung des Bundesverwaltungsgerichts nicht


https://www.gemeinde-weissbach.de/startseite
https://www.gemeinde-weissbach.de/startseite

mehr zeitgemaf. In der Literatur wird unter Hin-
weis auf die Klimaschutznovelle (siehe 2.1) die Auf-
fassung vertreten, dass aus Grinden der Klima-
anpassung, insbesondere um eine zunehmende
Austrocknung des Bodens zu verhindern, auch
Nutzungspflichten, wie die Nutzung zur Garten-
bewisserung, auferlegt werden konnen. Diese
Auffassung hat sich offenbar auch das Bayerische
Staatsministerium fir Wohnen, Bau und Verkehr
zu Eigen gemacht. Allerdings hat sich dem die jun-
gere Rechtsprechung noch nicht angeschlossen.

Festzuhalten bleibt, dass die Riickhaltung des
Regenwassers als solche festgesetzt werden kann,
d.h., soweit die Zisterne eine notwendige Rick-
haltefunktion erfiillt, ist auch eine Zisterne festset-
zungsfihig (siehe 5.4.1). ZU beachten ist in der Abwé-
gung allerdings die Frage der Verhiltnismafligkeit.
Erginzend kann durch einen stddtebaulichen
Vertrag auch eine entsprechende Nutzungspflicht
geregelt werden (siehe 6.3.2). Schliefslich besteht auch
die Moglichkeit, entsprechende Regelungen in
einer Niederschlagswassersatzung zu verankern
(siehe 7.2).

5.4.2 NUTZUNG VERSICKERUNGSFAHIGER BELAGE
RECHTSGRUNDLAGE: §9 ABS.1 NR. 20 BAUGB

ZIELSETZUNG: Zum Schutz des Bodens und damit
auch teilweise der Vegetation lasst sich auf der
Grundlage des §9 Abs.1 Nr. 20 BauGB die Art der
Versiegelung flir bauliche Anlagen wie Stellplitze
und Zufahrten festsetzen. Weniger geeignet ist als
Ermachtigungsgrundlage fiir solche Mafinahmen
§9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB. Danach kann die Gemeinde
»Flachen flir die Abfall- und Abwasserbeseitigung,
einschliefllich der Riickhaltung und Versickerung
von Niederschlagswasser«, festsetzen. Allerdings
folgt aus Nr. 14 (ebenso wie aus Nr. 16d fiir die auf
den Baugrundstiicken freizuhaltenden Flachen)
nur die Erméchtigung zur Festsetzung von Flachen
fur die Versickerung, nicht jedoch zur Festsetzung
von Versickerungsmafinahmen.

Die Entsiegelung von Flachen bzw. die Vermei-
dung einer Versiegelung dient auch der Vorsorge
gegen Starkregenereignisse. Durch einen geringen
Versiegelungsgrad kann Niederschlagswasser bes-
ser versickern.
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FESTSETZUNGSBEISPIELE:

»Wasserdurchlissige Befestigungen Wege, Zufahrten

und sonstige befestigte Grundstiicksfreiflaichen sind

mit wasserdurchldssigen Materialien herzustellen.

Davon ausgenommen sind Rampen der Ein- und

Ausfahrten von Tiefgaragen sowie notwendige barrie-

refreie Zuginge. Als wasserdurchldssig im Sinn dieser

Festsetzungen werden alle Oberflichenbefestigungen

mit einem mittleren Abflussbeiwert von max. 0,5 nach

DWA-A 138 in Verbindung mit DWA-A 117 und DWA-M

153 angesehen.«

—

» B-Plan »Ostlich der Oberlinstrale« der Landeshauptstadt
Wiesbaden

» https://[www.o-sp.de/download/wiesbaden/357499

6. Flichen fiir die Oberflichenwasserbeseitigung
und die Riickhaltung und Versickerung von Nieder-
schlagswasser (§ 9 Abs.1 Nr. 14 und Abs. 6 BauGB)
6.1 Flachen fiir Zufahrten und Stellplitze

Private Zufahrten und PKW-Stellplidtze mit Ausnahme
der Zufahrtsrampen fiir Garagengeschosse sind mit
versickerungsgiinstigen Beldgen, z. B. grof3fugigem
Pflaster (Fugen > 3 cm, Versickerungsanteil ca. 30%),
Rasengittersteinen, Schotterrasen und entsprechendem
wasser- und luftdurchlissigem Unterbau, zu gestalten,
sofern die ortlichen Bodenverhéltnisse dies zulassen
und eine Beeintrachtigung der im Plangebiet vorhan-
denen historischen Kelleranlagen ausgeschlossen
werden kann.

—

» B-Plan Martini-Quartier, Stadt Kassel

» https://geoportal kassel.de/Dokumente/pdf/bplan/II_11.pdf

Siehe 5.4.1


https://www.o-sp.de/download/wiesbaden/357499
https://geoportal.kassel.de/Dokumente/pdf/bplan/II_11.pdf

5.4.3 DACHFLACHENENTWASSERUNG AUCH L.V.M.
MULDENVERSICKERUNGSSYSTEMEN

RECHTSGRUNDLAGE: §9 ABS.1 NR. 14, 16C BAUGB

ZIELSETZUNG: Starkregenvorsorge,
Uberflutungsschutz.

angemessener

FESTSETZUNGSBEISPIELE:

A.10 Gebiete, in denen bei der Errichtung baulicher

Anlagen bestimmte bauliche oder technische

Mafinahmen getroffen werden miissen, die der

Vermeidung oder Verringerung von Hochwasser-

schiden einschlief3lich Schiden durch Stark-

regen dienen, sowie die Art dieser Mafinahmen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 16¢ BauGB)

A.10.1 Auflengebietswasserableitung und Riickhaltung

In den randlichen Griinflichen im Norden und Westen

werden zur Ableitung von ankommendem Aufienge-

bietswasser Mulden/Griaben hergestellt, die das Aufien-

gebietswasser nach Osten und Westen ableiten, wo

es wie bisher dem Schornsheimer Graben zufliefdt. Im

Westen wird der Zufluss durch das Regenriickhalte-

bauwerk kiinftig gedrosselt erfolgen.

—

» B-Planentwurf »Gansweide«, Gemeinde Schornsheim

» https:/[wwwvgwoerrstadt.de/PDF/Entwurf_Begrundung_
mit_Umweltbericht PDF?0bjSvrID=3629&0bjID=1809&0Ob-
jLa=1&Ext=PDF&WTR=1& ts=1710432037

Siehe 5.4.1 und 5.4.4

5.4.4 PRAVENTIONSMASSNAHMEN IN BEZUG AUF
STARKREGENEREIGNISSE

RECHTSGRUNDLAGE: §9 ABS.1 NR. 14, 16C BAUGB, GGF.
AUCH NR. 10

ZIELSETZUNG: Vorsorge gegen Schiaden durch Stark-
regenereignisse

Mit der Moglichkeit und den Folgen von Starkre-
genereignissen muss sich die Gemeinde in jedem
Bebauungsplanverfahren beschiftigen und sodann
die gebotenen Festsetzungen treffen. Neben dem
Schutz der Bewohner ist eine weitere stidtebauli-
che Rechtfertigung fiir Starkregenpraventionsmafs-
nahmen darin zu sehen, dass die Bauleitplanung
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auch dazu beitragen soll, 6kologische Ziele zu ver-
folgen, zu denen der Bodenschutz und die Anpas-
sung an den Klimawandel, der vermehrt Stark-
regen zur Folge hat, gehoren (§1 Abs.5 Satz 2, §1a
Abs.2 und 5). Zur Beseitigung von Niederschlags-
wasser in einem Neubaugebiet kann daher nach
§9 Abs.1 Nrn. 14, 15 und 20 BauGB z. B. ein dezen-
trales System privater Versickerungsmulden und
Grunflachen festgesetzt werden.

Gemafl §9 Abs.1 Nr. 16 ¢ BauGB konnen Gebiete
festgesetzt werden, in denen bestimmte techni-
sche oder bauliche Mafinahmen durch den/die
Bauherrn/-in getroffen werden, um Hochwasser
und Starkregenschiaden zu minimieren (sog. Bau-
vorsorge). Technische Mafinahmen in diesem Sinne
sind z. B. besondere Verschluss- bzw. Abschottungs-
einrichtungen im Bereich von Fenster-, Tlr- und
sonstigen Wandoffnungen. Zu den baulichen Maf3-
nahmen zdhlen u. a. Vorkehrungen fiir die Standfes-
tigkeit und Standsicherheit baulicher Anlagen, die
Vorgabe von bestimmten (wasserfesten) Bauteilen
oder Wanddicken oder zur Grofie von Fenstern und
Tiren im Kellerbereich. Eine typische Festsetzung
ist auch die rdiumliche Lage von Heizolanlagen oder
dhnlichen technischen Anlagen in einem hochwas-
sersicheren Obergeschoss.

FESTSETZUNGSBEISPIELE:

Die mit der Ziffer XX gekennzeichnete Fliche ist als
Notwasserweg fiir ein Ereignis grofier 20-Jahre anzu-
legen. Die Fliche ist mit einem Graben zu versehen, der
die Wassermassen zum Y-Bach hin ableitet. Die Fliche
ist in Erdbauweise auszufiihren, mit Landschaftsrasen
einzusden und extensiv zu pflegen. Der Graben ist in der
Mitte der offentlichen Fliche anzuordnen.

—

» Textbaustein des Stadtplanungsamtes der Stadt Dortmund®®

Gebiet, in dem bei der Errichtung baulicher Anlagen
bestimmte bauliche oder technische Mafinahmen
getroffen werden miissen, die der Vermeidung oder
Verringerung von Hochwasserschiden einschliefilich
Schiden durch Starkregen dienen (§ 9 Abs. 1 Nr. 16¢
BauGB)

Im Zuge der Baugenehmigungsplanung sind die
Gebaude so anzuordnen, dass Sturzregenereignisse

aus Richtung der K45 schadlos iiber das Grundstiick
ablaufen konnen. Ist dies nicht moglich, sind auf dem
Grundstiick geeignete Mafinahmen zur Uberflutungs-
vorsorge wie Riickhaltemafinahmen oder Verwallungen
anzulegen. Gebdudebegriinungen und Kellerbereiche


https://www.vgwoerrstadt.de/PDF/Entwurf_Begrundung_mit_Umweltbericht.PDF?ObjSvrID=3629&ObjID=1809&ObjLa=1&Ext=PDF&WTR=1&_ts=1710432037
https://www.vgwoerrstadt.de/PDF/Entwurf_Begrundung_mit_Umweltbericht.PDF?ObjSvrID=3629&ObjID=1809&ObjLa=1&Ext=PDF&WTR=1&_ts=1710432037
https://www.vgwoerrstadt.de/PDF/Entwurf_Begrundung_mit_Umweltbericht.PDF?ObjSvrID=3629&ObjID=1809&ObjLa=1&Ext=PDF&WTR=1&_ts=1710432037

sind mit entsprechendem Schutz vor Grundwaser und
Staunisse bzw. driickendem Wasser auszustatten.
—

» 2. Anderung B-Plan (Entwurf) »Auf dem GeRhiibel, Auf dem Sauer-

plackeng, Ortsgemeinde Schoneberg

Verwertung und Bewirtschaftung von Niederschlags-
wasser sowie gedrosselte Ableitung (§ 9 Abs. 1 Nr.

20 und § 9 Abs.1 Nr. 16 BauGB i. V. m. § 37 Abs. 4 HWG)
13.1 Im Plangebiet ist das anfallende nicht behandlungs-
bediirftige Niederschlagswasser der Dachflichen der
privaten Baugrundstiicke durch geeignete Anlagen, wie
z.B. Zisternen, zu sammeln und zu verwerten, sofern

es nicht versickert oder gedrosselt abgeleitet wird und
wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange
nicht entgegenstehen.

13.2 Das Niederschlagswasser von befestigten Grund-

stiicksfreiflachen ist breitflichig auf die angrenzenden

privaten Griinflichen zu entwéssern und dort zuriickzu-

halten, soweit dies ohne Beeintridchtigung von Nach-

bargrundstiicken moglich ist. (...)

—

» Bebauungsplan »Griselberg - Auf den Eichen« der Landeshauptstadt
Wiesbaden

» https://[www.o-sp.de/download/wiesbaden/303988

Mafinahmen zum Uberflutungsschutz

(§ 9 Abs. 1 Nr. 16¢ BauGB)

Samtliche Gebdudeo6ffnungen miissen mindestens

20 cm iiber dem an das Gebdude anschlieflenden
Geldnde liegen. Dies gilt fiir das Hauptgebdude
einschlieflich der Nebengebiude, die mit diesem (iiber
Offnungen) verbunden sind.

Nihere Hinweise siehe textliche Hinweise.

—

» Arbeitshilfe Starkregenvorsorge in der Bauleitplanung,

Kommunal Agentur NRW, S. 14 ¥

Erdgeschossfufbodenhoéhe (§ 9 Abs. 1 Nr. 16c BauGB

i.V.m. § 9 Abs. 3 BauGB und § 18 Abs. 1 BauNVO)

In allen Baugebieten sind die Oberkanten der Erdge-

schossfuflboden sowie tiberflutungsgefihrdete Gebau-

deoffnungen (z. B. Kellerlichtschichte, Antritte zu

Kellerhélsen etc.) mindestens 0,25 m und maximal

0,50 m liber der Hohe der zur Erschliefiung dienenden

Strafde anzulegen.

—

» B-Planentwurf Nr. 041 »Umsiedlung Otzenrath/Spenrathg, 15.
Anderung »Ressourcenschutzsiedlung Otzenrath-Siid« im Ortsteil
Otzenrath, Stadt Jichen

» https://[www.o-sp.de/download/juechen/447346
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Werden Festsetzungen zu Regenwasserriickhaltung
und Versickerung zu Lasten privater Grundstiicke
getroffen (siehe 44 oder die Festsetzung von Flichen fiir Versi-
ckerungsmulden), kommt der Abwigung zwischen
den stidtebaulichen Griinden fiir solche Versicke-
rungsmulden und den Interessen der Grundstiicks-
eigentlimer eine besondere Bedeutung zu. Dies gilt
insbesondere bei »Uberplanungen« (wenn Fest-
setzungen flur bestehende Nutzungen getroffen
werden): Die Gemeinde hat daher insbesondere bei
der Uberplanung eines Innenbereichs (§34 BauGB)
zu beachten, dass die Festsetzung einer Riickhal-
tungs- und Versickerungsfliche die Moglichkeit
einer (bislang zuldssigen) Bebauung ausschlief3t.’®
Im Hinblick auf Starkregenvorsorge und Uberschwem-
mungsgefahren sollten die vorhandenen Informa-
tionsquellen genutzt werden. Eine erste Ubersicht
der Gefiahrdungslage bei Starkregen vermittelt die
hessenweit verfligbare Starkregen-Hinweiskarte.
Dartiber hinaus sind - sofern vorhanden - Flief3pfad-
karten und Starkregengefahrenkarten bei der Bebau-
ungsplanung zu berticksichtigen.?° Flie3pfadkarten fiir
alle hessischen Kommunen sind online einsehbar auf
dem Starkregenviewer: https://[umweltdaten.hessen.
de/mapapps/resources/apps/starkregenviewer/
index.html?lang=de

5.5 MOBILITAT

5.5.1 INTEGRIERTES UND BETRIEBLICHES
MOBILITATSKONZEPT

RECHTSGRUNDLAGE: §9 ABS.1 NR. 11, 22 BAUGB

ZIELSETZUNG: Die Moglichkeiten, Mafinahmen aus
einem Mobilititskonzept durch Festsetzungen
im B-Plan umzusetzen, sind sehr begrenzt. Durch
Festsetzungen konnen im Wesentlichen nur Fli-
chen fiir Mafinahmen aus dem Mobilitdtskonzept
reserviert werden. Nur wenn die Gemeinde selbst
die Mafinahmen auf diesen Flichen umsetzt, kann
sie die Umsetzung auch steuern und durchset-
zen. Sollen die Mafinahmen hingegen durch Dritte
umgesetzt werden, bietet der Festsetzungskata-
log des §9 Abs.1 BauGB hierfiir keine Grundlage.
So kann z.B. weder die Errichtung uberdachter
Fahrradstellplitze noch die Bereitstellung eines


https://www.o-sp.de/download/wiesbaden/303988
https://www.o-sp.de/download/juechen/447346
https://umweltdaten.hessen.de/mapapps/resources/apps/starkregenviewer/index.html?lang=de
https://umweltdaten.hessen.de/mapapps/resources/apps/starkregenviewer/index.html?lang=de
https://umweltdaten.hessen.de/mapapps/resources/apps/starkregenviewer/index.html?lang=de

Carsharing-Angebots durch Festsetzungen vorge-
geben werden. Allenfalls kann - wie auch im obigen
Beispielsfall der Quartiersgarage - ein faktischer
Zwang entstehen, bestimmte Mafinahmen umzu-
setzen, weil die betroffenen Flachen nicht ander-
weitig nutzbar sind und es ohne die Errichtung der
Quartiersgarage an den notwendigen Stellplatzen
fehlt, deren Herstellung wiederum Voraussetzung
fur ggf. notwendige Baugenehmigungen ist (siehe
5.5.2 und 5.5.4). Ansonsten wird man die Umsetzung
von Mafinahmen der vorgenannten Art durch
Dritte nur im Wege des stiddtebaulichen Vertra-
ges sicherstellen konnen (siehe 6). Siehe hierzu das
Projekt »Lincoln-Siedlung« der Stadt Darmstadt.”*

Im Zusammenhang mit der Realisierung eines
(weitgehend) autofreien Quartiers besteht die
Moglichkeit, gem. §9 Abs.1 Nr. 22 BauGB, Flachen
fur die Errichtung einer Quartiersgarage festzuset-
zen, die den ruhenden Verkehr aufnimmt.

FESTSETZUNGSBEISPIELE:

11. Flichen fiir Gemeinschaftsanlagen fiir bestimmte
raumliche Bereiche (§ 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB)

(1) In der mit QGa gekennzeichneten Fliche ist
ausschliefilich eine Gemeinschaftsanlage mit der
Zweckbestimmung Quartiersgarage zur Unterbringung
der notwendigen Stellplidtze und der notwendigen Fahr-
radabstellplétze zulissig.

(2) Die Quartiersgarage ist ausschliefilich den
Baufldchen im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes
zugeordnet.

—

» Bebauungsplan N 101 »Phrix« der Stadt Hattersheim

» https://[www.hattersheim.de/

Ein Beispiel fiir eine Festsetzung mit zeichnerischer
Darstellung von Car-Sharing-Flachen findet sich im
Online-Handbuch fiir Kommunen in Rheinland-
Pfalz: Klimaschutz, Energie und Klimawandelan-
passung in Bebauungsplanen, C.IT 1.2 (S. 66).

5.5.2 FESTLEGUNG VON VERKEHRSFLACHEN -
FAHRBAHN, RAD- UND GEHWEGE
RECHTSGRUNDLAGE: § 9 ABS.1 NR. 11, 22 BAUGB

ZIELSETZUNG: Nach §9 Abs.1 Nr. 11 BauGB besteht
die Moglichkeit, die besondere Zweckbestimmung
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von Verkehrsflichen im Bebauungsplan festzu-
setzen. Als Beispiele benennt Nr. 11 u. a. auch das
Abstellen von Fahrriddern. Die Festsetzung von
Flichen fliir das Abstellen von Fahrridern kann
z.B. im Zusammenhang mit der Umsetzung eines
Mobilitdtskonzepts angezeigt sein.

Die Zuléssigkeit von Stellplatzen und Garagen in
Baugebieten auflerhalb offentlicher Verkehrsfla-
chen kann auf der Grundlage von §9 Abs.1 Nrn.
1 oder 4 BauGB i.V.m. §12 Abs.4 bis 6 BauNVO
differenziert geregelt werden. Der Ausschluss
der Zuldssigkeit von Stellplitzen kann auf
§12 Abs. 6 BauNVO gestiitzt werden. Ziel einer sol-
chen Reduzierung von Stellplatzflichen oder gar
des Verbots oberirdischer Stellplitze kann es sein,
den Anteil der versiegelten Flachen klein zu halten
oder im Sinne eines »autoarmen Baugebiets« den
ruhenden Verkehr »unter die Erde« zu legen oder
in einer Quartiersgarage zu konzentrieren (siehe 5.5.1).

FESTSETZUNGSBEISPIELE:

6. Stellpliitze und Garagen (§ 9 Abs.1 Nr. 4 BauGB
i. V.m. §§ 12 und 21a BauNVO)

(1) Garagen und Tiefgaragen sind nur innerhalb der
iiberbaubaren Grundstiicksflichen zuléssig. (...)

(2) Oberirdische Stellplitze sind nur innerhalb der
Flichen fiir Stellplitze zuléssig.

—

» Bebauungsplan Nr. N 101 »Phrix« der Stadt Hattersheim am Main

» https://[www.hattersheim.de/

Fahrradabstellplitze (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)
Innerhalb der mit »Fahrradabstellplitze« gekennzeich-
neten Flichen sind nur Anlagen zum Abstellen von
Fahrriadern zulissig.

—

» Eigener Festsetzungsvorschlag

Denkbar ist auch die Festsetzung von Gemein-
schaftsanlagen ftir Fahrrdder, wenn nur ein
bestimmter Nutzerkreis (z. B. die Bewohnerinnen
und Bewohner) diese nutzen (vgl. hierzu das Fest-
setzungsbeispiel im Online-Handbuch fiir Kom-
munen in Rheinland-Pfalz: Klimaschutz, Energie
und Klimawandelanpassung in Bebauungsplanen,
C.IL 22 (S.68).


https://www.hattersheim.de/
https://www.hattersheim.de/
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5.5.3 FORDERUNG DER E-MOBILITAT, Z. B. VORRICHTUNG
VON LEERROHREN ZUR ELEKTRIFIZIERUNG, VORHALTEN
VON LADESAULEN UND INFRASTRUKTURFLACHEN

HINWEIS: Fiir Gebdude mit mehr als 5 Stellplitzen
gilt das »Gebdude-Elektromobilitditsinfrastruktur-
Gesetz (GEIG), welches die Ausstattung mit Leitungs-
und Ladeinfrastruktur zwingend vorsieht.

ZIELSETZUNG: Unterstiitzung von E-Mobilitat

FESTSETZUNGSBEISPIEL:

Flichen fiir Ladeinfrastruktur elektrisch betriebener

Fahrzeuge (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Innerhalb der als Stellplatzanlage in der Planzeichnung

gekennzeichneten Fldche sind Anlagen fiir Ladeinfra-

struktur (Ladestationen) fiir elektrisch betriebene Fahr-

zeuge zuldssig.

—

» in Anlehnung an den Entwurf fiir den vorhabenbezogenen B-Plan
»Ostlich der B8 - Nahversorgung« der Gemeinde Karlstein am Main

» https://[www.karlstein.de/wp-content/uploads/2024/01/01-KAR-B-
Plan-Nahversorgung-Aldi-gesamt.pdf
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https://www.karlstein.de/wp-content/uploads/2024/01/01-KAR-B-Plan-Nahversorgung-Aldi-gesamt.pdf
https://www.karlstein.de/wp-content/uploads/2024/01/01-KAR-B-Plan-Nahversorgung-Aldi-gesamt.pdf

6.1 FUNKTION STADTEBAULICHER VERTRA-
GE IM ZUSAMMENHANG MIT KLIMA-
SCHUTZ UND KLIMAANPASSUNG

MERKE: Die Festsetzungsmaoglichkeiten des BauGB
haben Vorrang vor vertraglichen Regelungen. Was
mit dem gesetzlichen Festsetzungsinstrumenta-
rium umgesetzt werden kann, sollte auch mit ihm
umgesetzt werden. Vertragliche Vereinbarungen
erginzen dieses Instrumentarium, sollen es aber
nicht ersetzen.

Vertragliche Regelungen zum Klimaschutz und zur
Klimaanpassung kommen also dort in Betracht,
wo sie eine »festsetzungserganzende« Funktion
haben. So kénnen fehlende Festsetzungsmoglich-
keiten durch vertragliche Regelungen erganzt wer-
den.

STADTEBAULICHE VERTRAGE

6.2 GRUNDSATZLICHE VORGABEN FUR
STADTEBAULICHE VERTRAGE

Das BauGB ermoglicht derartige vertragliche
Regelungen im Zusammenhang mit der Bauleit-
planung in Gestalt der stiddtebaulichen Vertrage
gem. §11 BauGB und des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans (mit Durchfihrungsvertrag) gem.
§12 BauGB. Bevor nachstehend auf die Einsatz-
moglichkeiten dieser Vertrage zum Zwecke von
Klimaschutz und Klimaanpassung niher einge-
gangen wird, muss auf einige Beschrankungen
und Besonderheiten hingewiesen werden, die mit
diesen Vertrigen verbunden sind:

1. Die Gemeinde benotigt fiir den Abschluss eines
stadtebaulichen Vertrages einen (oder mehrere)
Vertragspartner, Der Abschluss von Vertrigen
beruht auf der freiwilligen Mitwirkung des jewei-
ligen Vertragspartners, dieser muss den Vereinba-
rungen zustimmen.

2. Flur stidtebauliche Vertrige gilt das Angemes-
senheitsgebot. Dieses verlangt, dass der wirt-
schaftliche Wert von Leistung und Gegenleistung
in einem ausgewogenen Verhiltnis zueinander
stehen. Hierbei sind die aus dem Vertrag fur den
Vertragspartner der Gemeinde resultierenden
Belastungen, aber auch seine Vorteile zu bertick-
sichtigen.

3. Der stidtebauliche Vertrag darf dem Vertrags-
partner der Gemeinde keine Leistungen fur etwas
abverlangen, worauf er bereits einen Anspruch hat
(sog. Kopplungsverbot). Hitte der Vertragspartner
z.B. auch ohne den Bebauungsplan bereits einen
Anspruch auf Erteilung einer Baugenehmigung,
weil sein Projekt bereits nach § 34 BauGB zuldssig
ist, konnen von ihm keine Leistungen im Zusam-
menhang mit der Aufstellung des Bebauungsplans
verlangt werden.




4. Leistung und Gegenleistung mussen in einem
unmittelbaren Sachzusammenhang stehen (Kau-
salitatsgrundsatz). Zwischen dem geplanten Vor-
haben des Vertragspartners der Gemeinde und den
vertragsgemaf von ihm zu tibernehmenden Kos-
ten und Mafinahmen muss ein Ursachenzusam-
menhang bestehen. Kosten oder Mafinahmen,
die nicht durch sein Projekt ausgelost werden,
konnen dem Vertragspartner der Gemeinde nicht
auferlegt werden.

5. Schliefflich gilt der Gleichbehandlungsgrund-
satz bzw. der Grundsatz der Lastengerechtigkeit.
Vertragliche Vereinbarungen zwischen Gemeinden
und Bauwilligen dirfen nicht willkirlich unter-
schiedliche Anforderungen stellen®. Entscheidet
sich bspw. die Gemeinde im Rahmen eines Bau-
leitplanverfahrens, von ihrem Vertragspartner auf
dessen Kosten die Erstellung und Umsetzung eines
Energiekonzepts zu verlangen, kann sie nicht im
nachsten Bauleitplanverfahren gegeniiber einem
anderen Vertragspartner auf eine solche Forderung
verzichten, wenn es fiir diese Ungleichbehandlung
keinen rechtfertigenden Grund gibt.

6.3 RECHTSGRUNDLAGEN FUR KLIMA-
BEZOGENE VERTRAGLICHE REGELUNGEN

§11 Abs. 1 BauGB bietet eine Vielzahl von Ankniip-
fungsmoglichkeiten fur vertragliche Regelungen
zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung in der
Bauleitplanung, wobei einige der beispielhaft® in
§9 Abs.1 BauGB aufgefiihrten Regelungsgegen-
stande explizit auf diese Zielsetzung abstellen.®®
Wesentliche Rechtsgrundlagen sind vor diesem
Hintergrund:

§11 Abs.1S.2 Nr. 1 BauGB: Stadtebauliche Pla-
nungen

§ 11 Abs.1S.2 Nr. 2 BauGB: Planverwirklichung
und Grundstiicksnutzung

§11 Abs.1S.2 Nr. 4 BauGB: Klimabezogene Infra-
struktur

§11 Abs.1S.2 Nr. 5 BauGB: Anforderungen an
die energetische Qualitidt von Gebduden

-

Fur alle vertraglichen Regelungen gilt, dass auch
fur sie (und nicht nur im Falle planungsrecht-
licher Festsetzungen) ein Bezug zu konkreten
stadtebaulichen Zielen und Planungen bestehen
muss. D. h.,, dass vertragliche Vorgaben ebenso wie

STADTEBAULICHE VERTRAGE

44

verpflichtende Festsetzungen durch eine stadte-
bauliche Zielsetzung gerechtfertigt sein miissen
(siehe 2.2.2).

6.3.1§ 11 ABS.1S.2 NR. 1 BAUGB

Auf Grundlage von §11 Abs. 1 S.2 Nr. 1 BauGB kann
sich der Vertragspartner der Gemeinde in einem
stadtebaulichen Vertrag u. a. zur Durchfiihrung fol-
gender Mafinahmen auf eigene Kosten verpflich-
ten:

Erstellung einer Klimaanalyse/eines Klimagut-
achtens;

Erstellung eines Verkehrs- und/oder Mobilitéts-
gutachtens;

Erstellung eines Entwisserungsgutachtens/
-konzepts;

Erstellung eines Energiekonzepts;
Freiraumplanung, insbesondere Begriinung;
Erschlieffungsplanung einschlieflich Planungen
zur Starkregenvorsorge und zum Hochwasser-
schutz.

-

Wird derartiges vereinbart, ist darauf zu achten,
dass die Gemeinde ausreichend bei der Erstellung
dieser Gutachten, Konzepte und Plidne eingebun-
den und beteiligt wird; dies ist ebenfalls zu regeln.
Die Gemeinde muss in der Lage sein, die Begut-
achtung usw. (mit) zu steuern und dafiir Sorge
zu tragen, dass ihre Interessen und Zielsetzungen
berticksichtigt werden. Sie sollte stets bedenken,
dass es sich hier um Vorarbeiten fiir ihre Planung
handelt, die sich folglich direkt auf das Ergebnis
der Planung (den Bebauungsplan) auswirken.

632811 ABS.15.2 NR. 2 BAUGB

Von erheblicher Relevanz fiir den Klimaschutz
ist der Umgang mit der sog. grauen Energie. Dies
ist die Energiemenge, die flir die Herstellung, die
Instandhaltung, die Sanierung und den eventuell
erforderlichen Riickbau eines Gebdudes benotigt
wird. Studien zeigen, dass die Weiternutzung vor-
handener Bausubstanz deutlich klimaschonender
ist als der mit einem Abriss der Bestandsbebauung


https://www.hlnug.de/?id=21260

verbundene Neubau von Gebduden?”. Vor diesem
Hintergrund koénnte es (insbesondere bei der Uber-
planung von Bestandsgebauden, z.B. im Rahmen
eines Konversionsprojekts) ein Ziel der Gemeinde
sein, die vorhandene Bausubstanz soweit wie
moglich zu erhalten und weiter zu nutzen. Da
§9 BauGB hierfiir kein Festsetzungsinstrumenta-
rium zur Verfugung stellt, kann eine solche Ver-
pflichtung vertraglich geregelt werden®®. Gleiches
gilt fir (ebenfalls nicht festsetzungsfiahige) Vorga-
ben zur Langlebigkeit von Gebduden (z.B. durch
eine hohe bauliche und gestalterische Qualitét),
zum Einsatz klimaschonender Baumaterialien
oder zur Wiederverwendung bzw. -verwendbar-
keit von Baustoffen.

Einen weiteren Regelungsgegenstand eines stad-
tebaulichen Vertrages kann die Umsetzung eines
Mobilitdtskonzeptes darstellen. Wihrend durch
Festsetzungen z. B. die hierfur bendtigten Flachen
»reserviert« werden konnen, ist die tatsachliche
Umsetzung bestimmter Mobilititsmafinahmen
nur tUber einen Vertrag abbildbar. Zu solchen - ver-
traglich zu vereinbarenden - Mafinahmen zahlen
u. a.

die Verpflichtung zur ortsnahen Bereitstellung
von Infrastruktureinrichtungen (Nahversor-
gung, Arzte, Kita, Griinflichen etc.) zwecks
Vermeidung einer »erzwungenen« Mobilitit
(Quartier der kurzen Wege);

Vorgaben zur Zahl und Anordnung von Stell-
plitzen sowie zum Bau von Stellplitzen in
Sammelgaragen;

Verpflichtung zur Bereitstellung von Sharing-
Angeboten;

Vorgaben fiir die Ausbauplanung der Straflen;
Regelungen zum Abstellen und Laden von Elek-
trofahrzeugen;

Umsetzung von Radverkehrskonzepten und
Mafinahmen zur Intermodalitdt®°.

-

Beispielhaft sei insofern auf die Vertrage im Pro-
jekt »Lincoln-Siedlung« der Stadt Darmstadt ver-
wiesen.'?°

Vertraglich regelbar ist auch die Riickhaltung und
Nutzung von Niederschlagswasser auf privaten
Grundstiicken, sofern dies weder durch planungs-
rechtliche Festsetzungen noch durch ortliche
Bauvorschriften nach §37 Abs.4 HWG erschop-
fend geregelt werden kann bzw. soll. So ist es z. B.
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moglich,

die Pflicht zur Nutzung des Niederschlagswas-
sers statt seiner Ableitung in die Kanalisation;
die Riickhaltung des Niederschlagswassers auf
dem Dach (Griindach/Blaudach);

die Errichtung von (grofleren) unterirdischen
(Zwischen-)Speicherbecken, z. B. auch fiir das
auf Verkehrsflichen anfallende Niederschlags-
wasser;

die Verpflichtung zur Herstellung multifunktio-
naler Flichen, z. B. Quartiersplitze oder Sport-
anlagen als Retentionsflichen oder

erhohte Anforderungen an die von dem Vorha-
bentriger herzustellende Kanalisation (grofiere
Dimensionierung)'®!

-

vertraglich zu vereinbaren. Eine Regenwasser-
nutzungspflicht konnte bspw. wie folgt vereinbart
werden:

»Der Bauherr verpflichtet sich, eine Regen-
wassernutzungsanlage mit einer Zisterne
von min. XX m?® Fassungsvermogen je Wohn-
einheit auf dem Baugrundstiick zu errichten
und das auf dem Baugrundstiick anfallende
Regenwasser dort zu speichern und zur Gar-
tenbewisserung zu nutzen.«

Erganzende Regelungen, z. B. zur Verwendung des
Regenwassers fur die Toilettensplilung, sind eben-
falls denkbar. Eventuell sind auch festsetzungs-
erginzende Vereinbarungen erforderlich, wenn
ansonsten Festsetzungen nicht vollzogen werden
konnen. Dies ist z. B. der Fall, wenn ein im Bebau-
ungsplan vorgesehenes Muldensystem zur Ober-
flaichenentwasserung auf privaten Grundstiicken
auf die Mitwirkung der Grundeigentiimer ange-
wiesen und nur durchfithrbar ist, wenn die Mit-
wirkung der Grundeigentimer rechtlich (durch
Vertrag) abgesichert wird.'*?

Schliefslich sind auch festsetzungserganzende ver-
tragliche Vereinbarungen zur Hitzevorsorge bzw.
zum Hitzeschutz sowie zur Vorsorge gegen Duirre
und Trockenheit moglich und zulassig, beispiels-
weise
- Regelungen zur Begriinung (Dicher, Fassa-
den, Freiflichen usw.), zur Verschattung von
Aufenthaltsflichen (6ffentliche Flichen oder
private Flichen, die der Allgemeinheit zur
Verfiigung stehen) durch Biume oder andere



Verschattungselemente;

- Vorgaben zum Hitzeschutz an und in Gebduden
(DAmmung, Fenster, auflenliegender Sonnen-
schutz);

- Verpflichtungen im Zusammenhang mit einem
Albedo-Management (Vorgabe reflektierender
und heller Oberflichenmaterialien, z. B. flir
Fassaden, Aufenthaltsflichen),

- die Pflicht zur Errichtung und zum Betrieb von
Trinkwasserspendern;

— Vorgabe einer »stadtklimafesten« Bepflanzung,
die Hitze, Trockenheit, aber auch Winterfrost
und Kailte aushalt;

— die Herstellung von Bewésserungssystemen
zum Erhalt von Anpflanzungen oder

- Mafinahmen zur Reduzierung des Wasserver-
brauchs'®.

6.3.3811ABS.1S5.2 NR. 4 BAUGB

§9 Abs.1 BauGB bietet fiir Regelungen zur Energie-
erzeugung und Energieversorgung bereits einen
recht umfangreichen Festsetzungskatalog. Trotz-
dem gibt es auch in diesem Zusammenhang noch
Spielrdume bzw. Anwendungsfille fiir den stidte-
baulichen Vertrag. Diese finden sich vor allem dort,
wo es im Hinblick auf die Zulédssigkeit von Fest-
setzungen derzeit noch rechtliche Unklarheiten
gibt, sowie dort, wo die Festsetzungsinstrumente
keine erschopfende Regelungsmoglichkeit bieten.

Beispielhaft konnen folgende Bereiche genannt

werden:

— Vorgaben fiir den Gebdudebestand, also die
Durchfiihrung von Mafinahmen an vorhande-
nen Gebiuden,;

— Benutzungspflicht fiir erneuerbare Energien
bzw. Energie aus KWK;

— Ausschluss von fossilen Brennstoffen;

- Umsetzung eines vertraglich vereinbarten
Energiekonzepts;

— Anschluss- und Benutzungszwang fiir
bestehende oder noch zu errichtende
KWK-Anlagen/-systeme.

Wie bereits dargestellt, ist beispielsweise die Zulds-
sigkeit eines Ausschlusses fossiler Brennstoffe aus
Griinden des Klimaschutzes durch planungsrecht-

liche Festsetzungen nicht abschlieflend gerichtlich
entschieden, auch wenn viel fiir die Zulissigkeit spricht
(siehe 5.2.5). Will man hier jegliches rechtliche Risiko
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ausschliefien, kann anstelle einer Festsetzung auch das
Instrument des Vertrages gewahlt werden.
|

Kombination Ausschluss fossiler Brennstoffe
und Umsetzung Energiekonzept

»Der Vorhabentriger verpflichtet sich, das als
Anlage XX dem stiadtebaulichen Vertrag bei-
gefiigte Energiekonzept der YY vom XX.XX.
XXXX in der Variante ZZ im Vertragsgebiet
umzusetzen. Dazu zdhlen insbesondere fol-
gende Eckpunkte: Verzicht auf die Verwen-
dung fossiler Brennstoffe (Erdol, Braun- und
Steinkohle, Erdgas, Biogas, Holz oder sonstige
Biomasse) zur Wiarmeerzeugung; Wiarme-
erzeugung ausschliefilich durch dezentrale
Luft-Wasser-Warmepumpen oder Geothermie
(Sole-Wasser-Warmepumpen) sowie Photo-
voltaikanlagen auf den Dichern.«

63.4§11ABS.15.2 NR. 5 BAUGB

In welchem Umfang und mit welcher Detailtiefe
die energetische Qualitit von Gebduden durch
Festsetzungen vorgegeben werden kann, ist noch
nicht abschlieffend geklart (siehe 5.2.4). Es kann
sich daher anbieten, derartige Vorgaben ganz oder
teilweise vertraglich zu vereinbaren, um diese
rechtlichen Unsicherheiten zu umschiffen. Ver-
traglich regelbar wiére z. B. die

- Kompaktheit der Bauweise (i. d. R. auf Basis
eines stidtebaulichen Konzepts);

- Orientierung der Baukorper, Grundrisse, Fens-
ter- bzw. Gebdudeoffnungen, Abstinde der Fas-
saden zur Bepflanzung (Solarenergienutzung);

- Wirmedammung fiir Gebdude, auch iiber die
Vorgaben des GEG hinaus.

Insbesondere Vorgaben zur Wiarmeddmmung fir
Gebidude und Vereinbarungen tiber die Einhal-
tung von Energiekennzahlen (zum Beispiel die
Einhaltung des Passivhausstandards) sind nach
§11 Absatz 1 Satz 2 Nr. 5 BauGB denkbare Gegen-
stande eines stidtebaulichen Vertrages. Dabei sind
auch Regelungen zu tber das GEG hinausgehen-
den Anforderungen moglich'**. Allerdings sind in
diesem Fall Erforderlichkeit und Angemessenheit
dieser Anforderungen besonders sorgfiltig zu pri-
fen.



6.4 DURCHFUHRUNGSVERTRAG GEM.
§ 12 BAUGB

Fur den Durchfithrungsvertrag nach §12 BauGB
gelten die vorstehenden Ausflihrungen entspre-
chend. Im Falle des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans ist allerdings die Notwendigkeit fest-
setzungserganzender vertraglicher Regelungen
deutlich geringer, weil keine Bindung an den Fest-
setzungskatalog des § 9 Abs.1 BauGB besteht. Hier
liegt die Funktion des Vertrages viel stirker darin,
den Vorhabentriger zur Durchfithrung des Vorha-
ben- und Erschlieffungsplans einschliefilich der
vorgesehenen zeitlichen Realisierung sowie zur
Ubernahme der Planungs- und Erschlieungskos-
ten zu verpflichten.

6.5 KLIMABEZOGENE REGELUNGEN IN
GRUNDSTUCKSKAUFVERTRAGEN

Wenn die Grundstiicke im Plangebiet im Eigentum
der Gemeinde stehen, so stellen klimabezogene
Klauseln in den Grundstiickskaufvertrdgen eine
weitere Option dar. Dies bietet sich insbesondere
bei einer »Angebotsplanung« an. In diesen Fallen
sind die Regelungsoptionen freier; die Grenzen
werden hier durch das Birgerliche Gesetzbuch
(§§ 134, 138 BGB) bestimmt. Die Mafistabe sind hier
allerdings dhnlich, insofern sollten auch in einem
privatrechtlichen Kaufvertrag, mit dem (auch)
stddtebauliche Ziele verfolgt werden, die oben dar-
gestellten Grundsidtze der Angemessenheit und
des Koppelungsverbots beachtet werden.'*> Neben
den bereits dargestellten Regelungsoptionen kann
auch eine Verpflichtung zum Anschluss und zur
Benutzung einer Nahwiarmeversorgung in den
Kaufvertrag aufgenommen werden. Dies wider-
spricht nach der Rechtssprechung des Bundes-
gerichtshofs nicht dem Prinzip des freien Wettbe-
werbs und stellt somit keinen Verstof gegen das
Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG)
dar. Dies gilt auch dann, wenn der Energiever-
sorger teilweise oder vollstindig in kommunaler
Hand ist.*®
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Um die Erfillung der vertraglichen Vereinbarun-
gen abzusichern, konnen auch Vertragsstrafen fiir
den Fall der Nichteinhaltung der ibernommenen
Verpflichtungen vereinbart werden. In bestimm-
ten Fallen ist auch die dingliche Absicherung (also
die Aufnahme der Verpflichtungen in das Grund-
buch) sinnvoll, damit auch bei einem Verkauf oder
bei Vererbung die Pflichten weiter bestehen (so
z. B. im Fall der Nahwarmeabnahmepflicht).

6.6 VERHANDLUNG UND ABSCHLUSS VON
VERTRAGEN

Die erfolgreiche Verhandlung tber und der
Abschluss von (stadtebaulichen) Vertragen ist ein
komplexes Unterfangen. Jeder Vertrag muss indi-
viduell ausgehandelt werden. Der Inhalt eines
jeden Vertrages ist abhidngig vom konkreten Pro-
jekt und den besonderen Zielen und Interessen der
Vertragsparteien. Entscheidet sich eine Gemeinde
daflir, einen stddtebaulichen Vertrag abzuschlie-
len, sollte sie sich juristischer Unterstiitzung
bedienen. Die Kosten einer juristischen Begleitung
kann die Gemeinde - im Rahmen der Angemessen-
heit - im stddtebaulichen Vertrag ihrem Vertrags-
partner auferlegen; dies ist auch durchaus uiblich.



7 SONSTIGE SATZUNGEN

7.1 GESTALTUNGSSATZUNGEN

Mafinahmen zum Klimaschutz und zur Klima-
anpassung konnen auch durch Gestaltungssat-
zungen erreicht werden, die auf der Grundlage
von § 91 der Hessischen Bauordnung von den
Gemeinden erlassen werden kénnen.

HESSISCHE BAUORDNUNG

§91 ORTLICHE BAUVORSCHRIFTEN

(1) Die Gemeinden kdnnen durch Satzung Vorschriften
erlassen Uiber

1. die duBere Gestaltung baulicher Anlagen (...) zur Verwirkli-
chung von Zielen des rationellen Umgangs mit Energie und
Wasser in bestimmten, genau abgegrenzten bebauten oder
unbebauten Teilen des Gemeindegebietes; (...),

3.die(...) Notwendigkeit, Art, Gestaltung und Héhe von
Einfriedungen; hierzu konnen auch Anforderungen an die
Bepflanzung gestellt und die Verwendung von Pflanzen,
inshesondere als Hecken oder als Einfriedungen, verlangt
werden,

4. die Ausstattung, Gestaltung, GroBe und Zahl der Stellplétze
fiir Kraftfahrzeuge sowie der Abstellplatze fiir Fahrrader,

5. die Begriinung von baulichen Anlagen sowie

iiber die Nutzung, Gestaltung und Bepflanzung der
Grundstiicksfreiflachen,

Der Vorteil von Gestaltungsatzungen besteht darin,
dass sie fur das gesamte Gemeindegebiet oder Teile
des Gemeindegebietes gelten kénnen und somit
tiber den begrenzten Bereich eines Baugebietes
hinausgehen. Zudem kann der Bestand miterfasst
werden, wobei der Bestandsschutz angemessen
berticksichtigt werden muss. Das nachfolgende
Beispiel zeigt, was in einer solchen Satzung gere-
gelt werden kann.

SONSTIGE SATZUNGEN

Gutes Beispiel: Broschiire der Stadt Frankfurt,
Freiriume und Gebdude klimaangepasst gestalten,
April 2023.

» https://frankfurt.de/themen/klima-und-energie/klimaanpassung/
gestaltungssatzung-freiraum-und-klima (dort auch die Satzung zum
downloaden)

» Leitfaden zur Gestaltungssatzung des HLNUG:
https://www.hlnug.de/fileadmin/dokumente/klima/Handlungshilfen/
Leitfaden_Gestaltungssatzung_Klimaanpassung.pdf

» Beispiel fiir eine Vorgartensatzung (Wiesbaden): 6_-_1.4 Vorgarten-

satzung 1 .pdf

7.2 NIEDERSCHLAGSWASSERSATZUNGEN

Wie Gestaltungssatzungen haben auch Satzun-
gen Uber die Verwertung von Niederschlagswas-
ser gegenliber Bebauungsplidnen den Vorteil, dass
sie fiir ein grofleres Gebiet erlassen werden kon-
nen, welches mehrere B-Plane erfassen kann. Die
Rechtsgrundlage hierfiir ist in den Landeswasser-
gesetzen zu finden, fiir Hessen ist dies das Hessi-
sche Wassergesetz.

§ 37 (4) HESSISCHES WASSERGESETZ

Abwasser, inshesondere Niederschlagswasser, soll von der
Person, bei der es anfallt, verwertet werden, wenn wasser-
wirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegen-
stehen. Die Gemeinden kénnen durch Satzung regeln, dass
im Gemeindegebiet oder in Teilen davon Anlagen zum
Sammeln oder Verwenden von Niederschlagswasser oder zum
Verwenden von Grauwasser vorgeschrieben werden, um die
Abwasseranlagen zu entlasten, Uberschwemmungsgefahren
zu vermeiden oder den Wasserhaushalt zu schonen, soweit
wasserwirtschaftliche oder gesundheitliche Belange nicht
entgegenstehen. Die Satzungsregelung kann als Festsetzung
in den Bebauungsplan aufgenommen werden. § 10 Abs.3 des
Baugesetzbuchs findet unter Ausschluss der iibrigen
Vorschriften des Baugesetzbuchs auf diese Festsetzungen
Anwendung.



https://frankfurt.de/themen/klima-und-energie/klimaanpassung/gestaltungssatzung-freiraum-und-klima
https://frankfurt.de/themen/klima-und-energie/klimaanpassung/gestaltungssatzung-freiraum-und-klima
https://www.hlnug.de/fileadmin/dokumente/klima/Handlungshilfen/Leitfaden_Gestaltungssatzung_Klimaanpassung.pdf
https://www.hlnug.de/fileadmin/dokumente/klima/Handlungshilfen/Leitfaden_Gestaltungssatzung_Klimaanpassung.pdf

Auf dieser Grundlage kénnen die Gemeinden ent-
sprechende Satzungen erlassen, die wiederum in
Bebauungspldne aufgenommen werden koénnen.
Als Beispiel kann die Satzung des Gebietes Ried-
berg aus Frankfurt am Main dienen, die fir ein
Gebiet mit insgeamt 6 Bebauungsplanen gilt:

» https://[www.stadtentwaesserung-frankfurt.de

Inhalt einer solchen Satzung kann auch die
Pflicht zur Nutzung des Niederschlagswassers zu
bestimmten Zwecken sein. Das Recht »Anlagen
zum Sammeln oder Verwenden von Niederschlags-
wasser oder zum Verwenden von Grauwasser«
durch Satzung vorzuschreiben (§37 Abs.4 HWG),
beinhaltet notwendigerweise auch das Recht, die
Verwendung selbst (und nicht nur die Herstellung
der Anlagen) zu regeln'*.

Denkbar sind auch spezielle »Zisternensatzungens, hierzu gibt
es eine Mustersatzung des HMLU:
https://landwirtschaft.hessen.de/sites/landwirtschaft.hessen.de/

files/2023-08/muster-zisternensatzung.pdf

7.3 SATZUNGEN UBER ANSCHLUSS- UND
BENUTZUNGSZWANG

Die Versorgung mit Warme (und Kéilte) ist eines
der zentralen Themen bei der Ausweisung neuer
Bau- und Gewerbegebiete. Um das rechtlich vorge-
gebene Ziel der Klimaneutralitit (siehe 2.1) baldmog-
lichst zu erreichen, sollte bei der Auswahl einer
Versorgungsvariante die Klimavertraglichkeit das
entscheidende Kriterium sein. Wenn eine kollek-
tive Warmeversorgung gewdahlt wird, beispiels-
weise eine zentrale »warme« oder »kalte« Nah-
warmeldsung, so kann dies (aus wirtschaftlichen
Grinden) nur funktionieren, wenn alle Grund-
stiicke im Baugebiet dem System angeschlossen
werden. Eine solche verbindliche Nutzungspflicht
kann jedoch nicht im Bebauungsplan festgelegt
werden. Hierzu bedarf es einer eigenstindigen
Satzung, die den »Anschluss« an das System und
die »Benutzung« der jeweiligen technischen Ein-
richtung vorschreibt. Vergleichbare Pflichten sind
wohlbekannt im Bereich der Abfall- und Abwas-
serentsorgung.
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Grundlage fiir einen solchen »Anschluss- und
Benutzungszwang« sind die Gemeindeordnungen
der Lander:

(2) Sie {die Gemeinde} kann bei 6ffentlichem Bediirfnis durch
Satzung fiir die Grundstiicke ihres Gebiets den Anschluss an
Wasserleitung, Kanalisation, StraBenreinigung, Fernheizung
und &hnliche der Volksgesundheit dienende Einrichtungen
(Anschlusszwang) und die Benutzung dieser Einrichtungen
und der Schlachthofe (Benutzungszwang) vorschreiben. Die
Satzung kann Ausnahmen vom Anschluss- und Benutzungs-
zwang zulassen. Sie kann den Zwang auf bestimmte Teile des
Gemeindegebiets und auf bestimmte Gruppen von Grund-
stiicken oder Personen beschrénken.

Eine Vorschrift aus dem »Gebaude-Energie-
Gesetz« (GEG) stellt zudem klar, dass die Gemeinde
eine solche Verpflichtung auch explizit aus Griin-
den des Klimaschutzes erlassen kann:

Die Gemeinden und Gemeindeverbénde kénnen von einer
Bestimmung nach Landesrecht, die sie zur Begriindung eines
Anschluss- und Benutzungszwangs an ein Netz der offent-
lichen Fernwéarme- oder Fernkélteversorgung ermachtigt, auch
zum Zwecke des Klima- und Ressourcenschutzes Gebrauch
machen.

Satzung der Gemeinde Gensingen {iber die Kalte Nahwarme-
versorgung des Baugebietes »Westlich der Alzeyer StraBex

https://www.sprendlingen-gensingen.de

Bei einer Ubertragung des Anlagenbetriebs auf
einen Privaten ist allerdings darauf zu achten, dass
die Gemeinde in wesentlichen Fragen ein Letzt-
entscheidungsrecht behlt.’*® Fiir die Ausarbeitung
der Satzung und die bei Beteiligung Privater not-
wendigen Vertrige sollte rechtliche Unterstiitzung
eingeholt werden.

Rechtlich moglich, aber in der Praxis selten, ist
dariiber hinaus eine Abnahmepflicht im Kaufver-
trag zu regeln (siehe 6.5).


https://www.stadtentwaesserung-frankfurt.de
https://landwirtschaft.hessen.de/sites/landwirtschaft.hessen.de/files/2023-08/muster-zisternensatzung.pdf
https://landwirtschaft.hessen.de/sites/landwirtschaft.hessen.de/files/2023-08/muster-zisternensatzung.pdf
https://www.sprendlingen-gensingen.de

8 ANHANG

§ 9 INHALT DES BEBAUUNGSPLANS

(1) Im Bebauungsplan konnen aus stadtebaulichen Griin-
den festgesetzt werden:
die Art und das Maf3 der baulichen Nutzung;
die Bauweise, die iiberbaubaren und die nicht tiber-
baubaren Grundsticksflichen sowie die Stellung der
baulichen Anlagen;

2a. vom Bauordnungsrecht abweichende Maf3e der Tiefe der
Abstandsflidchen;
fuir die Grof3e, Breite und Tiefe der Baugrundstiicke
Mindestmafle und aus Griinden des sparsamen und
schonenden Umgangs mit Grund und Boden fiir Wohn-
baugrundstiicke auch Hochstmafe;
die Flachen flir Nebenanlagen, die auf Grund anderer
Vorschriften fiir die Nutzung von Grundstiicken erfor-
derlich sind, wie Spiel-, Freizeit- und Erholungsflichen
sowie die Flichen fiir Stellpldtze und Garagen mit ihren
Einfahrten;
die Fliachen fiir den Gemeinbedarf sowie fiir Sport- und
Spielanlagen;
die héchstzuldssige Zahl der Wohnungen in Wohnge-
bauden;
die Flachen, auf denen ganz oder teilweise nur Wohnge-
baude, die mit Mitteln der sozialen Wohnraumforderung
gefordert werden konnten, errichtet werden diirfen;
einzelne Flichen, auf denen ganz oder teilweise nur
Wohngebaude errichtet werden diirfen, die flir Perso-
nengruppen mit besonderem Wohnbedarf bestimmt
sind;
der besondere Nutzungszweck von Flachen;

. die Flachen, die von der Bebauung freizuhalten sind,
und ihre Nutzung;

. die Verkehrsflichen sowie Verkehrsflichen besonderer
Zweckbestimmung, wie Fuf3gidngerbereiche, Flichen flir
das Parken von Fahrzeugen, Flachen fiir Ladeinfrastruk-
tur elektrisch betriebener Fahrzeuge, Flichen fiir das
Abstellen von Fahrridern sowie den Anschluss anderer
Flachen an die Verkehrsflichen; die Flachen kénnen
auch als offentliche oder private Flachen festgesetzt
werden;

. die Versorgungsflichen, einschliellich der Flachen fiir
Anlagen und Einrichtungen zur dezentralen und zent-
ralen Erzeugung, Verteilung, Nutzung oder Speicherung
von Strom, Warme oder Kéilte aus erneuerbaren Ener-
gien oder Kraft-Warme-Kopplung;

13. die Fihrung von oberirdischen oder unterirdischen Ver-
sorgungsanlagen und -leitungen;

14. die Flachen fiir die Abfall- und Abwasserbeseitigung,
einschliefllich der Riickhaltung und Versickerung von
Niederschlagswasser, sowie flir Ablagerungen;

15. die offentlichen und privaten Griinflaichen, wie Parkan-
lagen, Naturerfahrungsrdume, Dauerkleingirten, Sport-,
Spiel-, Zelt- und Badeplitze, Friedhofe;

. a) die Wasserflachen und die Fliachen fiir die Wasser-

wirtschaft,

b) die Fldchen fiir Hochwasserschutzanlagen und fiir die

Regelung des Wasserabflusses,

c) Gebiete, in denen bei der Errichtung baulicher Anla-
gen bestimmte bauliche oder technische Mafinah-
men getroffen werden miissen, die der Vermeidung
oder Verringerung von Hochwasserschédden ein-
schlie3lich Schiaden durch Starkregen dienen, sowie
die Art dieser Mafdnahmen,
die Flichen, die auf einem Baugrundstiick fiir die
natiirliche Versickerung von Wasser aus Niederschli-
gen freigehalten werden miissen, um insbesondere
Hochwasserschaden, einschliefilich Schdden durch
Starkregen, vorzubeugen;

die Flachen fiir Aufschiittungen, Abgrabungen oder fiir

die Gewinnung von Steinen, Erden und anderen Boden-

schatzen;

. a) die Flachen fur die Landwirtschaft und
b) Wald;

. die Flichen fiir die Errichtung von Anlagen fiir die
Kleintierhaltung wie Ausstellungs- und Zuchtanlagen,
Zwinger, Koppeln und dergleichen;

. die Flichen oder Maffnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft;

. die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der
Allgemeinheit, eines Erschlieffungstrigers oder eines
beschrinkten Personenkreises zu belastenden Flachen;

22. die Flachen fiir Gemeinschaftsanlagen fiir bestimmte
rdumliche Bereiche wie Kinderspielplitze, Freizeitein-
richtungen, Stellplitze und Garagen;

. Gebiete, in denen
a) zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen

im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
bestimmte luftverunreinigende Stoffe nicht oder nur
beschrankt verwendet werden durfen,

b) bei der Errichtung von Gebdauden oder bestimmten
sonstigen baulichen Anlagen bestimmte bauliche




24,

25.

ANHANG

und sonstige technische Mafinahmen fiir die Erzeu-
gung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Warme
oder Kélte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-
Warme-Kopplung getroffen werden miissen,

c) bei der Errichtung, Anderung oder Nutzungsiande-
rung von nach Art, Mafd oder Nutzungsintensitat zu
bestimmenden Gebduden oder sonstigen baulichen
Anlagen in der Nachbarschaft von Betriebsbereichen
nach § 3 Absatz 5a des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes bestimmte bauliche und sonstige technische
Mafinahmen, die der Vermeidung oder Minderung
der Folgen von Storfallen dienen, getroffen werden
mussen;

die von der Bebauung freizuhaltenden Schutzflichen

und ihre Nutzung, die Flichen fiir besondere Anla-

gen und Vorkehrungen zum Schutz vor schadlichen

Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren im Sinne

des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sowie die zum

Schutz vor solchen Einwirkungen oder zur Vermeidung

oder Minderung solcher Einwirkungen zu treffenden

baulichen und sonstigen technischen Vorkehrungen,
einschliefllich von Mafinahmen zum Schutz vor schad-
lichen Umwelteinwirkungen durch Gerdusche, wobei
die Vorgaben des Immissionsschutzrechts unbertihrt
bleiben;

fur einzelne Fliachen oder flir ein Bebauungsplangebiet

oder Teile davon sowie fiir Teile baulicher Anlagen mit

Ausnahme der fiir landwirtschaftliche Nutzungen oder

Wald festgesetzten Flachen

a) das Anpflanzen von Bidumen, Strauchern und sonsti-

gen Bepflanzungen,

b) Bindungen fiir Bepflanzungen und fiir die Erhaltung

von Baumen, Strduchern und sonstigen Bepflanzun-
gen sowie von Gewdissern,

26. die Flachen fur Aufschiittungen, Abgrabungen und Stiitz-

mauern, soweit sie zur Herstellung des Straflenkorpers
erforderlich sind.
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10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.

Vgl. Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger/Wag-
ner, Baugesetzbuch, Stand: 151. EL August 2023,
§1a Rn. 261 ff.

Vgl. Roller/Hietel, Umweltschutz in der Bauleit-
planung, 2005, S. 72; Battis/Krautzberger/Lohr,
BauGB Kommentar, 15. Aufl. 2022, §1 Rn. 46a;
Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger/Runkel/
Edenharter, Baugesetzbuch, Stand: 151. EL August
2023, §1 Rn. 107a ff.

Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger/Sofker,
Baugesetzbuch, Stand: 151. EL August 2023,
§9 Rn. 197a.

BVerfG, Beschl. v. 24.3.2021 - 1 BVR 2656/18, 1 BVR
78, 96 und 288/20 - BVerfGE 157, 30.

siehe oben Fn. 4

Die CO,-Emissionen stehen hier und nachfolgend
stellvertretend fir alle Treibhausgasemissionen.

Eine Ausnahme gilt fiir den sogenannten vor-

habenbezogenen Bebauungsplan (§12 BauGB),
hier besteht keine Bindung an den Katalog des
§9 Abs. 1 BauGB.

VGH Mannheim, Urt. v. 16.11.2022 - 8 S 2529/21 -,
NVWZ 2023, 1096 (1101).

VGH Kassel, Urt. v. 12.11.2012 - 4 C 2052/11 -,
NVWZ-RR 2013, 349 (351).

Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger/Sofker,
Baugesetzbuch, Stand: 151. EL August 2023,
§9 Rn. 15.

Halstenberg, BauR 2018, 603 (614); Eschenhagen/
Schéfer, KlimR 2022, 300 ff.

Zur rechtlichen Einordnung eines Beschlusses
zum Klimanotstand siehe Schink, UPR 2020,
201 ff.

Dies durfte auch fiir die kommunale Warmepla-
nung gelten, wenn der Plan durch die Gemeinde
formell beschlossen wurde, Vgl. Benz/Boinski,
ZUR 2023, 330 ff.

https://www.offenbach.de/buerger_innen/
umweltklima/klima/klimakonzepte/klimakon-
zept-2035/klimakonzept-2035.php

So auch das Bundesverwaltungsgericht fiir
die Abwigung im Fachplanungsrecht, Urt. v.
4.5.2022 - 9 A 7121 -, juris Rn. 80. Siehe hierzu
auch Uechtritz, NVwZ 2022, 1525.

OVG Berlin-Brandenburg, Beschl. v. 25.1.2022 -
OVG 10 S 17/21 -, BeckRS 2022, 899 Rn. 57. In die-
sem Sinne auch VGH Mannheim, Urt. v. 6.7.2021 -
352103/19 -, KlimR 2022, 33 (34); Brigelmann/
Brinktrine, 127. EL Juli 2023, BauGB § 1a Rn. 255
(m. w. N.). Entsprechendes gilt im Hinblick auf
§13 KSG und nunmehr auch ftir das Berticksich-
tigungsgebot in § 8 KAnG, welches sich an die
Regelung in §13 KSG anlehnt.

OVG Liineburg, Urt. v. 5.10.2023 - 1 KN 66/20 -,
BeckRS 2023, 30355 Rn. 62.

In diesem Sinne z. B. Schlacke NVwZ 2021, 905
(911); Gro3, NordOR 2022, 557 (560); Thalhammer/
Breidenbach, ZRP 2023, 183.

BVerwG, Beschl. v. 24.1.1995 - 4 NB 3/95 -, BauR
1995, 662 ff,; Beschl. v. 21.12.2012 - 4 BN 32/12 -,
ZfBR 2013, 279 ff.

20.

21

22.

23.

24.

25.

26.

217.

28.

20.

30.

31

32.

33.

FUSSNOTEN

VGH Miinchen, Urt. v. 22.7.2018 - 1 N 15.938 -,
NuR 2019, 484 ff.

Vgl. VGH Mannheim, Urt. v. 18.12.2014 —
8 S 1400/12 -, juris Rn. 70 m. w. N.

OVG Lineburg, Urt. v. 24.2.2021 - 1 KN 3/19 -,
BeckRS 2021, 4604 Rn. 44.

VGH Mannheim, Urt. v. 3.7.2018 - 3 S 1507/17 -,
juris Rn. 64; OVG Koblenz, Urt. v. 17.4.2019 -

1 C 10043/18 -, BauR 2019, 1736; Ernst/Zinkahn/
Bielenberg/Krautzberger/Sofker, Baugesetz-
buch, Stand: 151. EL August 2023, § 2 Rn. 147 m.
w. N,; beispielhaft zu den Anforderungen an die
Ermittlung kleinklimatischer Auswirkungen
von Grunflichen siehe VGH Mannheim, Urt. v.
29.9.2023 - 14 S 891/22 -, BeckRS 2023, 30923.

OVG Schleswig, Beschl. v. 6.7.2023 - 1 MR 9/20 -,
NordOR 2023, 570.

Fragenkatalog nach Schink, UPR 2020, 500 ff.

Vgl. auch Berliner Leitfaden Klimaschutz und
Bebauungsplanung, https://www.berlin.de/sen/
uvk/klimaschutz/klimaschutz-in-der-umsetzung/
projekte-monitoring/klimaschutz-und-bebau-
ungsplanung/ sowie UBA, Klimaschutz in der
rdumlichen Planung, S. 142 ff., https://www.
umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/
publikation/long/4369.pdf

Hierbei gentigt es, die voraussichtlichen Treib-
hausgasemissionen iiberschlédgig zu ermitteln,
die von Bau und Betrieb dieser Vorhaben aus-
gehen kénnen. Siehe zur Ermittlungstiefe auch
die vorangegangenen Ausfithrungen.

Anlage 1 (zu § 2 Absatz 4 und den §§2a und 4c
BauGB), dort Nr. 2 b) gg).

Anlage 1, Nr. 1 b).

zur derzeitigen (noch fehlenden) Bedeutung des
Monitorings flr die Anpassung von Bebauungs-
plidnen an den fortschreitenden Klimawandel
siehe Sauthoff, KlimR 2022, 11 (13).

Als projektbezogenen Angebotsbebauungsplan
bezeichnet man einen Angebotsbebauungsplan,
der durch das Vorhaben eines Vorhabentréagers
ausgelost wird und der i. d. R. mit einem stadte-
baulichen Vertrag nach § 11 BauGB kombiniert
wird, ohne dass von dem Instrument des vorha-
benbezogenen Bebauungsplans nach § 12 BauGB
Gebrauch gemacht wird.

Ein Aufstellungsbeschluss ist tiblich, sein Fehlen
hat aber keine Konsequenzen fuir die Wirksam-
keit des Bebauungsplans. Zwingend benotigt
wird ein Aufstellungsbeschluss allerdings dann,
wenn von den Instrumenten der §§ 14 bis 18
BauGB Gebrauch gemacht werden soll.

Dies ist zwar nicht zwingend erforderlich, denn
das Gesetz verlangt dies nicht. Allerdings ist dies
sinnvoll, da diese Entwiirfe gem. §2a S.2 BauGB
gerade die fiir die frithzeitige Offentlichkeitsbe-
teiligung geforderten Informationen enthalten
miussen.

Behorden und sonstige Trager 6ffentlicher
Belange sind zu beteiligen, wenn ihre Aufgaben-
bereiche durch die Planung beriihrt werden.
Keine Behorden in diesem Sinne sind die eigenen
Fachabteilungen oder Fachdmter der plangeben-
den Gemeinde/Stadt. Thre Einbindung in den
Planungsprozess erfolgt gemeindeintern und
kontinuierlich im Zuge des Planaufstellungsver-
fahrens.
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34.

35.

36.

37.

38.

39.

41.

42.

43.
44,

45.

46.

47.

48.

49.

50.

5L

52.

53.

Es sei denn, es erfolgt eine erneute formliche
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 BauGB.

https://geoportal. kassel.de/Dokumente/pdf/
bplan/Begruendung_II_11.pdf

Arndt, UPR 2020, 481 ff.

Insofern reicht die Festsetzung von Baulinien
und Baugrenzen regelméfiig nicht aus, da gem.
§23 Abs. 5 BauNVO auf den nicht tiberbaubaren
Grundstiicksflichen Nebenanlagen im Sinne des
§ 14 zugelassen werden konnen.

Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger/Sofker,
140. EL Oktober 2020, BauGB § 9 Rn. 94.

In diesem Sinne zur Festsetzung von Flichen fiir
die Landwirtschaft: BVerwG, Beschl. v. 27.1.1999 -
4 B 129.98; Beschl. V. 24.2.2003 - 4 BN 14.03;
Beschl. v. 5.10.2015 - 4 BN 31.15. Vgl. auch Ernst/
Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger/Sofker, 140. EL
Oktober 2020, BauGB § 9 Rn. 96-97e m. w. N. zur
Rechtsprechung.

BeckOK BauGB/Spannowsky, 52. Ed. 1.8.2020,
BauGB §9 Rn. 60-64.

In diesem Sinne BVerwG, Beschl. v. 17.12.1998 -
4 NB 4.97; Urt. v. 21.1.1999 - 4 B 129/98; Urt. v.
24.2.2003 - 4 BN 14.03; Beschl. v. 5.10.2015 - 4 BN
31.15.

Battis/Krautzberger/Lohr/Mitschang/Reidt, 14.
Aufl. 2019, BauGB § 9 Rn. 56.

Heute ist dies § 91 der HBO, vgl. Text unten 7.1.
Baars/Roscher, KommJur 2023, 8, 10.

Eine bundesrechtliche Pflicht zur Nutzung
erneuerbarer Energien (nicht zwingend PV-Anla-
gen) bei der Errichtung von Gebduden ergibt sich
aber aus § 10 Abs. 2 Nr. 3 GEG.

Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger/Sofker,
140. EL Oktober 2020, BauGB § 9 Rn. 110.

Fiir ein solches Verstidndnis der Vorschrift z. B.
Schrodter/Wahlhduser, in: Schrodter, BauGB 9.
Auflage 2019, § 1a BauGB Rn. 296 und bereits
Roller, BauR 1995,185, sowie Schmidt, NVwZ
2006, 1354. Gegen eine Interpretation in diesem
Sinne z. B. Kahl, ZUR 2010, 395 ff.; Otto, UPR 2020,
493 ff.

Vgl. auch Online-Handbuch fiir Kommunen
in Rheinland-Pfalz: Klimaschutz, Energie und
Klimawandelanpassung in Bebauungsplinen,
CI 6.3, S.64.

So noch das BVerwG in einem obiter dictum

im Jahr 2006 (also vor der Klimaschutznovelle):
BVerwgG, Urt. v. 25.1.2006, 8 C 13.05, ZUR 2006, 364
(366 .Sp.).

Zur Unzulassigkeit der Festsetzung von Ver-
wendungsverboten fossiler Brennstoffe, die
dem Treibhausgas - Emissionshandelsgesetz
unterliegen siehe BVerwG, Urt. v. 14.9.2017 - 4 CN
6/16 -, BVerwGE 159, 356 ff.

Vgl. Reidt UPR 2020, 489 (491).

Battis/Krautzberger/Lohr/Mitschang/Reidt,
15. Aufl. 2022, BauGB § 9 Rn. 129a.

In diesem Sinne zutreffend Ernst/Zinkahn/Bie-
lenberg/Krautzberger/Sofker, 151. EL August 2023,
BauGB § 9 Rn. 192,
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55.

56.
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58.

59.

60.

61.

62.

63.

64.

65.

66.

67.

68.

69.

70.

71.

Fossile Brennstoffe sind solche, die sich in
Jahrmillionen aus Abbauprodukten von toten
Pflanzen und Tieren entwickelt haben. Hierzu
gehoren Braun- und Steinkohle, Torf, Erdgas und
Erdol, nicht aber Holz.

Das Verbot der Verwendung fester und fliissiger
Brennstoffe fiir die Erzeugung von Raumwarme
und Warmwasser umfasst nach der Rechtspre-
chung des OVG Greifswald in der Regel nur die
dauerhafte und regelméfiige Nutzung dieser
Brennstoffe zu dem angegebenen Zweck, nicht
aber die gelegentliche Verwendung in einem ein-
zelnen Kamin oder Kaminofen; OVG Greifswald,
Beschl. v. 24.3.2005 - 3 M 11/05, LKV 2005, 364 ff.

So bereits OVG Berlin, Urt. v. 31.5.1991 - 2 B 11/89 -,
LKV 1991, 411.

Zur Pflicht, sich mit eventuellen Entschidigungs-
anspriichen im Rahmen der Abwigung aus-
einanderzusetzen, siehe z. B. VGH Munchen, Urt.
V. 28.7.2020 - 9 N 16.2497 -, BeckRS 2020, 20691
Rn. 39. Siehe hierzu auch die nachfolgenden Aus-
fithrungen in 5.3.4.

Zur Zuldssigkeit einer Festsetzung von privaten
Grinflachen auch aus Griinden der Frischluft-
zufuhr: OVG Minster, Urt. v. 30.9.2014 - 2 D 87.13.
NE -, NWVBI 2015, 219.

BVerwG, Beschl. v. 21.7.2011 - 4 BN 10.11 - BeckRS
2011, 53412.

BeckOK BauGB/Spannowsky, 52. Ed. 1.8.2020,
BauGB § 9 Rn. 60-64.

Vgl. z. B. VGH Miinchen, Urt. v. 17.3.2000 - 2 N
93.3028 , BeckRS 2000, 24725.

VGH Miinchen, Urt. v. 12.3.2007 - 26 N 05.2317,
BeckRS 2007, 29399.

Vgl. hierzu OVG Magdeburg, Urt. v. 14.10.2010 - 2
K 91/09 -, BeckRS 2010, 55863; VGH Mannheim,
Urt. v. 5.7.2022 - 5 S 2926/20 -, ZfBR 2023, 58.

Reese, ZUR 2020, 40 (44).

Zur Bedeutung der Fassadenbegriinung fiir eine
nachhaltige Stadtentwicklung vgl. Chilla/Ste-
phan/Roger/Radtke, ZUR 2002, 249 ff.

Vgl. Battis/Krautzberger/Lohr/Mitschang/Reidt,
15. Aufl. 2022, BauGB § 9 Rn. 150; Albrecht, ZUR
2023, 273 (277).

Siehe auch Rofller/Albrecht, Umsetzung frei-
raumplanerischer Klimaanpassungsmaffnahmen
durch stadt- und umweltplanerische Instru-
mente, in: Knieling/Miiller (Hrsg.), Klimaanpas-
sung in der Stadt- und Regionalentwicklung,
2015, S.252.

Zur ahnlichen Vorschrift der Niedersédchsischen
Bauordnung siehe OVG Liineburg, Beschl. v.
17.1.2023 - 1 LA 20/22 -, NVWZ 2023, 274fF; VG
Minden, Urt. v. 27.7.2023 - 1 K 6952/21 -, NVWZ-RR
2024, 961t

Schotterungen zur Gestaltung von privaten
Gérten sind grundsitzlich keine zuldssige Ver-
wendung nach § 8 Abs. 1 Satz 1 der Hessischen
Bauordnung.

Dafiir z. B. Ferber, NuR 2021, 370 ff,; dagegen z. B.
BeckOK BauGB/Spannowsky, 60. Ed. 1.10.2023,
BauGB §9 Rn. 83.5.

OVG Liineburg Beschl. v. 17.1.2023 - 1 LA 20/22 -,
NVwWZ 2023, 274 fF.

72.

73.

Th.

75.

76.
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79.
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81.

82.

83.

84.

85.
86.

87.

88.

90.

91.

92.

93.

FUSSNOTEN

Siehe auch die sehr detaillierten zeichnerischen
und textlichen Festsetzungen zum Pflanzgebot
im vorhabenbezogenen Bebauungsplan »Ostlich
Taubertstrale« der Stadt Aschaffenburg https://
www.aschaffenburg.de/dokumente/Buerger-
in-Aschaffenburg/Dateiordner-Bebauungs-
plaene/19_13_Auf - BPlLpdf.

Vgl. BVerwG, Beschl. v. 24.4.1991 - 4 NB 24/90
-, NVwZ 1991, 877; OVG Liineburg, Beschl. v.
19.5.2009 - 1 MN 12/09 -, NVwZ-RR 2009, 830.

VGH Kassel, Urt. v. 10.6.2020 - 3 C 394/19.N -,
BeckRS 2020, 15329.

§ 41a BNatSchG ist aktuell noch nicht in Kraft
gesetzt.

Schomerus, ZUR 2022, 271 (275) m. w. N.

OVG Koblenz, Urt. v. 12.72012 - 1 C 11236/11 -, ZfBR
2012, 779 ff, Rn. 37.

BVerwG, Urt. v. 30.8.2001 - 4 CN 9/00, NVwZ
2002.

Vgl. Rundschreiben vom 27.7.2021; https://www.
stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/baurechtund-
technik/25_rundschreiben_klimasensibler-
umgang-mit-niederschlagswasser.pdf

Ausdricklich ablehnend: VGH Miinchen, B. vom
13.04.2018 - 9 NE 17.1222; BeckRS 2018, 7001.

Siehe hierzu Halstenberg, BauR 2018, 603 (615).
Vgl. Eschenhagen/Schifer, KIimR 2022, 300 ff.

Siehe hierzu auch allgemein Hessisches Ministe-
rium fiir Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz: »Wasserwirtschaft in
der Bauleitplanung in Hessen - Arbeitshilfe zur
Berlicksichtigung von wasserwirtschaftlichen
Belangen in der Bauleitplanung« (Oktober 2023).

BVerwG, Urt. v. 30.8.2001 - 4 CN 9/00 , BVerwGE
115, 77 ff.

Vgl. Mitschang, UPR 2018, 361 ff.

Zitiert aus: https://planungspraxis.bund-wiki.de/
index.php/Anwendungsbeispiele_aus_rechts-
verbindlichen_Bebauungspl%C3%As4nen#Not-
wasserweg

https://kommunalagentur.nrw/wp-content/
uploads/2019/09/2019-09-11-Arbeitshilfe-Bauleit-
planung.pdf

VGH Miinchen, Urt. v. 7.8.2006 - 1 N 03.3427,
BayVBL. 2007, 655.

https://www.hInug.de/themen/klimawandel-
und-anpassung/projekte/klimprax-projekte/
starkregen-hinweiskarte

Siehe z. B.: https://geoportal.wiesbaden.de/karten-
werk/application/starkregengefaehrdungskarten;
https://[www.bensheim.de/leben-in-bensheim/
klima-umwelt-energie/klimaschutz/fliesspfad-
karten

https://[www.darmstadt.de/leben-in-darmstadt/
mobilitaet-und-verkehr/verkehrsentwicklung-
und-projekte/aktuelle-projekte/mobilitaetskon-
zept-lincoln-siedlung

Ebenso: Berliner Leitfaden Klimaschutz und
Bebauungsplanung, Ausgabe Juli 2022, S.18.

Siehe hierzu z. B. Mitschang, ZfBR 2010, 534 ff.;
Bunzel/Coulmas/Schmidt-Eichstaedt, Stadte-
bauliche Vertrige - Ein Handbuch, 4. Aufl. 2013,
S.174fE.
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94.

95.

96.

97.

98.

99.

101

102.

103.

106.

107

#Vgl. Difu (Hrsg.), Klimaschutz in Kommunen -
Praxisleitfaden, 3. Aufl. 2017, S. 116 (mittlerweile
erhéltlich in der 4. Aufl. 2023 unter https://difu.de/
publikationen/2023/praxisleitfaden-klimaschutz-
in-kommunen).

Die Aufzéhlung in § 11 Abs. 1 BauGB ist nicht
abschlief3end.

§11 Abs. 1S.2 Nrn. 4 und 5 wurden durch das
Gesetz zur Forderung des Klimaschutzes bei der
Entwicklung in den Stddten und Gemeinden v.
22.7.2011 (BGBL 11509) neu gefasst und erweitert.

Steger/Wilts/Bergs/Bergmann, Energetische
Sanierung von Bestandsgebduden oder Neubau,
Wuppertal Institut, Endbericht Mérz 2022; UBA/
KNBau, Umwelt und Klima schiitzen - Wohn-
raum schaffen - Lebensqualitét verbessern,
Position Mai 2023.

Im Bebauungsplan kénnen allerdings Fest-
setzungen getroffen werden, die einen Erhalt des
vorhandenen Gebdudebestands unterstiitzen,
z.B. indem die Festsetzungen zum Maf der bau-
lichen Nutzungen (Hohe, Zahl der Vollgeschosse,
Grundflache, Geschossfliche) und zu den
tiberbaubaren Grundstiicksflichen so gewdahlt
werden, dass sie eine Weiternutzung des Gebau-
debestands planungsrechtlich ermoglichen.

Intermodalitat bezeichnet die Kombination
mehrerer Verkehrsmittel auf einem Weg.

. https://www.darmstadt.de/leben-in-darmstadt/

mobilitaet-und-verkehr/verkehrsentwicklung-
und-projekte/aktuelle-projekte/mobilitaetskon-
zept-lincoln-siedlung

Nach der haftungsrechtlichen Rechtsprechung
muss ein Entwasserungssystem grundsatzlich
so beschaffen sein, dass es das tiblicherweise
anfallende Niederschlagswasser gefahrlos bewil-
tigen kann. Dazu zahlen auch Starkregenereig-
nisse, wenn sie mehr oder weniger regelmafig
auftreten. Das Abstellen allein auf die statistische
Regenhiufigkeit im Sinne eines »Berechnungs-
regens« greift insofern zu kurz, es bedarf einer
Einzelfallbetrachtung.

Siehe hierzu BVerwG, Urt. v. 30.8.2001 - 4 CN
9/00 -, NVwZ 2002, 202 ff. und Briigelmann/
Gierke, 124. EL Oktober 2022, BauGB § 9 Rn.
574-579.

Beispielsweise die Speicherung und Nutzung von
Niederschlagswasser zur Gartenbewdsserung
oder fiir die Toilettensplilung oder die Wiederver-
wendung z. B. von Dusch- und Badewasser als
Brauchwasser (Grauwasser).

. Vgl. u. a. Battis/Krautzberger/Lohr/Reidt, 15. Aufl.

2022, BauGB § 11 Rn. 62; Mitschang ZfBR 2020,
613, 614.

. Hagebolling, Klimaschutz durch stddtebauliche

Vertrige (2014), S. 134 mit weiteren Nachweisen.

In diesem Sinn bereits Laskowski, ZUR 2012, 597
(600).

OVG Magdeburg, Urt. v. 8.4.2008, 4 K 95/07,
NVwZ-RR 2008, 810 (811). Ahnlich OVG Liine-
burg, Beschl. v. 11.12.2012, 10 ME 130/12, BeckRS
2012,60829; OVG Munster, Beschl. v. 13.3.2018,
KommJur 2018, 303.
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